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BESCHLUSS (EU) 2015/1585 DER KOMMISSION
vom 25. November 2014

iiber die Beihilferegelung SA.33995 (2013/C) (ex 2013/NN) [Deutschlands zur Forderung
erneuerbaren Stroms und stromintensiver Unternehmen]

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen C(2014) 8786)

(Nur der englische Text ist verbindlich)

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 108 Absatz 2
Unterabsatz 1,

gestiitzt auf das Abkommen iiber den Europdischen Wirtschaftsraum, insbesondere auf Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe a,

nach Aufforderung der Beteiligten zur Stellungnahme gemdf den genannten Bestimmungen () und unter
Berlicksichtigung ihrer Stellungnahmen,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

1. VERFAHREN

(1)  Die Kommission wurde im Dezember 2011 durch eine Beschwerde davon in Kenntnis gesetzt, dass Deutschland
eine staatliche Beihilfe zur Forderung erneuerbarer Energien und stromintensiver Unternchmen gewdahrt hatte,
indem es die zur Finanzierung der Forderung erneuerbarer Energien erhobene Umlage (im Folgenden ,EEG-
Umlage“) begrenzte.

(2)  Mit Schreiben vom 18. Dezember 2013 unterrichtete die Kommission Deutschland von ihrem Beschluss, wegen
der Beihilfe das Verfahren nach Artikel 108 Absatz 2 AEUV einzuleiten (im Folgenden ,Einleitungsbeschluss).

(3)  Der Einleitungsbeschluss wurde im Amtsblatt der Europdischen Union (%) veréffentlicht. Die Kommission forderte
die Beteiligten auf, zu der Beihilfe Stellung zu nehmen.

(4  Die Kommission leitete die Stellungnahmen der Beteiligten an Deutschland weiter, das Gelegenheit zur AuRerung
erhielt. Deutschland dufSerte sich mit Schreiben vom 20. Januar 2014 und 14. November 2014 dazu.

(5)  Mit Schreiben vom 22. September 2014 verzichtete Deutschland auf die Annahme des Beschlusses in deutscher
Sprache, worauf es nach Artikel 342 AEUV in Verbindung mit Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 1/1958 (})
Anspruch hatte, und stimmte der Annahme dieses Beschlusses in englischer Sprache zu.

2. AUSFUHRLICHE BESCHREIBUNG DER BEIHILFE
2.1. Das EEG 2012

(6)  Das Erneuerbare-Energien-Gesetz 2012 (im Folgenden ,EEG 2012%) wurde am 28. Juli 2011 verabschiedet und
trat am 1. Januar 2012 in Kraft. () Durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz 2014 (°) (im Folgenden ,EEG 2014
wurden wesentliche Anderungen vorgenommen. Die Kommission genehmigte die aus der wesentlichen Anderung
resultierende neue Beihilferegelung am 23. Juli 2014 (9).

') ABL.C 37vom7.2.2014,S. 73 und ABL. C 250 vom 1.8.2014, S. 15.

%) Siehe FufSnote 1.

Verordnung Nr. 1 zur Regelung der Sprachenfrage fiir die Europiische Wirtschaftsgemeinschaft (ABL. 17 vom 6.10.1958, S. 385).

“) Gesetz fur den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz — EEG), gedndert durch das Gesetz zur Neuregelung des
Rechtsrahmens fiir die Forderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien, Bundesgesetzblatt, Teil I, S. 1634, und durch das
Gesetz zur Anderung des Rechtsrahmens fiir Strom aus solarer Strahlungsenergie und zu weiteren Anderungen im Recht der
erneuerbaren Energien vom 17. August 2012, Bundesgesetzblatt, Teil I, S. 1754.

() Gesetz zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und zur Anderung weiterer Bestimmungen des Energiewirt-
schaftsrechts vom 21. Juli 2014, Bundesgesetzblatt, Teil I, S. 1066.

(°) Staatliche Beihilfe SA.38632 (2014/N) — Deutschland: EEG 2014 — Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (noch nicht im ABL

veroffentlicht).

()
()
()
()
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(7)  Auf der ersten Ebene des mit dem EEG 2012 eingefithrten Fordersystems sind Netzbetreiber (in den meisten
Fillen die Verteilernetzbetreiber, im Folgenden ,VNB) zur Abnahme des Stroms verpflichtet, der in ihrem
Netzbereich aus erneuerbaren Energien (,EE-Strom*“) und aus Grubengas erzeugt wird (EE-Strom und Strom aus
Grubengas werden im Folgenden zusammen als ,EEG-Strom“ bezeichnet). Der Abnahmepreis ist im Gesetz
festgelegt (im Folgenden ,Einspeisevergiitung®). Statt die Zahlung der Einspeisevergiitungen zu verlangen, kénnen
Erzeuger von Strom aus erneuerbaren Energien oder Grubengas ihren Strom auch direkt auf dem Markt
verdufern (,Direktvermarktung®) und vom Netzbetreiber eine Marktpramie verlangen. Die Hohe der Marktpriamie
ist ebenfalls im Gesetz festgelegt.

(8)  Auf der zweiten Ebene miissen Netzbetreiber den EEG-Strom unverziiglich an ihre jeweiligen Ubertragungsnetz-
betreiber (im Folgenden ,UNB“) weitergeben, die wiederum dazu verpflichtet sind, den Netzbetreibern simtliche
aus den Einspeisevergiitungen und den Marktpramien resultierenden Kosten zu erstatten.

(9)  Mit dem EEG 2012 wird zudem ein Ausgleichsmechanismus festgelegt, durch den die aus der Abnahmever-
pflichtung resultierende finanzielle Belastung auf die vier in Deutschland titigen UNB aufgeteilt wird, sodass
letztlich jeder UNB die Kosten einer Strommenge deckt, die dem durchschnittlichen Anteil von EEG-Strom an der
gesamten Strommenge entspricht, die im Bereich des jeweiligen UNB im vorangegangenen Kalenderjahr an
Letztverbraucher geliefert wurde (§ 36 EEG 2012). Dies ist die dritte Ebene.

(10) Die UNB sind verpflichtet, den EEG-Strom auf dem Spotmarkt zu verkaufen. Sie konnen dies allein oder
gemeinsam tun. Reicht der auf dem Spotmarkt erzielte Preis nicht zur Deckung der finanziellen Belastung, die
sich aus ihren Zahlungsverpflichtungen gegeniiber den Netzbetreibern ergibt, sind die UNB nach dem Gesetz
berechtigt, von den Elektrizititsversorgungsunternehmen zu verlangen, dass diese anteilig zu der jeweils von
ihnen an die Letztverbraucher gelieferten Strommenge Zahlungen zur Deckung der Belastung leisten. Der Anteil
ist so zu bestimmen, dass jedes Elektrizititsversorgungsunternehmen fiir jede von ihm an einen Letztverbraucher
gelieferte Kilowattstunde Strom dieselben Kosten trigt. Auf die Zahlung der EEG-Umlage sind monatliche
Abschlige zu entrichten. Im EEG 2012 wird diese Abgabe, die UNB von Elektrizititsversorgungsunternehmen
erheben, ausdriicklich als EEG-Umlage bezeichnet (siehe § 37 Absatz 2 EEG 2012). Die vier UNB sind
verpflichtet, alle erhaltenen Zahlungen auf einem gemeinsamen EEG-Konto anzugeben und dieses Konto zu
veroffentlichen (§ 7 AusglMechV (). Dies ist die vierte Ebene.

(11) Die vier UNB miissen im Oktober die EEG-Umlage fiir das Jahr n+1 gemeinsam festlegen (§ 3 Absatz 2
AusglMechV). Die anzuwendenden Methoden und die Elemente, die sie fir die Berechnung heranziehen miissen,
sind in der Ausgleichsmechanismusverordnung (AusgIMechV) und in der Ausgleichsmechanismus-Ausfithrungs-
verordnung (AusglMechAV) () dargelegt. Diese Rechtstexte lassen den UNB kein Ermessen. § 3 AusglMechV
lautet wie folgt:

»§ 3 EEG-Umlage

(1) Die Ubertragungsnetzbetreiber berechnen die EEG-Umlage nach § 37 Absatz 2 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes transparent aus

1. der Differenz zwischen den prognostizierten Einnahmen nach Absatz 3 Nummer 1 und 3 fiir das folgende
Kalenderjahr und den prognostizierten Ausgaben nach Absatz 4 fiir das folgende Kalenderjahr und

2. dem Differenzbetrag zwischen den tatsichlichen Einnahmen nach Absatz 3 und den tatsichlichen
Ausgaben nach Absatz 4 zum Zeitpunkt der Berechnung.

(2) Die EEG-Umlage fiir das folgende Kalenderjahr ist bis zum 15. Oktober eines Kalenderjahres auf den
Internetseiten der Ubertragungsnetzbetreiber in nicht personenbezogener Form zu verdffentlichen und in
Cent pro an Letztverbraucherinnen und Letztverbraucher gelieferter Kilowattstunde anzugeben; § 43 Absatz 3
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes gilt entsprechend.

() Verordnung zur Weiterentwicklung des bundesweiten Ausgleichsmechanismus vom 17. Juli 2009, Bundesgesetzblatt, Teil I, S. 2101,
gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. August 2012, Bundesgesetzblatt, Teil I, S. 1754.

(®) Verordnung zur Ausfithrung der Verordnung zur Weiterentwicklung des bundesweiten Ausgleichsmechanismus (Ausgleichsme-
chanismus-Ausfithrungsverordnung — AusglMechAV) vom 22. Februar 2010, Bundesgesetzblatt, Teil I, S. 134, gedndert durch die
Zweite Verordnung zur Anderung der Ausgleichsmechanismus-Ausfithrungsverordnung vom 19. Februar 2013, Bundesgesetzblatt,
Teil I, S. 310.
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(12)

(3) Einnahmen sind

1.

2a.

Einnahmen aus der vortigigen und untertigigen Vermarktung nach § 2,
Einnahmen aus Zahlungen der EEG-Umlage,

Einnahmen aus Zahlungen nach § 35 Absatz 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes, soweit die Saldierung
nach § 35 Absatz 3 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes fiir den Ubertragungsnetzbetreiber einen
positiven Saldo ergeben hat,

Einnahmen aus Zinsen nach Absatz 5,
Einnahmen aus der Abrechnung der Ausgleichsenergie fiir den EEG-Bilanzkreis und

Einnahmen nach § 35 Absatz 4 oder § 38 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und Absatz 6.

Ausgaben sind

1.

1a.

1b.

Vergiitungszahlungen nach § 16 oder § 35 Absatz 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes,

Zahlungen von Pramien nach § 33g oder § 33i oder § 35 Absatz 1a des Erneuerbare-Energien-Gesetzes,
Zahlungen nach § 35 Absatz 1b des Erneuerbare-Energien-Gesetzes,

Riickzahlungen nach Absatz 6,

Zahlungen fir Zinsen nach Absatz 5,

notwendige Kosten fiir den untertigigen Ausgleich,

notwendige Kosten aus der Abrechnung der Ausgleichsenergie fiir den EEG-Bilanzkreis,

notwendige Kosten fiir die Erstellung von vortigigen und untertdgigen Prognosen sowie

notwendige Kosten fiir die Einrichtung und den Betrieb eines Anlagenregisters, sofern die Ubertragungs-
netzbetreiber zum Betrieb dieses Anlagenregisters auf Grund einer Verordnung nach § 64e Nummer 2
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes verpflichtet worden sind.

Differenzbetrige zwischen Einnahmen und Ausgaben sind zu verzinsen. Der Zinssatz betrdgt fir den
Kalendermonat 0,3 Prozentpunkte iiber dem Monatsdurchschnitt des Euro Interbank Offered Rate-Satzes fiir
die Beschaffung von Einmonatsgeld von ersten Adressen in den Teilnehmerstaaten der Europiischen
Wihrungsunion (EURIBOR) mit einer Laufzeit von einem Monat.

Entstehen infolge von Abweichungen zwischen den monatlichen Abschlagszahlungen nach § 37 Absatz 2
Satz 3 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und der Endabrechnung nach § 48 Absatz 2 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes Zahlungsanspriiche, miissen diese bis zum 30. September des auf die Einspeisung
folgenden Jahres ausgeglichen werden.

Die Ubertragungsnetzbetreiber konnen bei der Berechnung der EEG-Umlage hinsichtlich der Prognose der
Einnahmen und Ausgaben nach Absatz 1 Nummer 1 zusitzlich eine Liquidititsreserve vorsehen. Sie darf 10
Prozent des Differenzbetrages nach Absatz 1 Nummer 1 nicht iiberschreiten.”

Folglich legen die vier UNB die EEG-Umlage gemeinsam anhand des prognostizierten Finanzbedarfs fiir die
Zahlung von Einspeisevergiitungen und Priamien, der prognostizierten Einnahmen aus dem Verkauf des EEG-
Stroms auf dem Spotmarkt und des prognostizierten Stromverbrauchs fest. Zudem sind bei dieser Berechnung
eine Reihe von Einnahmen und mit der Verwaltung der EEG-Umlage verbundene Kosten zu beriicksichtigen.
2012 belief sich die EEG-Umlage auf 3,592 ct/kWh, 2013 auf 5,277 ct/kWh und 2014 auf 6,240 ct/kWh.
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(13)  Ferner folgt aus den in Erwidgungsgrund 11 dargelegten Bestimmungen, dass die EEG-Umlage den Ausgleich aller
zusitzlichen Kosten gewéhrleistet, die den Netzbetreibern und den UNB aufgrund ihrer nach dem EEG 2012
gegenitber den Erzeugern von EEG-Strom bzw. den Netzbetreibern bestehenden Verpflichtungen entstehen.
Liegen in einem Jahr die Einnahmen aus der EEG-Umlage iiber den Kosten, wird der Uberschuss auf das Folgejahr
tibertragen und die EEG-Umlage entsprechend verringert; bei Mindereinnahmen wird die EEG-Umlage
entsprechend erhoht. Diese Anpassungen erfolgen automatisch. Dafiir sind keine weiteren Mafnahmen des
Gesetzgebers oder der Exekutive erforderlich.

2.2. Das Griinstromprivileg

(14) Nach § 39 EEG 2012 verringert sich die EEG-Umlage fir Elektrizitdtsversorgungsunternehmen in einem
Kalenderjahr um 2,0 Cent pro Kilowattstunde (ct/kWh), wenn der EEG-Strom, den sie an ihre gesamten Letztver-
braucher liefern, bestimmte Anforderungen erfillt (sogenanntes ,Griinstromprivileg®).

(15) Die Verringerung wird gewihrt, wenn das Versorgungsunternehmen EEG-Strom im Rahmen der Direktver-
marktung im Sinne des § 33b Nummer 2 EEG 2012 (d. h. zu Direktvermarktungsmodalitdten, nach denen der
Erzeuger von EEG-Strom keine Forderung nach dem EEG 2012 beantragt) unmittelbar bei inlindischen Erzeugern
von EEG-Strom eingekauft hat und die betreffende Strommenge die folgenden Schwellenwerte erreicht:

a) Mindestens 50 % des Stroms, den das Elektrizititsversorgungsunternehmen an seine gesamten Letztver-
braucher liefert, ist EEG-Strom, und

b) mindestens 20 % des Stroms ist Strom aus Windenergie oder aus solarer Strahlungsenergie im Sinne der §§
29 bis 33 EEG 2012.

(16) Die Verringerung um 2,0 ct/kWh gilt fiir das gesamte Stromportfolio. Das bedeutet, dass einem Elektrizitatsver-
sorgungsunternehmen, das 50 % seines Stroms aus konventionellen Energiequellen bezieht, wihrend es sich bei
der anderen Hilfte seines Stroms um EEG-Strom handelt, den es zu den in Erwdgungsgrund 15 dargelegten
Direktvermarktungsmodalititen eingekauft hat, 4 ct/kWh gezahlt werden. Diese Zahlung kann zum Teil oder
ganz an die Erzeuger von EEG-Strom weitergegeben werden.

(17) Deutschland hat diesbeziiglich erklart, dass Elektrizititsversorgungsunternehmen, die das Griinstromprivileg
beantragen, die Verringerung um 2 ct/kWh fir ihr gesamtes Portfolio nur erhalten, wenn mindestens 50 % davon
EEG-Strom sind. Um zu vermeiden bzw. das Risiko moglichst gering zu halten, dass sie das 50 %-Ziel knapp
verfehlen (und dann auf ihr gesamtes Portfolio die volle EEG-Umlage entrichten miissen), kauften die Elektrizitats-
versorgungsunternehmen EEG-Strom mit einer Sicherheitsmarge, d. h. mehr als die erforderlichen 50 %, zuweilen
bis zu 60 %. In diesem Fall miisse bei der Berechnung des Kostenvorteils, der maoglicherweise an Erzeuger von
EEG-Strom weitergegeben werden kann, die fiir das gesamte Portfolio erhaltene Verringerung der EEG-Umlage,
d. h. 2 ct/kWh, durch einen hoheren EEG-Strom-Anteil dividiert werden. Bei einem Anteil von 60 % wiirde der
tatsichliche Kostenvorteil, der weitergegeben werden konnte, beispielsweise nicht 4 ct/kWh, sondern lediglich 3,3
ct/kWh betragen. Im Durchschnitt habe der maximale Vorteil aus dem Griinstromprivileg im Jahr 2012 bei 3,8
ct/kWh, im Jahr 2013 bei 3,2 ct/kWh und im Jahr 2014 bei 3,9 ct/kWh gelegen.

(18) Um den Umfang der in der Vergangenheit liegenden potenziellen Diskriminierung, die in den Artikeln 30 und
110 AEUV untersagt wird, zu ermitteln und zu beseitigen, hat Deutschland geschitzt, dass sich die Einfuhren von
Herkunftsnachweisen fiir Strom aus EEG-Anlagen, die fiir eine Forderung nach dem EEG 2012 in Betracht
gekommen wiren, im Geltungszeitraum des EEG 2012 (1. Januar 2012 bis 31. Juli 2014) auf 1,3 TWh beliefen.

Jahr 2012 2013 2014

Forderfahige EEG-Stromeinfuhren mit Herkunftsnachweisen (in 519 283 547
GWh)

(19) Wenn auf alle diese Einfuhren das Griinstromprivileg mit rund 4 ct/kWh anwendbar gewesen wire, wiren den
Elektrizitdtsversorgungsunternehmen, die diesen Strom gekauft haben, Deutschland zufolge im Rahmen der EEG-
Umlage Einnahmen von rund 50 Mio. EUR entgangen. Deutschland hat sich verpflichtet, diesen Betrag in
Verbindungsleitungen und europiische Energieprojekte zu investieren.
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2.3. Die begrenzte EEG-Umlage fiir stromintensive Unternehmen

(20) Nach dem EEG 2012 sind die Elektrizititsversorgungsunternchmen nicht verpflichtet, die EEG-Umlage an die
Letztverbraucher weiterzugeben. Das EEG 2012 legt jedoch fest, wie die Elektrizitdtsversorgungsunternehmen die
EEG-Umlage auf der Stromrechnung ausweisen missen, wenn die Umlage weitergegeben wird. In der Praxis
geben alle Elektrizititsversorgungsunternehmen die EEG-Umlage vollstindig weiter.

(21) In § 40 EEG 2012 wird die Hohe der Umlage, die von den Elektrizititsversorgungsunternehmen an
stromintensive Unternehmen weitergegeben werden kann, wie folgt begrenzt: Das Bundesamt fir Wirtschaft und
Ausfuhrkontrolle (,BAFA®) stellt auf Antrag einen Bescheid aus, der es den Elektrizitdtsversorgungsunternehmen
verbietet, die EEG-Umlage vollstindig an einen Letztverbraucher weiterzugeben, wenn dieser ein Unternehmen
des produzierenden Gewerbes mit hohem Stromverbrauch ist (). Diese Bestimmung wird als Besondere
Ausgleichsregelung (,BesAR) bezeichnet.

(22) Nach § 40 EEG 2012 erfolgt die Begrenzung, um die Stromkosten dieser Unternehmen zu senken und so ihre
internationale Wettbewerbsfahigkeit zu erhalten, soweit hierdurch die Ziele des EEG 2012 nicht gefihrdet werden
und die Begrenzung mit den Interessen der Gesamtheit der Stromverbraucher vereinbar ist.

(23) § 40 Absatz 1 EEG 2012 kniipft die Begrenzung der EEG-Umlage an folgende Voraussetzungen:

a) Der von einem Elektrizititsversorgungsunternehmen bezogene und selbst verbrauchte Strom hat im letzten
Geschiftsjahr mindestens 1 GWh betragen,

b) das Verhdltnis der von dem Unternehmen zu tragenden Stromkosten zur Bruttowertschopfung des
Unternehmens hat im letzten Geschiftsjahr mindestens 14 % betragen,

¢) die EEG-Umlage wurde im letzten Geschiftsjahr anteilig an das Unternehmen weitergereicht und

d) es ist eine Zertifizierung erfolgt (dies gilt nicht fir Unternehmen mit einem Stromverbrauch von unter 10
GWh).

(24) Die allgemeine Regel in § 41 Absatz 3 Nummer 1 besagt, dass die EEG-Umlage fiir stromintensive Unternechmen
stufenweise wie folgt begrenzt wird:

a) Verbrauch bis einschlieflich 1 GWh: keine Begrenzung — vollstindige EEG-Umlage,
b) Verbrauch iiber 1 GWh bis einschlieflich 10 GWh: 10 % der EEG-Umlage,
c¢) Verbrauch tiber10 GWh bis einschlieflich 100 GWh: 1 % der EEG-Umlage,

d) Verbrauch iiber 100 GWh: 0,05 ct/kWh.

(25)  Bei stromintensiven Unternehmen mit einem Strombezug von mindestens 100 GWh und einem Verhaltnis der
Stromkosten zur Bruttowertschopfung von mindestens 20 % gelten die in Erwédgungsgrund 24 genannten
Schwellen nicht. Bei ithnen wird die EEG-Umlage fiir den gesamten Strombezug auf 0,05 ct/kWh begrenzt (§ 41
Absatz 3 Nummer 2).

(26) Die BAFA-Entscheidung ist nicht nur fiir das Elektrizititsversorgungsunternehmen, sondern auch fiir den UNB
verbindlich. Wenn das BAFA entschieden hat, dass ein stromintensives Unternehmen seinem Elektrizititsversor-
gungsunternehmen nur eine verringerte EEG-Umlage zahlen muss, wird die Verpflichtung dieses Versorgungsun-
ternehmens zur Zahlung der EEG-Umlage an den UNB entsprechend begrenzt. Dies wird beriicksichtigt, wenn der
UNB die EEG-Umlage festlegt. Bei Streitigkeiten wegen Entscheidungen des BAFA sind Verwaltungsgerichte zu
befassen, weil es sich um Verwaltungsakte handelt. Aus diesem Grund sind die Entscheidungen auch sofort
vollziehbar.

2.4. Der Anpassungsplan

(27) Deutschland hat einen Anpassungsplan vorgelegt, um die Verringerungen der EEG-Umlage mit Randnummer
196 ff. der Leitlinien fir staatliche Umweltschutz- und Energiebeihilfen 2014-2020 (*) (im Folgenden ,Leitlinien
von 2014 in Einklang zu bringen.

(°) Die Begrenzung wird auch fiir Schienenbahnen gewahrt. Im Rahmen dieses Beschlusses wird diese Begrenzung jedoch nicht gepriift. Die
Kommission behdlt sich vor, § 42 EEG 2012 in einem getrennten Verfahren zu priifen.
() ABL C 200 vom 28.6.2014, S. 1.
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(28)  Bei Unternehmen, die in den Genuss der BesAR kamen, aber weniger zahlten, als sie nach Abschnitt 3.7.2 der
Leitlinien von 2014 (insbesondere nach den Forderfihigkeitskriterien der Randnummern 185, 186 und 187 und
den Verhiltnismafigkeitskriterien der Randnummern 188 und 189) hitten zahlen miissen, darf die angepasste
EEG-Umlage fiir 2013 nicht iiber 125 % der in jenem Jahr tatsichlich gezahlten Umlage liegen. Die angepasste
Umlage fur 2014 darf nicht iiber 150 % desselben Basiswerts, d. h. der 2013 tatsdchlich entrichteten Umlage
liegen. Um die Riickforderung zu beschleunigen und da die Verbrauchsdaten fiir die betreffenden Jahre noch nicht
fur alle von der Riickforderung betroffenen Unternehmen zur Verfiigung stehen, wird Deutschland zunichst
anhand des in den Antrdgen angegebenen Stromverbrauchs einen vorldufigen Riickforderungsbetrag berechnen,
der sofort zuriickzufordern ist, um die in der Rechtssache Textilwerke Deggendorf/[Kommission (') genannten
Voraussetzungen zu erfillen. In einem zweiten Schritt wird Deutschland auf der Grundlage der tatsichlichen
Verbrauchsdaten fur die betreffenden Jahre die endgiiltigen Riickforderungsbetrige bestimmen und die
erforderlichen Mafinahmen ergreifen, um die Riickforderung oder Riickzahlung auf der Grundlage dieser
endgiiltigen Betrdge zu gewihrleisten.

(29)  Ab 2015 4ndert sich der Anpassungsmechanismus. Nach § 103 Absatz 3 EEG 2014 (') wird das BAFA die EEG-
Umlage fur die Jahre 2015 bis 2018 so begrenzen, dass die EEG-Umlage fiir ein stromintensives Unternehmen in
einem Begrenzungsjahr (x) jeweils nicht mehr als das Doppelte der im jeweils dem Antragsjahr vorangegangenen
Geschiftsjahr (x — 2) gezahlten Umlage betragen wird. Die EEG-Umlage wird zwar von Jahr zu Jahr nach oben
angepasst werden, doch die 2015 zu zahlende Umlage darf nicht mehr als das Doppelte der Umlage von 2013
betragen; in den Folgejahren bis 2018 wird analog dazu verfahren.

2.5. Transparenz, EEG-Konto und Uberwachung durch den Staat

(30) Eine Reihe von Kontroll-, Aufsichts- und Durchsetzungsaufgaben wurden der Bundesnetzagentur (,BNetzA“)
tibertragen.

(31)  Erzeuger von EEG-Strom, Netzbetreiber, UNB und Elektrizititsversorgungsunternehmen miissen einander die fiir
die korrekte Umsetzung des EEG-Systems erforderlichen Daten zur Verfigung stellen. Das EEG 2012 legt
detailliert fest, welche Informationen sie den anderen Marktteilnehmern systematisch iibermitteln miissen und zu
welchem Zeitpunkt im Jahresverlauf dies zu geschehen hat. Netzbetreiber, UNB und Elektrizitdtsversorgungsun-
ternehmen konnen eine Priifung der Daten durch Wirtschafts- oder Buchpriifer verlangen.

(32) Im Rahmen des EEG 2012 wurde eine Streitschlichtungsstelle geschaffen, die vom Bundesministerium fiir
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit mit der Klirung von Fragen und Streitigkeiten zwischen Erzeugern
von EEG- Strom, Netzbetreibern, UNB und Elektrizititsversorgungsunternehmen beauftragt wurde (Clearingstelle).

(33) Ferner sind die Netzbetreiber und die UNB nach dem EEG 2012 und den Durchfithrungsverordnungen
(AusgIMechV und AusglMechAV) verpflichtet, bestimmte Daten auf ihrer Internetseite zu verdffentlichen
(Angaben zu Menge und Preis des bezogenen EEG-Stroms). Die UNB sind verpflichtet, sdmtliche mit dem EEG
2012 zusammenhingenden Geschiftsvorginge eindeutig von ihren sonstigen Titigkeitsbereichen abzugrenzen.
Sie sind verpflichtet, fur alle mit dem EEG 2012 zusammenhingenden Finanzfliisse eine gesonderte Buchfithrung
und Rechnungslegung einzurichten und fiir die mit dem EEG 2012 zusammenhingenden Einnahmen und
Ausgaben ein separates Bankkonto zu fithren, das von den vier UNB gemeinsam verwaltet wird (§ 5
AusglMechAV).

(34) Die UNB sind ferner verpflichtet, auf einer als ,EEG-Konto“ bezeichneten gemeinsamen Internetseite die
aufgeschliisselten monatlichen Einnahmen, die aus der Vermarktung des EEG-Stroms auf dem Spotmarkt und aus
der EEG-Umlage resultieren, sowie die aufgeschliisselten Ausgaben (Ausgleich fiir Netzbetreiber und sonstige mit
der Verwaltung des Ausgleichsmechanismus verbundene Kosten) zu veroffentlichen. Auflerdem miissen sie die fiir
das folgende Kalenderjahr prognostizierte EEG-Umlage im Voraus veroffentlichen.

(35) Nach dem EEG 2012 miissen Anlagen bei einer Behorde registriert werden. Diese Registrierung ist eine
Anspruchsvoraussetzung fiir die Einspeisevergiitung. Das entsprechende Register ist noch nicht eingerichtet
worden, aber es gibt bereits eine separate Verpflichtung, nach der Anlagen zur Stromerzeugung aus solarer
Strahlungsenergie und Anlagen zur Stromerzeugung aus fliissiger Biomasse registriert werden miissen, um
Einspeisevergiitungen erhalten zu konnen. Die BNetzA verwaltet das Register der Anlagen zur Stromerzeugung
aus solarer Strahlungsenergie, die Bundesanstalt fiir Landwirtschaft und Ernihrung das Register aller Anlagen, die
fliissige Biomasse verstromen.

(36) Die Netzbetreiber und die UNB miissen der BNetzA Folgendes iibermitteln: die Angaben, die sie von den
Anlagenbetreibern erhalten (z. B. Standort der Anlage und installierte Leistung), das Netz, an das die Anlagen
angeschlossen sind (Verteilnetz oder Ubertragungsnetz), die den Anlagen gezahlten Vergiitungen insgesamt und
im Einzelnen, die an die Elektrizititsversorgungsunternehmen gesandten Endabrechnungen sowie alle Daten, die

(") Urteil TWD Textilwerke Deggendorf/Kommission, T-244/93 und T-486/93, EU:T:1995;160.
(") Gesetz zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und zur Anderung weiterer Bestimmungen des Energiewirt-
schaftsrechts vom 21. Juli 2014, Bundesgesetzblatt, Teil I, S. 1066.
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zur Uberpriifung der Exaktheit der vorgelegten Zahlen erforderlich sind. Die Elektrizititsversorgungsunternehmen
sind verpflichtet, der BNetzA die an ihre Kunden gelieferten Strommengen mitzuteilen und ihre
Endabrechnungen vorzulegen. Die BNetzA ist ferner zur Uberpriifung von EEG-Stromerzeugungsanlagen befugt,
um zu kontrollieren, wie die Netzbetreiber und die UNB ihre Verpflichtungen erfiillt haben.

(37) Die UNB miissen der BNetzA auch detaillierte Angaben zur Festlegung der EEG-Umlage vorlegen. Insbesondere

miissen sie Daten zu den jeweils aufgeschliisselten Einnahmen und Ausgaben vorlegen, die bei der Berechnung
der EEG-Umlage herangezogen werden. (§ 7 Absatz 2 AusglMechV).

(38) Die durch eine Begrenzung der EEG-Umlage Begiinstigten miissen dem Bundesministerium fiir Umwelt,

Naturschutz und Reaktorsicherheit auf Verlangen alle Informationen iibermitteln, die es benétigt, um zu
beurteilen, ob die in § 40 festgelegten Ziele erreicht werden.

(39) Die BNetzA hat die Aufgabe zu iiberwachen, dass

— die UNB den zu Finspeisetarifen vergiiteten Strom im Einklang mit den geltenden Bestimmungen (d. h. der
AusglMechV) auf dem Spotmarkt vermarkten,

— die UNB die EEG-Umlage ordnungsgemif$ ermitteln, festlegen und veréffentlichen,
— die UNB den Elektrizititsversorgungsunternehmen die EEG-Umlage ordnungsgemif berechnen,
— die Netzbetreiber den UNB die Einspeisevergiitungen und die Primien ordnungsgeméf berechnen,

— sich die EEG-Umlage nur fur Elektrizititsversorgungsunternehmen verringert, die die Voraussetzungen nach §
39 erfiillen.

(40) Die BNetzA hat hinsichtlich der Ermittlung der EEG-Umlage zahlreiche Durchsetzungsaufgaben und -befugnisse

in Bezug auf die verschiedenen Ausgaben- und Einnahmenpositionen, die die UNB in die Berechnung der EEG-
Umlage einflieRen lassen diirfen. Erstens ist die BNetzA befugt, im Einvernehmen mit den zustindigen
Ministerien (*¥) die Regeln fiir die Bestimmung der Positionen, die bei der Festlegung der EEG-Umlage als
Einnahmen oder Ausgaben gelten, und des anwendbaren Zinssatzes festzulegen. Auf dieser Grundlage hat die
BNetzA in der AusglMechAV weiter ausgefithrt, welche Arten von Ausgaben beriicksichtigt werden konnen.
Zweitens sind der BNetzA alle relevanten Angaben und Unterlagen zu iibermitteln, die sich auf die Berechnung
der EEG-Umlage beziehen. Drittens kann die BNetzA zusitzliche Informationen anfordern, unter anderem auch
Kontoausziige (§ 5 Absatz 3 AusglMechAV). Zudem sind die UNB verpflichtet, die Richtigkeit und Notwendigkeit
bestimmter Ausgabenpositionen nachzuweisen, bevor diese bei der Berechnung der EEG-Umlage angesetzt
werden konnen (siche z. B. § 6 Absatz 2 AusglMechAV).

(41) Die BNetzA ist befugt, den UNB Anweisungen zu geben und Formularvorlagen fiir die Daten, die ihr die UNB

tibermitteln miissen, vorzugeben.

(42)  Ferner ist die BNetzA befugt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz und

Reaktorsicherheit die Anforderungen an die Vermarktung des EEG-Stroms auf dem Spotmarkt durch die UNB
sowie die Anreize zur bestmoglichen Vermarktung des Stroms zu regeln. Dies geschah mit der AusgIMechAV.

(43) Die BNetzA verfiigt iiber Durchsetzungsbefugnisse. Sie kann beispielsweise Anordnungen treffen, wenn UNB die

EEG-Umlage nicht ordnungsgemif festlegen (sieche § 38 Nummer 5, § 61 Absatz 1 Nummer 2). Ferner kann sie
die Hohe der EEG-Umlage festlegen. Als Einnahmen und Ausgaben im Sinne von § 3 Absidtze 3 und 4 der
AusglMechV gelten nach § 6 Absatz 3 der AusglMechAV auch Differenzbetridge zwischen der EEG-Umlage in der
vereinnahmten Hohe und der nach Mafdgabe einer vollzichbaren Entscheidung der Bundesnetzagentur nach § 61
Absatz 1 Nummern 3 und 4 des EEG 2012 zuldssigen Hohe. Folglich kann die BNetzA entgegen den von
Deutschland vorgebrachten Argumenten vollziehbare Entscheidungen treffen, um die Hohe der Umlage zu
korrigieren. Die Rechtsgrundlage dafir ist § 61 Absitze 1 und 2 in Verbindung mit §§ 65 ff. des Energiewirt-
schaftsgesetzes (EnWG) (**); nach diesen Bestimmungen kann die BNetzA fiir private Wirtschaftsbeteiligte
verbindliche Entscheidungen treffen. Ferner kann die BNetzA Geldbufen verhingen (siche § 62 Absitze 1 und 2
EEG 2012).

(44) Die BNetzA unterliegt selbst bestimmten Berichtspflichten und muss dem Bundesministerium fiir Umwel,

Naturschutz und Reaktorsicherheit sowie dem Bundesministerium fir Wirtschaft und Energie bestimmte Daten
fur statistische Zwecke und fiir die Evaluierung iibermitteln.

(") Nach § 11 AusglMechV kann die BNetzA im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-

(")

cherheit (jetzt Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit) und dem Bundesministerium fiir Wirtschaft
und Technologie (jetzt Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie) Rechtsverordnungen erlassen.

) Gesetz iiber (ie Elektrizitits- und Gasversorgung (Energiewirtschaftsgesetz — EnWG) vom 7. Juli 2005, Bundesgesetzblatt, Teil I,
$.1970, 3621, gedndert durch Artikel 3 Absatz 4 des Gesetzes vom 4. Oktober 2013, Bundesgesetzblatt, Teil I, S. 3746.
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(45) Das Umweltbundesamt (,UBA®) fithrt das Herkunftsnachweisregister im Einklang mit Artikel 15 der Richtlinie
2009/28/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (*°). Das UBA ist fiir die Ausstellung, Ubertragung und
Entwertung von Herkunftsnachweisen zustindig.

3. DER BESCHLUSS ZUR EINLEITUNG DES FORMLICHEN PRUFVERFAHRENS

(46) Am 18. Dezember 2013 beschloss die Kommission, das férmliche Priifverfahren einzuleiten, da sie der
Auffassung war, dass das EEG 2012 eine staatliche Beihilfe fiir Erzeuger von EEG-Strom, Elektrizitdtsversorgungs-
unternchmen, die das Griinstromprivileg nutzten, und stromintensive Unternehmen darstellte, und sie Zweifel an
der Vereinbarkeit dieser Beihilfe mit dem Binnenmarkt hatte.

(47)  Beziiglich des Vorliegens einer staatlichen Beihilfe kam die Kommission zu dem vorldufigen Schluss, dass das EEG
2012 i) Erzeugern von Strom aus erneuerbaren Energien und aus Grubengas insbesondere durch die Einspeisever-
giitungen und ii) stromintensiven Unternehmen durch die Verringerung ihrer EEG-Umlagen einen selektiven
wirtschaftlichen Vorteil verschaffte.

(48) Die Kommission zog ferner den vorldufigen Schluss, dass diese Vorteile aus staatlichen Mitteln finanziert wurden,
da i) der deutsche Gesetzgeber mit der EEG-Umlage offenbar eine spezielle Umlage eingefithrt hat, um die
Forderung der Erzeugung von EEG-Strom zu finanzieren, ii) der deutsche Gesetzgeber und die Exekutive den
UNB gemeinsam die Verwaltung der Umlage nach den im EEG 2012 und in Durchfithrungsvorschriften
festgelegten Regeln iibertragen haben und iii) die UNB bei der Verwaltung der EEG-Umlage streng iiberwacht
wurden.

(49) Die Kommission erachtete die Forderung des EEG-Stroms als nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe ¢ AEUV mit
dem Binnenmarkt vereinbar, dufSerte aber Zweifel an der Vereinbarkeit der Verringerungen der EEG-Umlage mit
dem AEUV, insbesondere mit Artikel 107 Absatz 3 Buchstaben b und ¢ AEUV.

(50) Zudem zweifelte sie, ob die Finanzierung der Forderung des EEG-Stroms auf der Grundlage des EEG 2012 mit
den Artikeln 30 und 110 AEUV vereinbar war, da die EEG-Umlage zwar nur die Erzeugung von EEG-Strom in
Deutschland forderte, aber auch auf den Verbrauch eingefithrten EEG-Stroms erhoben wurde und die Erzeuger
dieses Strom moglicherweise fir eine Forderung nach dem EEG 2012 in Betracht gekommen wiren, wenn sie in
Deutschland ansissig gewesen wiren.

4. DIE STELLUNGNAHMEN BETEILIGTER

(51) Mehrere Beteiligte haben zum Einleitungsbeschluss und zur Anwendung der Leitlinien von 2014 auf diesen
Beschluss nach Randnummer 248 der Leitlinien von 2014 Stellung genommen.

(52) Die meisten Beteiligten machten geltend, dass das EEG 2012 weder als staatliche Beihilfe zugunsten der Erzeuger
von EEG-Strom noch als Beihilfe zugunsten stromintensiver Unternehmen erachtet werden sollte. Ihrer
Auffassung nach hat Deutschland lediglich ein System organisiert, das auf (sukzessiven) Zahlungen zwischen
privaten Wirtschaftsbeteiligten basiert und in dem diese Beteiligten ihre eigenen finanziellen Mittel einsetzen. Die
bloe Tatsache, dass das System durch Rechtsvorschriften des Staates (EEG 2012 und dazugehérige Durch-
fihrungsvorschriften) geschaffen wurde, oder die Einbindung der BNetzA, der Bundesanstalt fir Erndhrung und
Landwirtschaft, des UBA und des BAFA, die angeblich nur iiber begrenzte Befugnisse verfiigen, kann ihrer
Ansicht nach nichts an der privaten Natur des Systems dndern. Dieser Standpunkt stiitzt sich vorrangig auf die
Gerichtsurteile in den Rechtssachen PreussenElektra (1) und Doux Elevage (V7). Falls es sich tatsichlich um eine
Beihilfe handle, sollte diese, so die Beteiligten, angesichts der Entscheidung der Kommission in der Sache NN
27/2000 (*%) als bestehende Beihilfe erachtet werden.

(53) Ferner haben mehrere Beteiligte geltend gemacht, dass die Verringerungen der EEG-Umlage entweder nach
Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe b AEUV oder nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe ¢ AEUV mit dem
Binnenmarkt vereinbar seien. Das EEG 2012 habe zwei Ziele: die Forderung des Ausbaus der Erzeugung von
EEG-Strom und den Erhalt der industriellen Basis Deutschlands und der Union. Die Beteiligten erkldrten, dass
etwaige Beihilfen auf der Grundlage des EEG 2012 ein geeignetes und angemessenes Mittel seien, um diese beiden
Ziele zu erreichen. Die Kommission sollte die Leitlinien von 2014 nicht auf diese Sache anwenden, da dies eine
riickwirkende Anwendung wire. Sie sollte auch von einer Riickforderung absehen, da das berechtigte Vertrauen
der Begiinstigten in die Rechtmifigkeit der Forderung geschiitzt werden miisse.

(**) Richtlinie 2009/28/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 zur Forderung der Nutzung von Energie aus
erneuerbaren Quellen und zur Anderung und anschlieBenden Aufhebung der Richtlinien 2001/77/EG und 2003/30/EG (ABL L 140
vom 5.6.2009, S. 16).

(*%) Urteil PreussenElektra/Schleswag, C-379/98, EU:C:2001:160.

(") Urteil Doux Elevage, C-677/11, EU:C:2013:348.

(") ABL C 164 vom 10.7.2002, S. 5.
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(54) Der Bund der Energieverbraucher, der anfangs wegen des EEG 2012 bei der Kommission Beschwerde eingelegt
hatte, erkldrte dagegen, dass die Verringerungen der EEG-Umlage eine staatliche Beihilfe im Sinne des
Artikels 107 Absatz 1 AEUV zugunsten stromintensiver Unternehmen seien und die deutschen Unternehmer und
Verbraucher belasteten, die eine hohere EEG-Umlage entrichten miissten, ohne vergleichbare Verringerungen in
Anspruch nehmen zu konnen. Die Verringerungen der EEG-Umlage konnten nicht als nach Artikel 107 Absatz 3
Buchstabe ¢ AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar erachtet werden. Diese Argumente wurden auch von
mehreren deutschen Biirgern vorgebracht.

(55) In Abschnitt 7 wird auf die Argumente der Beteiligten ndher eingegangen.

5. STELLUNGNAHME DEUTSCHLANDS ZUM EINLEITUNGSBESCHLUSS UND ZU DEN STELLUNGNAHMEN DER
BETEILIGTEN

(56) Deutschland weist darauf hin, dass die meisten Akteure des mit dem EEG 2012 eingerichteten Fordersystems wie
in der Sache PreussenElektra private Rechtssubjekte und nicht Teil einer 6ffentlichen Verwaltung seien. Der Staat
habe lediglich die einschldgigen Rechtsvorschriften erlassen und tiberwache deren Umsetzung genau. Die in das
Fordersystem eingebundenen offentlichen Stellen, insbesondere die BNetzA und das BAFA, nihmen nur ihre
begrenzten Aufgaben wahr, ohne Mittel zu verwalten. Deutschland zufolge haben diese Behorden keinen Ermes-
sensspielraum. Die Hohe der EEG-Umlage wird nach Angaben Deutschlands nicht vom Staat bestimmt, sondern
unterliege einem Marktmechanismus, da sie von den Erlosen aus dem Verkauf des EEG-Stroms auf dem
Spotmarkt abhangt. Deutschland betont, dass das EEG 2012 die Elektrizititsversorgungsunternehmen nicht zur
Weitergabe der Umlage an die Verbraucher verpflichte; die Elektrizititsversorgungsunternehmen entschieden tiber
die Weitergabe im Rahmen ihrer Preisgestaltung. Aufferdem habe keiner der Akteure des Fordersystems besondere
aus dem offentlichen Recht erwachsende Kompetenzen; sie miissten untereinander bestehende Zahlungsanspriiche
zivilgerichtlich durchsetzen.

(57) Deutschland brachte die folgenden rechtlichen Argumente vor, die mit den Argumenten der Beteiligten
vergleichbar sind:

— kein selektiver wirtschaftlicher Vorteil, da die Forderung des EEG-Stroms den Kriterien des Altmark-Urteils (*°)
entspreche und die Ermifigungen fiir stromintensive Unternehmen lediglich einen bestehenden Nachteil fur
die deutsche Industrie abfederten;

— keine Verwendung staatlicher Mittel und keine staatliche Kontrolle, da die Rechts- und Sachlage im EEG 2012
mit der vom Gerichtshof in den Rechtssachen Essent (*) und Vent de Colére (') gepriiften Rechts- und Sachlage
nicht vergleichbar sei;

— falls es sich bei den nach dem EEG 2012 geleisteten Zahlungen tatsdchlich um staatliche Beihilfen handeln
sollte, wiirde es sich angesichts der Entscheidung der Kommission in der Sache NN27/2000 um bestehende
Beihilfen handeln;

— die Vereinbarkeit der gewidhrten Beihilfen mit dem Binnenmarkt nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstaben b und
¢ AEUV;

— kein Verstof§ gegen die Artikel 30 und 110 AEUV, da eingefithrter EEG-Strom, insbesondere angesichts des
kiirzlich ergangenen Urteils in der Sache Alands Vindkraft (*2), nicht mit dem im Inland erzeugten EEG-Strom
vergleichbar sei.

(58) In Abschnitt 7 werden die Argumente Deutschlands eingehender gepriift und widerlegt.

6. VERPFLICHTUNGSZUSAGEN DEUTSCHLANDS

(59) Wie in Erwidgungsgrund 19 dargelegt, machte Deutschland die folgenden Verpflichtungszusagen beziiglich der
Reinvestition von 50 Mio. EUR in Verbindungsleitungen und européische Energieprojekte:

,For the EEG 2012, a global solution could be conceived for both the Griinstromprivileg and the Article 30/110 issue. The
solution would consist of the reinvestment into interconnectors or similar European energy projects of the estimated amount of
the alleged discrimination. The reinvestment could be made in parallel to the progress of the relevant project. On the basis of
the figures communicated by Germany, the reinvestment should amount to EUR 50 million for the period January 2012 —
July 2014. Again, Germany offers this commitment by safeguarding its legal position (no discrimination).” [Fiir das EEG
2012 konnte eine globale Losung fur das Griinstromprivileg sowie die Frage beziiglich der Artikel 30 und 110 in
Betracht gezogen werden, ndmlich die Reinvestition des geschitzten Betrags der angeblichen Diskriminierung in
Verbindungsleitungen oder vergleichbare europiische Energieprojekte. Die Reinvestition konnte parallel zum
Fortschritt des jeweiligen Projekts erfolgen. Nach den von Deutschland tibermittelten Zahlen sollte sich die
Reinvestition fiir den Zeitraum von Januar 2012 bis Juli 2014 auf 50 Mio. EUR belaufen. Deutschland macht
auch diese Zusage unter Wahrung seiner Rechtsposition (keine Diskriminierung).]

(*) Urteil Altmark Trans, C-280/00, EU:C:2003:415.

(*) Urteil Essent Netwerk Noord, C-206/06, EU:C:2008:413.

(*") Urteil Association Vent de Colére!, C-262/12, EU:C:2013:851.
(*) Urteil Alands Vindkraft, C-573/12, EU:C:2014:2037.
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(60) Zudem legte Deutschland die folgende Verpflichtungszusage beziiglich des in den Erwigungsgriinden 27 ff.
genannten Anpassungsplans vor:

,Die Riickforderung bezogen auf ein Unternehmen ergibt sich aus der Differenz der entsprechenden EEG-Kosten
nach Umwelt- und Energiebeihilfeleitlinien (EEAG) und der nach EEG 2012 bemessenen EEG-Kosten. Dabei
begrenzt der Anpassungsplan die nach EEAG zu leistende Zahlung auf max. 125 % (fur 2013) bzw. max. 150 %
(fur 2014) der nach EEG 2012 fiir 2013 geleisteten EEG-Zahlung. Negative Riickforderungsbetrige werden nicht
beriicksichtigt.”

7. WURDIGUNG DER BEIHILFE
7.1. Vorliegen einer staatlichen Beihilfe im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV

(61)  Artikel 107 Absatz 1 AEUV lautet: ,Soweit in den Vertrdgen nicht etwas anderes bestimmt ist, sind staatliche
oder aus staatlichen Mitteln gewdhrte Beihilfen gleich welcher Art, die durch die Begiinstigung bestimmter
Unternehmen oder Produktionszweige den Wettbewerb verfilschen oder zu verfilschen drohen, mit dem
Binnenmarkt unvereinbar, soweit sie den Handel zwischen Mitgliedstaaten beeintrichtigen.”

(62)  Bei der Priiffung, ob eine Mafinahme eine staatliche Beihilfe im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV darstellt,
muss die Kommission die folgenden Kriterien zugrunde legen: Die Manahme muss dem Staat zuzurechnen sein
und aus staatlichen Mitteln finanziert werden, sie muss bestimmten Unternehmen oder Wirtschaftszweigen einen
Vorteil verschaffen, der den Wettbewerb verfilscht oder zu verfilschen droht, und sie muss geeignet sein, den
Handel zwischen Mitgliedstaaten zu beeintrichtigen.

7.1.1. Vorliegen selektiver Vorteile, die Handel und Wettbewerb beeintrichtigen

(63) Die Kommission hat in ihrem Einleitungsbeschluss festgestellt, dass das EEG 2012 zwei Arten selektiver Vorteile
beinhaltete, die den Handel und den Wettbewerb beeintrichtigten.

(64) Der erste Vorteil wurde den Erzeugern von EEG-Strom verschafft. Wie die Kommission feststellte, sicherten die
Einspeisevergiitungen und die Primien den Erzeugern von EEG-Strom einen iiber dem Marktpreis liegenden Preis
fur den von ihnen erzeugten Strom. Dasselbe galt fiir die Direktvermarktung von EEG-Strom, da die Erzeuger von
EEG-Strom in diesem Fall nach § 39 EEG 2012 Anspruch auf eine Verringerung der EEG-Umlage hatten und
somit einen {iber dem Marktpreis liegenden Preis fiir den von ihnen erzeugten Strom erzielen konnten. Die
Mafnahme war selektiv, da sie nur die Erzeuger von EEG-Strom begiinstigte. Auflerdem waren die Stromerzeuger
seit der Liberalisierung des Strommarkts in Wirtschaftszweigen titig, in denen Handel zwischen Mitgliedstaaten
erfolgte (Erwidgungsgrund 76 des Einleitungsbeschlusses).

(65)  Der zweite Vorteil bestand in der Verringerung der EEG-Umlage fiir bestimmte stromintensive Unternehmen nach
der BesAR. Die Kommission stellte fest, dass die stromintensiven Unternehmen des produzierenden Gewerbes
aufgrund der Begrenzung ihrer EEG-Umlage einen Vorteil hatten. Sie wurden durch §§ 40 bis 41 EEG 2012 von
einer Belastung befreit, die sie normalerweise hitten tragen miissen. Die Begrenzung hinderte UNB und Elektrizi-
tatsversorgungsunternehmen an der Weitergabe der fuir die Forderung des EEG-Stroms anfallenden zusitzlichen
Kosten an die stromintensiven Unternehmen. Nach Auffassung der Kommission war die Manahme auch selektiv,
weil sie nur von stromintensiven Unternehmen des produzierenden Gewerbes in Anspruch genommen werden
konnte. Zudem war die Maflnahme geeignet, den Wettbewerb zu verfilschen und den Handel zwischen
Mitgliedstaaten zu beeintrachtigen, weil die Begiinstigten als Erzeuger energieintensiver Giiter in
Wirtschaftszweigen (z. B. Metall- und NE-Metallindustrie, Papierindustrie, Chemieindustrie, Zementherstellung)
titig waren, in denen Handel zwischen Mitgliedstaaten erfolgte (Erwdgungsgriinde 77 bis 80 des Einleitungsbe-
schlusses).

(66) Deutschland fiihrt folgende Griinde an, aus denen seiner Auffassung nach weder den Erzeugern von EEG-Strom
noch den stromintensiven Unternehmen, die durch die BesAR begiinstigt werden, wirtschaftliche Vorteile
verschafft werden:

a) Selbst wenn die EEG-Umlage als staatliche Finanzierung erachtet werden miisste, werde den Erzeugern von
EEG-Strom durch die Umlage an sich kein wirtschaftlicher Vorteil verschafft, da die ihnen gezahlten Einspeise-
vergiitungen von der EEG-Umlage unabhingig seien. Die EEG-Umlage gleiche lediglich die Verluste der UNB
aus. Auflerdem trage die Vergiitung der Erzeuger von EEG-Strom den Kriterien des Altmark-Urteils (*)
Rechnung.

(¥) Urteil Altmark Trans, C-280/00, EU:C:2003:415, Rn. 87 bis 93. Der Gerichtshof legte die Altmark-Kriterien fest, um zu prézisieren, unter
welchen Voraussetzungen ein von einer Behorde gewahrter Ausgleich fiir die Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem
wirtschaftlichem Interesse (,DAWI) nach Artikel 107 Absatz 1 AEUV als staatliche Beihilfe einzustufen ist.
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b) Den stromintensiven Unternehmen wird Deutschland zufolge durch die BesAR kein wirtschaftlicher Vorteil,
sondern ein Ausgleich fiir einen Wettbewerbsnachteil gewihrt, den diese Unternehmen gegeniiber
Wettbewerbern in anderen Mitgliedstaaten (mit niedrigeren Kosten fur Forderung erneuerbarer Energien) ()
und in Drittlindern (in denen es meist keine vergleichbare Belastung gibt) haben.

(67) Einige Beteiligte haben die Feststellung, dass die verringerte EEG-Umlage einen wirtschaftlichen Vorteil darstellt,
der den Wettbewerb verfilschen kann, bestritten. Die Mafinahme stelle vielmehr wieder gleiche Wettbewerbsbe-
dingungen in der Union her, da die Stromkosten der Industrie in Deutschland hoher als in anderen Lindern seien.
Ferner merkten einige Beteiligte an, dass Begiinstigten mit einem jihrlichen Stromverbrauch von mehr als 10
GWh Kosten fiir die obligatorischen Uberpriifungen ihrer Energieeffizienz entstehen.

(68) Deutschland und einige Beteiligte bestritten auch, dass der wirtschaftliche Vorteil selektiv und geeignet sei,
Wettbewerb und Handel zu beeintrichtigten, da die BesAR fiir alle Unternehmen des produzierenden Gewerbes
und Unternehmen jeder Grofe gelte. Einige Beteiligte machten geltend, dass die Ermédfigungen insofern nicht
selektiv seien, als die Situation der Begiinstigten nicht mit der anderer Unternehmen vergleichbar sei, da die
Forderfahigkeit vor allem von der Stromintensitit und dem Stromverbrauch abhinge und die EEG-Umlage fiir
stromintensive Unternehmen eine erheblich grofere Belastung sei. Selbst wenn die verringerten Umlagen prima
facie selektiv seien, seien sie wesentliche und logische Bestandteile des Fordersystems fiir EEG-Strom. Ohne die
Ermifigungen konnte die Forderung von EEG-Strom nicht finanziert werden, da stromintensive Unternehmen
sonst ihren Standort in das Ausland verlegen wiirden.

(69) Die von Deutschland und verschiedenen Beteiligten vorgebrachten Argumente iiberzeugen nicht.

7.1.1.1. Gleiche Rahmenbedingungen fiir Unternehmen in verschiedenen Mitgliedstaaten

(70)  Erstens schlieft ein Ausgleich fur bereits entstandene Kosten oder Belastungen grundsitzlich nicht aus, dass ein
wirtschaftlicher Vorteil vorliegt (¥). Ferner ist das Vorliegen eines Vorteils nicht schon deshalb ausgeschlossen,
weil sich konkurrierende Unternehmen in anderen Mitgliedstaaten in einer giinstigeren Lage befinden (*), denn
der Begriff des Vorteils beruht auf einer Analyse der finanziellen Lage eines Unternehmens in seiner eigenen
Rechts- und Sachlage, mit der betreffenden Mafinahme und in der kontrafaktischen Fallkonstellation. Gleichwohl
sind die Strompreise ohne Steuern und Abgaben fiir Industrickunden in Deutschland im Durchschnitt niedriger
als in anderen Mitgliedstaaten.

(71)  Das Gericht der Européischen Union hat unlingst in der Sache Alcoa Trasformazioni den Grundsatz, das Vorliegen
eines Vorteils miisse unabhingig vom Vorliegen gleicher Wettbewerbsbedingungen in anderen Mitgliedstaaten
gepriift werden, erneut bestitigt (¥'). Da sich bereits aus dem eingefiihrten Vorzugstarif als solchem ergebe, dass
Alcoa Trasformazioni der Unterschied zwischen dem von ENEL in Rechnung gestellten Stromtarif und dem durch
das Dekret von 1995 vorgesehenen Tarif erstattet wurde, stehe schon deshalb fest, dass das betreffende
Unternechmen nicht die Gesamtlasten trage, die es normalerweise zu tragen gehabt hitte (*%). Das Gericht stellte
fest, dass sich das Vorliegen eines Vorteils bereits aus der Beschreibung des Preisdifferenzierungsmechanismus
ergebe, d. h. eines Ausgleichsverfahrens, das ein Unternehmen von der Zahlung eines Teils der Stromkosten
befreien sollte, die fiir die Herstellung der Waren, mit denen es auf dem Unionsgebiet handelt, erforderlich
waren (%). Ferner verwies das Gericht erneut auf den Grundsatz, dass staatliche Beihilfen als solche und nicht im
Hinblick auf Ziele zu beurteilen seien, mit denen beispielsweise ein unzureichender Wettbewerbscharakter eines
Marktes beseitigt werden solle (*).

(72) Durch die Verringerungen der EEG-Umlage auf der Grundlage der BesAR wird die Finanzlage der Begiinstigten
ebenfalls verbessert, da sie von Kosten befreit werden, die sie unter normalen Bedingungen tragen miissten. Ohne
die BesAR und die Entscheidung des BAFA miissten sie die volle EEG-Umlage entrichten wie alle anderen
Stromverbraucher. Deutschland betonte, dass die Ermifligungen notwendig seien, um die Wettbewerbsfahigkeit
der Beglinstigten gegeniiber stromintensiven Unternehmen in anderen Mitgliedstaaten und Drittstaaten zu
wahren. Damit erkennt Deutschland implizit an, dass die Behandlung der Begiinstigten einen wirtschaftlichen
Vorteil beinhaltet.

(**) Zur Untermauerung dieses Arguments fithrt Deutschland den Bericht des Rates der europiischen Energieregulierungsbehorden (CEER)
vom 25. Juni 2013 ,Status Review of Renewable and Energy Efficiency Support Schemes in Europe* (insbesondere die Tabellen auf S.
18-20) an.

(*) Urteil Banco Exterior de Espafia, C-387/92, EU:C:1994:100, Rn. 13; Urteil Deutschland/Kommission, C-156/98, EU:C:2000:467, Rn. 25;
Urteil Italien/Kommission, C-6/97, EU:C:1999:251, Rn. 15; Urteil Heiser, C-172/03, EU:C:2005:130, Rn. 36; Urteil GEMO SA, C-126/01,
EU:C:2003:622, Rn. 28-31, zur unentgeltlichen Sammlung und Beseitigung von Abfillen.

(*) Urteil Italien/Kommission, 173[73, EU:C:1974:71, Rn. 36/40. Siehe auch Urteil CETM/Kommission, T-55/99, EU:T:2000:223, Rn. 85.

(¥) Urteil Alcoa Trasformazioni/Kommission, T-177/10, EU:T:2014:897, Rnn. 82 bis 85.

(**) Urteil Alcoa Trasformazioni/Kommission, T-177/10, EU:T:2014:897, Rn. 82.

(*) Urteil Alcoa Trasformazioni/Kommission, T-177/10, EU:T:2014:897, Rn. 84.

(**) Urteil Alcoa Trasformazioni/Kommission, T-177/10, EU:T:2014:897, R. 85.
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7.1.1.2. Selektivitit

(73) Hinsichtlich des Arguments, die BesAR sei nicht selektiv, ist daran zu erinnern, dass ,eine staatliche Initiative
weder aufgrund der groffen Zahl der begiinstigten Unternehmen noch aufgrund der Verschiedenartigkeit und der
Bedeutung der Wirtschaftszweige, zu denen diese Unternehmen gehoren, als eine allgemeine wirtschaftspolitische
Maflnahme angeschen werden“ kann (*'), wenn andere Wirtschaftszweige (z. B. Dienstleistungen) vom Kreis der
Begiinstigten ausgeschlossen sind. Davon ist in diesem Fall auszugehen (ohne dass die Kommission weitere
Griinde fur die Selektivitit priifen miisste), da nur das produzierende Gewerbe eine solche Beihilfe erhalten kann.
Somit sind die Verringerungen der EEG-Umlage nicht auf Unternehmen anwendbar, die sich in einer dhnlichen
Situation wie die Begiinstigten befinden. Auflerdem fithren die anhand des Stromverbrauchs festgelegten
verschiedenen Verringerungen der EEG-Umlage zu Differenzierungen zwischen Unternehmen, die sich de jure et
de facto in derselben Lage befinden, d. h. zwischen stromintensiven Unternehmen; daher sind die Verringerungen
an sich selektiv.

(74) Im Hinblick auf das Argument, der Anwendungsbereich der BesAR und die Differenzierungen seien durch Art
und Struktur des Fordersystems gerechtfertigt, ist Folgendes festzustellen: ,Eine Mafnahme, die eine Ausnahme von
der Anwendung des allgemeinen Steuersystems darstellt, [kann] gerechtfertigt sein, wenn sie unmittelbar auf den Grund- oder
Leitprinzipien dieses Steuersystems beruht. Insoweit ist zu unterscheiden zwischen den mit einer bestimmten Steuerregelung
verfolgten Zielen, die aufSerhalb dieser Regelung liegen, und den dem Steuersystem selbst inhdrenten Mechanismen, die zur
Erreichung dieser Ziele erforderlich sind“ (*3). Jedoch sind weder der Umweltschutz noch die Wahrung der
Wettbewerbsfahigkeit der Industrie als Grund- oder Leitprinzipien des Umlagesystems anzusehen. Sie stellen
vielmehr mit der Regelung verfolgte Ziele dar, die auflerhalb dieser Regelung liegen. Wie in anderen fritheren
Fillen (**) dndert das Umweltschutzziel auch im vorliegenden Fall nichts daran, dass die Verringerungen der EEG-
Umlage staatliche Beihilfen sind. Die Wahrung der Wettbewerbsfihigkeit wird nicht einmal unter den in § 1 EEG
2012 genannten Zielen des Gesetzes aufgefiihrt. Stattdessen wird in § 40 Satz 2 prazisiert, dass die Wahrung der
Wettbewerbsfahigkeit unter dem Vorbehalt steht, dass die in § 1 EEG 2012 genannten Gesetzesziele dadurch
nicht gefahrdet werden diirfen.

7.1.1.3. Vorteil aus der EEG-Umlage — Altmark-Urteil

(75)  Beziiglich des Vorbringens Deutschlands, die EEG-Umlage an sich stelle keinen Vorteil fiir die Erzeuger von EEG-
Strom dar, weist die Kommission darauf hin, dass die Fordermafinahmen die finanzielle Lage dieser Erzeuger
verbessern und sie dadurch hohere Einnahmen erzielen als durch einen Verkauf ihres Stroms zum Marktpreis. Die
EEG-Umlage dient der Finanzierung dieser Férdermaflnahmen. Anders als von Deutschland dargelegt, spielt es fiir
die Feststellung, ob die Einspeisevergiitungen einen wirtschaftlichen Vorteil darstellen, keine Rolle, ob diese
Vergitungen durch die Hohe der EEG-Umlage beeinflusst werden oder nicht.

(76) Deutschland hat geltend gemacht, dass die Forderung fiir die Erzeuger von EEG-Strom einen angemessenen
Ausgleich fiir die Erbringung einer Gemeinwohlverpflichtung im Sinne des Altmark-Urteils darstelle.

(77) In der Rechtssache Altmark stellte der Gerichtshof fest, dass eine staatliche Maflnahme nicht unter Artikel 107
Absatz 1 AEUV fillt, ,soweit sie als Ausgleich anzusehen ist, der die Gegenleistung fiir Leistungen bildet, die von den
Unternehmen, denen sie zugutekommt, zur Erfiillung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen erbracht werden, so dass diese
Unternehmen in Wirklichkeit keinen finanziellen Vorteil erhalten und die genannte MafShahme somit nicht bewirkt, dass sie
gegeniiber den mit ihnen im Wettbewerb stehenden Unternehmen in eine giinstigere Wettbewerbsstellung gelangen* (**).

(78)  Diese Feststellung war jedoch an vier Voraussetzungen gekniipft (*°):

a) ,Erstens muss das begiinstigte Unternehmen tatsichlich mit der Erfilllung gemeinwirtschaftlicher
Verpflichtungen betraut sein, und diese Verpflichtungen miissen klar definiert sein.”

b) ,Zweitens sind die Parameter, anhand deren der Ausgleich berechnet wird, zuvor objektiv und transparent
aufzustellen, um zu verhindern, dass der Ausgleich einen wirtschaftlichen Vorteil mit sich bringt, der das
Unternehmen, dem er gewahrt wird, gegeniiber konkurrierenden Unternehmen begiinstigt.”

(*') Urteil Adria-Wien Pipeline, C-143/99, EU:C:2001:598, Rn. 48.

(*}) Urteil Paint Graphos, verbundene Rechtssachen C-78/08 bis C-80/08, EU:C:2011:550, Rn. 69.

(**) Urteil Belgien/Kommission, C-75/97, EU:C:1999:311, Rn. 38 ff,; Urteil Heiser, C-172/03, EU:C:2005:130; Urteil British Aggregates
Association/Kommission, C-487/06 P, EU:C:2008:757, Rn. 86 bis 92. Urteil Adria-Wien Pipeline, C-143/99, EU:C:2001:598, Rn. 43 und
52 ff.

(**) Urteil Altmark Trans, C-280/00, EU:C:2003:415, Rn. 87.

(*) Urteil Altmark Trans, C-280/00, EU:C:2003:415, Rn. 89 bis 93.
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c) ,Drittens darf der Ausgleich nicht tiber das hinausgehen, was erforderlich ist, um die Kosten der Erfiillung der
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen unter Beriicksichtigung der dabei erzielten Einnahmen und eines
angemessenen Gewinns aus der Erfullung dieser Verpflichtungen ganz oder teilweise zu decken.”

d) ,Wenn viertens die Wahl des Unternehmens, das mit der Erfiilllung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen
betraut werden soll, im konkreten Fall nicht im Rahmen eines Verfahrens zur Vergabe offentlicher Auftrige
erfolgt, das die Auswahl desjenigen Bewerbers ermdglicht, der diese Dienste zu den geringsten Kosten fiir die
Allgemeinheit erbringen kann, so ist die Hohe des erforderlichen Ausgleichs auf der Grundlage einer Analyse
der Kosten zu bestimmen, die ein durchschnittliches, gut gefihrtes Unternehmen, das so angemessen mit
Transportmitteln ausgestattet ist, dass es den gestellten gemeinwirtschaftlichen Anforderungen geniigen kann,
bei der Erfillung der betreffenden Verpflichtungen hitte, wobei die dabei erzielten Einnahmen und ein
angemessener Gewinn aus der Erfiillung dieser Verpflichtungen zu beriicksichtigen sind.”

(79) Deutschland zufolge erfiillt die Férderung der Erzeuger von EE-Strom die erste Voraussetzung, weil die Férderung
der Nutzung erneuerbarer Energien nach Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie 2009/28/EG ein Ziel von
gemeinsamem Interesse sei. Zudem zeige Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie 2009/72/EG des Europdischen
Parlaments und des Rates (*%), dass die Forderung erneuerbarer Energien Gegenstand einer Gemeinwohlver-
pflichtung sein kénne, die Unternehmen im Stromsektor auferlegt werde.

(80) Nach Auffassung Deutschlands ist auch das zweite Altmark-Kriterium erfiillt, da die Berechnungsparameter, die
der Bestimmung des Ausgleichs fiir Erzeuger von EEG-Strom zugrunde liegen, im EEG 2012 auf objektive und
transparente Weise im Voraus festgelegt wurden.

(81) Da die Kommission in ihrem Einleitungsbeschluss festgestellt hat, dass Erzeuger von EEG-Strom keine
Uberkompensation erhalten, ist Deutschland zufolge auch das dritte Kriterium erfullt.

(82)  Auflerdem macht Deutschland geltend, dass die Hohe der Forderung fir Erzeuger von EEG-Strom anhand einer
Analyse der Kosten bestimmt worden sei, die ein durchschnittliches, gut gefithrtes Unternehmen mit
angemessener Ausstattung bei der Erfullung seiner Verpflichtungen hitte. In diesem Zusammenhang verweist
Deutschland auf die Schlussfolgerung der Kommission in der Vereinbarkeitsbewertung des Einleitungsbeschlusses,
nach der die Férdermafinahmen fiir Erzeuger von EEG-Strom einen Anreizeffekt haben und verhiltnismagig sind.
Beide Fakten belegten, dass die durch die Einspeisevergiitungen begiinstigten Unternehmen gut gefiihrt seien.

(83) Die Kommission halt diese Argumente nicht fiir iiberzeugend.

(84) Das erste Altmark-Kriterium ist nur erfillt, wenn der Erbringer einer offentlichen Dienstleistung mit einer
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung betraut wurde.

(85) Nach dem EEG 2012 sind die Unternehmen nicht zur Erzeugung verpflichtet; sie reagieren vielmehr auf einen
wirtschaftlichen Anreiz, den der deutsche Staat gibt.

(86)  Deshalb ist das erste Altmark-Kriterium nach Auffassung der Kommission nicht erfiillt.

(87) Da simtliche Altmark-Kriterien erfiillt sein miissen, zieht die Kommission (ohne das zweite, dritte und vierte
Kriterium priifen zu miissen) den Schluss, dass das von Deutschland vorgebrachte Argument, die Einspeisever-
giitungen fiir Erzeuger von EE-Strom seien ein angemessener Ausgleich fir die Erfullung einer gemeinwirt-
schaftlichen Verpflichtung im Sinne des Altmark-Urteils, nicht anerkannt werden kann.

7.1.1.4. Van der Kooy, Danske Busvognmand und Hotel Cipriani

(88) Im Zusammenhang mit den Verringerungen der EEG-Umlage auf der Grundlage der BesAR haben Deutschland
wie auch einige andere Beteiligte das Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache Van der Kooy und die Urteile des
Gerichts in den Rechtssachen Danske Busvognmend und Hotel Cipriani angefiihrt, um zu bekriftigen, dass die
Verringerungen keinen wirtschaftlichen Vorteil darstellen (*').

(*) Richtlinie 2009/72[EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 iiber gemeinsame Vorschriften fiir den Elektrizi-
titsbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/54/EG (ABI. L 211 vom 14.8.2009, S. 55).

(*’) Urteil Kwekerij Gebroeders van der Kooy u. a., 67/85, 68/85 und 70/85, EU:C:1988:38; Urteil Danske Busvognmend/Kommission, T-157/01,
EU:T:2004:76; Urteil Hotel Cipriani u. a./Kommission, T-254/00, T-270/00 und T-277/00, EU:T:2008:537.



25.9.2015 Amtsblatt der Europdischen Union L 250/135

(89) In der Rechtssache Van der Kooy befand der Gerichtshof, dass ein Erdgasvorzugstarif fiir Gartenbaubetriebe mit
Warmhauserzeugung keine Beihilfe darstellt, wenn es ,im Kontext des betreffenden Marktes objektiv durch
wirtschaftliche Griinde wie die Notwendigkeit gerechtfertigt ist, auf diesem Markt im Preiswettbewerb mit anderen
Energiequellen zu bestehen* (**). Der Gerichtshof bezog sich jedoch auf einen anderen Sachverhalt als Deutschland
und andere Beteiligte. Seine Feststellung betraf den Wettbewerb zwischen verschiedenen Brennstoffen auf
demselben Markt und die Méglichkeiten eines Brennstoffanbieters, seine Tarife entsprechend anzupassen, d. h., es
ging um die Anwendung des Prinzips des marktwirtschaftlich handelnden Kapitalgebers. Die Frage war, ob die
Gartenbaubetriebe wegen der hoheren Gaspreise auf Kohle umstellen wiirden und ob die Vorzugstarife somit
vonseiten des Erdgasanbieters wirtschaftlich sinnvoll waren. Im vorliegenden Fall gibt es keinen Hinweis darauf,
dass Deutschland wie ein marktwirtschaftlich handelnder Kapitalgeber gehandelt hat, und Deutschland hat auch
nie geltend gemacht, dass die Verringerungen der EEG-Umlage fiir stromintensive Unternehmen als Erfullung des
Kriteriums des marktwirtschaftlich handelnden Kapitalgebers erachtet werden sollten.

(90)  Auflerdem haben in der Zwischenzeit der Gerichtshof der Europiischen Union und in neueren Urteilen auch das
Gericht die Obiter Dicta des Gerichts in den Rechtssachen Danske Busvognmend (*) und Hotel Cipriani (*')
aufgehoben. In der Rechtssache Comitato ,Venezia vuole vivere“ (') stellte das Gericht fest, dass eine Malnahme nur
dann nicht als staatliche Beihilfe gilt, wenn sie als Ausgleich fir Leistungen anzusehen ist, die von Unternehmen,
die mit einer Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse betraut sind, zur Erfullung gemeinwirt-
schaftlicher Verpflichtungen erbracht werden, sodass diese Unternehmen in Wirklichkeit keinen finanziellen
Vorteil erhalten und die genannte Mafinahme somit nicht bewirkt, dass sie gegeniiber den mit ihnen im
Wettbewerb stehenden Unternehmen in eine giinstigere Wettbewerbsstellung gelangen (*). Auflerdem konnen
dem Gericht zufolge die Versuche eines Mitgliedstaats, die Wettbewerbsbedingungen in einem bestimmten
Wirtschaftssektor denen in anderen Mitgliedstaaten durch einseitige Malnahmen anzunihern, diesen Mafinahmen
nicht den Charakter von Beihilfen nehmen (*)). Manahmen, die den Ausgleich etwaiger Nachteile bezwecken, die
in einem bestimmten Gebiet eines Mitgliedstaats ansissige Unternehmen zu tragen haben, konnten selektive
Vorteile darstellen (*4).

(91) Das Gericht hat ferner festgestellt, dass das Urteil in der Rechtssache Danske Busvognmend nicht anwendbar ist,
wenn der Staat ein Unternehmen von finanziellen Belastungen befreit, die es normalerweise zu tragen hitte. Das
Gericht bekraftigte den Grundsatz, dass das Ziel des Ausgleichs, d. h. die Beseitigung von Wettbewerbsnachteilen,
ihm nicht den Charakter von Beihilfen im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV nehmen kann (*).

(92) In einem spiteren Urteil erkannte das Gericht an, dass das mit bestimmten Beitragserleichterungen angestrebte
Ziel des Ausgleichs von Wettbewerbsnachteilen von Unternehmen diesen Vorteilen nicht den Charakter von
Beihilfen im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV nehmen kann. Somit ist eine Maflnahme, die als Ausgleich
fur einen strukturellen Nachteil vorgesehen ist, nur dann nicht als staatliche Beihilfe anzusehen, wenn die
Altmark-Kriterien erfiillt sind (*).

(93) Die von Deutschland und einigen Beteiligten vorgebrachten Argumente konnen daher nicht akzeptiert werden.

(94) Die Kommission kommt zu dem Schluss, dass die Mafnahme den Erzeugern von EEG-Strom einen selektiven
Vorteil verschafft, der den Wettbewerb und den Handel zwischen Mitgliedstaaten beeintrachtigen diirfte.

7.1.2. Zurechenbarkeit

(95) Die Kommission vertrat in ihrem Einleitungsbeschluss die Auffassung, dass die Vorteile dem deutschen Staat
zuzurechnen waren, weil die Einspeisevergiitungen und Primien, die EEG-Umlage und die Begrenzung der
Umlage auf Gesetzen und Durchfithrungsvorschriften beruhen und die Begrenzung der Umlage erst festgelegt
wurde, nachdem das BAFA, eine staatliche Stelle, festgestellt hatte, dass die rechtlichen Voraussetzungen erfiillt
warer.

(96) Deutschland und Dritte haben die Zurechenbarkeit zum Staat mit dem Argument bestritten, der Staat habe
lediglich Rechtsvorschriften erlassen und die Netzbetreiber handelten in eigener Verantwortung.

(**) Urteil Kwekerij Gebroeders van der Kooy u. a., 67/85, 68/85 und 70/85, EU:C:1988:38, Rn. 30.

(*) Urteil Danske Busvognmeend/Kommission, T-157/01, EU:T: 2004:76, Rn. 57.

(*) Urteil Hotel Cipriani u. a/Kommlsswn T-254/00, T-270/00 und T-277/00, EU:T:2008:537, Rn. 185.
(*) Urteil Comitato ,Venezia vuole vivere* u. a./Kommission, C-71/09 P, EU:C:2011:368.
(*)
(*)
(*)
(*)

#) Urteil Comitato ,Venezia vuole vivere* u. a./Kommission, C-71/09 P, EU:C:2011:368, Rn. 95.

) Urteil Comitato ,Venezia vuole vivere* u. a./Kommission, C-71/09 P, EU:C:2011:368, Rn. 96.

#) Urteil Deutschland/Kommission, T-295/12, EU:T:2014:675, Rn. 144; Urteil Zweckverband Tierkorperbeseitigung/Kommission, T-309/12, EU:
T:2014:676,Rn. 261.

(*) Urteil British Telecommunications u. a./Kommission, T-226/09, EU:T:2013:466, Rn. 71.

/

#?) Urteil Comitato , Venezia vuole vivere* u. a./Kommission, C-71/09 P, EU:C:2011:368, Rn. 92.
/
/
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(97) Die Frage der Zurechenbarkeit bedarf moglicherweise einer sorgfiltigen Priifung, wenn es nur um das Verhalten
staatlicher Unternehmen geht. Die Handlungen der offentlichen Verwaltung und des Gesetzgebers sind jedoch
ohne jeden Zweifel immer dem Staat zuzurechnen (*).

7.1.3. Vorliegen staatlicher Mittel

(98) Im Hinblick auf die Forderung von Erzeugern von EEG-Strom kam die Kommission in ihrem Einleitungsbeschluss
zu dem vorldufigen Ergebnis, dass die UNB im Rahmen des EEG 2012 seitens des Staates mit der Aufgabe betraut
wurden, die EEG-Umlage zu verwalten, und dass die Einnahmen aus der EEG-Umlage staatliche Mittel darstellen
(Erwdgungsgrund 138).

(99) Der Staat hat nicht nur definiert, wem der Vorteil gewihrt werden soll, welche Forderkriterien gelten und wie
hoch die Forderung ausfillt, sondern er hat auch die finanziellen Mittel zur Deckung der Kosten der Forderung
des EEG-Stroms bereitgestellt. Anders als es in der Rechtssache Doux Elevage (%) der Fall war, wurde die EEG-
Umlage vom Gesetzgeber, d. h. dem Staat, geschaffen und wird von diesem erhoben; sie stellt nicht bloff eine
private Initiative der UNB dar, die der Staat fiir verbindlich erklirt, um eigenmichtiges Vorgehen zu vermeiden.
Der Staat hat Zweck und Ziel der Umlage definiert: Sie dient der Finanzierung einer vom Staat ausgearbeiteten
Forderpolitik und nicht einer von den UNB beschlossenen Aktion. Den UNB steht es nicht frei, die Umlage nach
ihrem Ermessen festzulegen, sie werden vielmehr streng dabei itberwacht, wie sie die Umlage berechnen, erheben
und verwalten. Auch die Vermarktung des EEG-Stroms wird vom Staat tiberwacht. Die Bestimmungen tiber die
Festsetzung der EEG-Umlage stellen sicher, dass die Umlage fiir geniigend finanzielle Deckung sorgt, um die
Forderung des EEG-Stroms sowie die Kosten fiir die Verwaltung des Systems bezahlen zu konnen. Diese
Bestimmungen erlauben keine iiber die Deckung dieser Kosten hinausgehenden zusitzlichen Einnahmen. Die
UNB diirfen die EEG-Umlage nicht zur Finanzierung anderweitiger Titigkeiten nutzen; die Finanzfliisse sind iiber
separate Bankkonten abzuwickeln (Erwagungsgrund 137 des Einleitungsbeschlusses).

(100) Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs erfasst der Begriff der staatlichen Mittel im Sinne des Artikels 107
Absatz 1 AEUV sowohl unmittelbar durch den Staat gewidhrte Vorteile als auch Vorteile, die durch vom Staat
beauftragte oder errichtete offentliche oder private Einrichtungen gewihrt werden (*°). Infolgedessen reicht die
Tatsache, dass ein Vorteil nicht unmittelbar aus dem Staatshaushalt finanziert wird, allein nicht aus, um den
Einsatz staatlicher Mittel auszuschlieen (*%). Ferner schliefSt eine zunichst private Herkunft der Mittel deren
Einstufung als staatliche Mittel im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV nicht aus (°!). Auch die Tatsache, dass
die Mittel zu keinem Zeitpunkt zum Vermaogen des Staates gehoren, schliefSt nicht aus, dass sie unter Umstinden
staatliche Mittel darstellen, sofern sie unter staatlicher Kontrolle stehen (*) (siche Erwigungsgriinde 82, 83 und
84 des Einleitungsbeschlusses).

(101) Daher hat der Gerichtshof in mehreren Fillen entschieden, dass von privaten Einrichtungen erhobene Beitrige
staatliche Beihilfen darstellen konnen, wenn die betreffende Einrichtung im Einklang mit den innerstaatlichen
Rechtsvorschriften speziell mit der Verwaltung der Beitrige beauftragt oder zu diesem Zweck errichtet wurde (*%)
(siehe Erwdgungsgriinde 85 bis 89 des Einleitungsbeschlusses). ,Da die fraglichen Fonds nach innerstaatlichen
Rechtsvorschriften durch Zwangsbeitrige gespeist werden und, wie der vorliegende Fall zeigt, gemdf diesen Rechtsvorschriften
verwaltet und verteilt werden, sind sie als staatliche Mittel im Sinne des [Artikels 107] zu betrachten, selbst wenn ihre
Verwaltung nichtstaatlichen Organen anvertraut wére (*4).“

(102) Infolgedessen kam die Kommission im Einleitungsbeschluss unter Bezugnahme auf die Feststellungen des
Gerichts () zu dem Schluss, dass es fur die Beurteilung der Frage des Vorliegens staatlicher Mittel unabhingig
von deren urspriinglicher Herkunft auf den Umfang der Beteiligung der 6ffentlichen Stellen bei der Festlegung der
betreffenden Maflnahmen und ihrer Finanzierungsmodalititen ankommt.

(103) Wenngleich der Gerichtshof in den Rechtssachen PreussenElektra und Doux Elevage das Vorliegen staatlicher Mittel
ausgeschlossen hat, war dies auf die besonderen Umstinde dieser Fille zuriickzufithren. In der Rechtssache
PreussenElektra (°°) ging es weder um eine Umlage oder einen Beitrag, noch war eine Einrichtung zur Verwaltung
der Mittel errichtet oder mit der Verwaltung der Mittel beauftragt worden, sondern die privaten Unternehmen
mussten die ihnen auferlegten Verpflichtungen unter Einsatz ihrer eigenen finanziellen Mittel erfiillen. In der

(*) Vgl. Schlussfolgerungen des GA Wathelet, Commerz Nederland, C-242/13, EU:C:2014:308, Rnn. 75 ff.

(**) Urteil Doux Elevage, C-677/11, EU:C:2013:348.

(*) Urteil Steinike & Weinlig/Deutschland, C-78/76, EU:C:1977:52, Rn. 21.

() Urteil Doux Elevage, C-677/11, EU:C:2013:348, Rn. 35.

(") Urteil Association Vent de Colere!, C-262/12, EU:C:2013:851, Rn. 16 bis 20.

(*») Urteil Association Vent de Colere!, C-262/12, EU:C:2013:851, Rn. 21.

(**) Urteil Steinike & Weinlig/Deutschland, C-78/76, EU:C:1977:52, Ra. 21; Urteil Italien/Kommission, 173/73, EU:C:1974:71, Rn. 33/35;
Urteil Frankreich/Kommission, 25985, EU:C:1987:478, Rn. 23; Urteil Essent Netwerk Noord, C-206/06, EU:C:2008:413, Rn. 66.

(**) Urteil Italien/Kommission, 173/73, EU:C:1974:71, Rn. 33/35.

(**) Urteil Frankreich/Kommission, T-139/09, EU:T:2012:496, Rn. 63 und 64.

(*) Urteil PreussenElektra/Schleswag, C-379/98, EU:C:2001:160.
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Rechtssache Doux Elevage gab es hingegen einen Beitrag, der vom Staat fiir verbindlich erklirt wurde; die private
Einrichtung konnte die Einnahmen aus diesem Beitrag jedoch nach freiem Ermessen verwenden. Daher kam es in
diesem Fall zu keiner staatlichen Kontrolle iiber die eingenommenen Gelder.

(104) Bei der Anwendung dieser Grundsitze auf das mit dem EEG 2012 eingefiihrte Fordersystem kam die Kommission
zu folgendem vorldufigem Schluss:

(105) Im Rahmen des EEG 2012 hat der Staat eine spezielle Abgabe, die EEG-Umlage, eingefiihrt und deren Zweck
definiert: Sie dient der Finanzierung des Differenzbetrags zwischen den Kosten, die bei den UNB beim Kauf des
EEG-Stroms anfallen, und den Einnahmen der UNB aus der Vermarktung dieses Stroms. Die Berechnungsmethode
fiir die Umlage und der Grundsatz, dass Defizite und Uberschiisse im Folgejahr zu korrigieren sind, sind ebenfalls
im EEG 2012 festgelegt. Dies stellt sicher, dass den UNB keine Verluste entstehen, bedeutet jedoch auch, dass sie
die Einnahmen aus der Umlage fiir keine anderen Zwecke als die EEG-Forderung verwenden diirfen. Die
Kommission kam somit zu dem Schluss, dass, anders als es in der Rechtssache PreussenElektra der Fall war, die
Unternehmen vom Staat mit den finanziellen Mitteln versorgt werden, die zur Finanzierung der Forderung von
EEG-Strom benotigt werden (siche Erwdgungsgriinde 97 bis 103 des Einleitungsbeschlusses).

(106) Dariiber hinaus gelangte die Kommission zu dem Schluss, dass die UNB mit der Verwaltung der EEG-Umlage
beauftragt wurden. So miissen sie:

— den in ihrem Netzbereich erzeugten EEG-Strom entweder direkt vom Erzeuger, wenn er direkt an die
Ubertragungsleitung angeschlossen ist, oder von den Verteilernetzbetreibern (VNB) zu Einspeisetarifen
abnehmen oder die Marktprimie bezahlen. Im Ergebnis sind der EEG-Strom wie auch die finanzielle Last der
Forderung nach dem EEG 2012 auf der Ebene von jedem der vier UNB zentralisiert;

— auf die Elektrizitdtsversorgungsunternehmen, die einen entsprechenden Antrag stellen und die einschlidgigen
Bedingungen des § 39 Absatz 1 EEG 2012 erfiillen, das Griinstromprivileg anwenden;

— die EEG-Strommenge untereinander ausgleichen, sodass jeder von ihnen denselben durchschnittlichen Anteil
an EEG-Strom erwirbt;

— den EEG-Strom auf dem Spotmarkt nach den im EEG 2012 und seinen Durchfithrungsbestimmungen
festgelegten Regeln vermarkten; dies konnen sie gemeinsam tun;

— gemeinsam die EEG-Umlage, die fiir jede in Deutschland verbrauchte kWh gleich sein muss, als
Differenzbetrag zwischen den Einnahmen aus der Vermarktung des EEG-Stroms und den Ausgaben im
Zusammenhang mit der Vergiitung des EEG-Stroms berechnen;

— gemeinsam die EEG-Umlage in einem speziellen Format auf einer gemeinsamen Internetseite veroffentlichen;
— zusammengefasste Informationen iiber den gefoérderten Strom aus erneuerbaren Energien verdffentlichen;

— die fiir ein bestimmtes Jahr prognostizierte EEG-Umlage mit der eigentlich zutreffenden Umlage vergleichen
und die Umlage fiir das Folgejahr anpassen;

— Prognosen fiir mehrere Jahre im Voraus verdffentlichen;
— die EEG-Umlage bei den Elektrizititsversorgungsunternehmen erheben;

— (jeder fur sich) fur alle mit dem EEG 2012 zusammenhidngenden Finanzfliisse (Ausgaben und Einnahmen)
gesonderte Biicher und Bankkonten fithren.

(107) Die Kommission stellte zusitzlich fest, dass die UNB bei der Verwaltung der EEG-Umlage vom Staat streng
iiberwacht werden (Erwigungsgriinde 110 bis 113 des Einleitungsbeschlusses). Die Uberwachung erfolgt durch
die BNetzA, die auch iiber die erforderlichen Durchsetzungsbefugnisse verfiigt. Die BNetzA iiberwacht
insbesondere, dass die UNB den zu Einspeisetarifen vergiiteten Strom im Einklang mit den geltenden
Bestimmungen auf dem Spotmarkt vermarkten; die UNB die EEG-Umlage ordnungsgemif ermitteln, festlegen
und verdffentlichen; die UNB den Elektrizititsversorgungsunternehmen die EEG-Umlage ordnungsgemif in
Rechnung stellen; die Einspeisetarife und die Primien den UNB ordnungsgemif$ in Rechnung gestellt werden; die
EEG-Umlage nur fiir Elektrizititsversorgungsunternehmen verringert wird, die die Voraussetzungen nach § 39
EEG 2012 erfiillen. Die BNetzA erhélt von den UNB auch Informationen iiber die Forderung des EEG-Stroms und
die Erhebung der Umlage bei den Elektrizititsversorgungsunternehmen. Dariiber hinaus kann die BNetzA auch
Geldbuflen verhidngen und Beschliisse fassen, so auch Beschliisse zur Festsetzung der Hohe der EEG-Umlage. Die
Kommission kam ferner zu dem Schluss, dass das BAFA, eine offentliche Einrichtung, auf Antrag potenzieller
Begiinstigter die Genehmigung zur Begrenzung der EEG-Umlage fiir stromintensive Unternehmen erteilt.
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(108) Deutschland bestreitet, dass dabei staatliche Mittel zum Einsatz kommen. Erstens macht Deutschland geltend, dass
am EEG-Fordermechanismus nur private Unternechmen beteiligt seien (die Betreiber der EEG-Anlagen, die
Netzbetreiber, die UNB und die Elektrizitdtsversorgungsunternehmen), die iiberwiegend privatrechtlich organisiert
seien, wenn auch eine bedeutende Anzahl von ihnen im Eigentum des Staates oder offentlicher Einrichtungen
stinden. Im Hinblick auf die Pflichten werde im EEG 2012 nicht zwischen privaten und offentlichen
Unternehmen unterschieden. Die offentlichen, an dem Prozess beteiligten Stellen (BNetzA, BAFA und UBA),
hitten keine Kontrolle iiber die Erhebung oder die Verwendung der Mittel, sondern ihre Rolle beschrinke sich auf
die Uberwachung der Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben und der Funktionsweise des Systems.

(109) Zweitens betont Deutschland, dass die Hohe der EEG-Umlage weder durch das EEG 2012 noch durch eine
offentliche Einrichtung festgelegt werde. Die Hohe der EEG-Umlage werde vom Marktgeschehen bestimmt, da die
UNB den EEG-Strom zunichst auf dem Spotmarkt verkaufen und danach die Differenzkosten ermitteln, die durch
die EEG-Umlage gedeckt werden miissen.

(110) Mehrere Beteiligte teilen die Auffassung Deutschlands, dass das EEG 2012 keine staatliche Beihilfe darstelle.
Insbesondere bestreiten sie die vorldufige Feststellung der Kommission, dass die EEG-Umlage von privaten, vom
Staat beauftragten Einrichtungen verwaltet wird. Aufferdem machen sie geltend, dass die BNetzA keine Kontrolle
tiber die Einnahmen aus der EEG-Umlage oder die Hohe der Umlage ausiibe, sondern vielmehr die Umsetzung
der Vorschriften kontrolliere, ohne einen Einfluss auf die Verwaltung der Mittel zu haben. Die Verringerung der
EEG-Umlage stiitze sich zwar auf das EEG 2012 und werde vom BAFA genehmigt, dies dndere jedoch nichts an
der privaten Natur der Mittel, da die Zahlungen zwischen privaten Unternehmen erfolgten und zu keinem
Zeitpunkt den privaten Sektor verlieen, sodass der Staat keine Kontrolle iiber diese Mittel ausitben konne.
Dariiber hinaus wurde geltend gemacht, dass die Weitergabe der EEG-Umlage von den UNB an die Elektrizitits-
versorgungsunternchmen und anschliefend von den Elektrizititsversorgungsunternehmen an die Stromver-
braucher jeweils im Ermessen der UNB und der Elektrizitdtsversorgungsunternehmen liege; dies mache die
Umlage zu einem Element der Preisgestaltung der privaten Unternehmen und keinesfalls zu einer vom Staat
auferlegten Abgabe.

(111) Diese Argumente 4ndern jedoch nichts an der von der Kommission im Einleitungsbeschluss gezogenen
vorldufigen Schlussfolgerung.

7.1.3.1. Vorliegen einer vom Staat eingefithrten Umlage

(112) In Bezug auf das Argument Deutschlands, dass die EEG-Umlage zu keinem Zeitpunkt Teil des Staatshaushalts
werde oder diesen durchlaufe, geniigt es noch einmal an das in Erwigungsgrund 100 Gesagte zu erinnern,
namlich dass die Tatsache, dass der Vorteil nicht unmittelbar aus dem Staatshaushalt finanziert wird, allein nicht
ausreicht, um den Einsatz staatlicher Mittel auszuschliefen, sofern der Staat eine Einrichtung zur Verwaltung der
Mittel errichtet oder mit der Verwaltung der Mittel beauftragt hat.

(113) Deutschland betont, dass die Zahlungen der EEG-Umlage von den Elektrizitdtsversorgungsunternehmen an die
UNB privater Natur seien, da die UNB nach offentlichem Recht iiber keine Berechtigung oder Befugnis verfiigten,
ihre Ersatzanspriiche gegeniiber den Elektrizititsversorgungsunternehmen geltend zu machen. Wie jedes andere
private Unternehmen miissten sie ihre Anspriiche zivilgerichtlich durchsetzen. Allerdings wird bei dieser Analyse
nicht beriicksichtigt, dass die fraglichen Zahlungen nicht auf frei ausgehandelte Vertrige zwischen den betroffenen
Parteien, sondern auf gesetzliche Schuldverhiltnisse zuriickzufiihren sind, die thnen vom Staat auferlegt wurden.
Die UNB sind somit gesetzlich verpflichtet, die EEG-Umlage von den Elektrizitdtsversorgungsunternehmen
einzufordern.

(114) In dieser Hinsicht entspricht es der stindigen Rechtsprechung (*’), dass es sich bei den mit der Verwaltung der
Beihilfe beauftragten Einrichtungen sowohl um offentliche als auch private Einrichtungen handeln kann. Daher
kann allein durch die Tatsache, dass es sich bei den UBN um private Wirtschaftsbeteiligte handelt, der Einsatz
staatlicher Mittel nicht ausgeschlossen werden. Der Gerichtshof der Europdischen Union hat festgestellt, dass ,[d]
ie Unterscheidung zwischen staatlichen Beihilfen und aus staatlichen Mitteln gewdhrten Beihilfen ... dem Zweck
[dient], in den Beihilfebegriff nicht nur unmittelbar vom Staat gewihrte Beihilfen, sondern auch jene Beihilfen
einzubeziehen, die durch vom Staat benannte oder errichtete oOffentliche oder private Einrichtungen gewihrt
werden” (**). In der Rechtssache Sloman Neptun (*°) kam der Gerichtshof zu dem Ergebnis, dass staatliche Mittel
zum Einsatz kommen, wenn die fragliche Regelung in ihrem Zweck und ihrer allgemeinen Systematik auf die
Schaffung eines Vorteils abzielt, der eine zusitzliche Belastung fiir den Staat oder fiir die vom Staat benannten
oder errichteten privaten Einrichtungen darstellen wiirde (*°). Damit es sich um staatliche Mittel handelt, geniigt es
daher, wenn der Vorteil zu einer Verringerung der Mittel fithrt, auf die eine private Einrichtung Anspruch hat. Die
Verringerung der EEG-Umlage fiir stromintensive Unternehmen bewirkt genau dies, nimlich eine Verringerung
der von den Elektrizititsversorgungsunternehmen bei den stromintensiven Unternehmen erhobenen Betrage.

57

Urteil Essent Netwerk Noord, C-206/06, EU:C:2008:413, Rn. 70; Urteil Association Vent de Colere!, C-262/12, EU:C:2013:851, Rn. 20.
>%) Urteil Sloman Neptun/Bodo Ziesemer, C-72/91, EU:C:1993:97, Rn. 19.
*) Urteil Sloman Neptun/Bodo Ziesemer, C-72/91, EU:C:1993:97.
Urteil Sloman Neptun/Bodo Ziesemer, C-72/91, EU:C:1993:97, Rn. 21.
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(115) Die Tatsache, dass die Elektrizititsversorgungsunternehmen die EEG-Umlage nicht an die Stromkunden
weitergeben miissen, fithrt nicht zu der Einstufung der Einnahmen als private Mittel, solange die Elektrizititsver-
sorgungsunternehmen selbst nach dem EEG 2012 verpflichtet sind, die Umlage an die UNB zu zahlen. Es sei
noch einmal darauf hingewiesen, dass diese Verpflichtung nicht auf einem Vertrag basiert, den die Wirtschaftsbe-
teiligten frei eingehen konnten; es handelt sich vielmehr um ein gesetzliches Schuldverhiltnis, das sich
unmittelbar aus den staatlichen Rechtsvorschriften ergibt. Wie in Erwdgungsgrund 100 ausgefiihrt wurde, schliefSt
eine zunichst private Herkunft der Mittel deren Einstufung als staatliche Mittel nicht aus. Anders als in der
Rechtssache PreussenElektra, bei der private Unternehmen ihre eigenen Mittel zur Zahlung des Kaufpreises fiir ein
Produkt aufwenden mussten, wurden die UNB gemeinsam mit der Verwaltung einer Umlage beauftragt, die die
Elektrizitdtsversorgungsunternehmen zahlen miissen, ohne dafiir etwas als Gegenleistung zu erhalten.

(116) Nach Angaben Deutschlands haben einige nationale Gerichte die EEG-Umlage und die in ihrem Rahmen
erhobenen Betrdge gepriift und sind dabei zu dem Schluss gekommen, dass der Staat keine Kontrolle iiber sie
ausiibe. In einer Rechtssache, auf die sich Deutschland beruft (*!), stellte ein nationales Gericht fest, dass der
deutsche Staat durch die Schaffung eines autarken Systems zur Verfolgung eines 6ffentlichen Ziels die Forderung
der erneuerbaren Energien gewissermaffen an private Unternehmen auslagere. Aus diesem Grund vertrat das
genannte Gericht die Auffassung, dass die EEG-Umlage im Sinne des deutschen Verfassungsrechts keine
Sonderabgabe darstelle, da die Einnahmen aus der EWR-Umlage nicht der offentlichen Hand zufléssen und diese
auch keinen — noch nicht einmal indirekten — Zugriff auf die Gelder habe. Die Kommission stellt daher fest,
dass sich die Schlussfolgerung des nationalen Gerichts auf die Anwendung des nationalen Verfassungsrechts und
insbesondere auf die Auslegung des Rechtsbegriffs der ,Sonderabgabe“ beschriankte. Das nationale Gericht duferte
sich jedoch nicht zu der Frage, ob das EEG 2012 staatliche Beihilfen im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV
beinhaltet. Wenngleich es Ahnlichkeiten zwischen der Priifung des nationalen Gerichts nach dem deutschen
Verfassungsrecht und der Priifung der Kommission nach Artikel 107 Absatz 1 AEUV geben mag, ergibt sich aus
der Rechtsprechung des Gerichtshofs, dass Mittel nicht in den Staatshaushalt tibertragen werden oder zum
Vermogen des Staates gehoren miissen, um als staatliche Mittel eingestuft zu werden. In Anbetracht der Tatsache,
dass staatliche Mittel auch dann vorliegen kénnen, wenn eine 6ffentliche oder private Einrichtung zur Verwaltung
dieser Mittel errichtet oder mit der Verwaltung dieser Mittel beauftragt wurde, ist der Begriff der staatlichen Mittel
weiter gefasst als bei der Priifung des nationalen Gerichts nach deutschem Verfassungsrecht ().

7.1.3.2. Beauftragung der UNB mit der Verwaltung der Umlage

(117) Deutschland bestreitet die Feststellung der Kommission, dass die UNB gemeinsam mit der Verwaltung staatlicher
Mittel beauftragt wurden. Nach Auffassung Deutschlands liegt keine Betrauung der UNB durch den Staat vor.
Vielmehr setzten alle unter das EEG 2012 fallenden Unternechmen wie alle anderen Wirtschaftsbeteiligten lediglich
ihre sich aus dem Gesetz ergebenden privaten Anspriiche durch.

(118) Die Kommission vertritt jedoch die Auffassung, dass das EEG 2012 den UNB eindeutig eine Reihe von
Verpflichtungen und Kontrollaufgaben im Hinblick auf das EEG-System iibertrigt, wodurch diese zum zentralen
Element der Funktionsweise des Systems werden (siche Erwidgungsgrund 106). Die vier deutschen UNB
zentralisieren jeder fiir seinen Netzbereich allen EEG-Strom und simtliche beim Erwerb von EEG-Strom und der
Zahlung von Marktprimien anfallenden Kosten sowie die mit der Verwaltung der EEG-Umlage verbundenen
Kosten. Auch zentralisieren sie jeder fiir seinen Netzbereich die Einnahmen aus der EEG-Umlage. Es liegt daher
auf der Hand, dass die UNB nicht nur private Anspriiche untereinander durchsetzen, sondern auch ihren
gesetzlichen Schuldverhiltnissen nach dem EEG 2012 nachkommen.

7.1.3.3. Uberwachung durch den Staat, insbesondere durch die BNetzA

(119) Deutschland und mehrere Beteiligte machen ferner geltend, dass die Befugnisse der staatlichen Einrichtungen,
insbesondere der BNetzA und des BAFA, zu begrenzt seien, um den Einrichtungen ein hohes Mafl an Kontrolle
tber die EEG-Umlage zu verlethen. Die BNetzA und das BAFA iberprifften nur die Rechtmifigkeit der
Handlungen der betroffenen privaten Wirtschaftsbeteiligten und verhdngten gegebenenfalls Sanktionen (BNetzA)
oder beschieden uber das Recht stromintensiver Unternehmen auf eine Verringerung der Umlage (BAFA). Sie
hitten weder Einfluss auf die Mittelfliisse, noch legten sie die Hohe der EEG-Umlage fest. Nach Angaben
Deutschlands diene die Tatsache, dass das EEG 2012 die Berechnungssystematik, die Transparenzpflichten und
die Uberwachungsrechte der BNetzA vorgibt, lediglich dazu, eine ungerechtfertigte Bereicherung eines
Wirtschaftsbeteiligten im Laufe der Zahlungskette zu verhindern. Die Anspriiche miissten von den privaten
Wirtschaftsbeteiligten dann jedoch zivilgerichtlich durchgesetzt werden.

(120) Entgegen der Auffassung Deutschlands und der Beteiligten erldsst das BAFA eine Verwaltungsentscheidung, wenn
es auf Antrag potenzieller Begiinstigter die Genehmigung zur Begrenzung der EEG-Umlage fiir stromintensive

(h Oberlandesgericht Hamm, Urteil vom 14. Mai 2013, Ref. 19 U 180/12.
(*) Urteil Steinike & Weinlig/Deutschland, C-78/76, EU:C:1977:52, Rn. 21.
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Unternehmen erteilt. Eine solche Entscheidung kann nur vor deutschen Verwaltungsgerichten, nicht aber vor
Zivilgerichten angefochten werden und ist unmittelbar wirksam. Dariiber hinaus hat die BNetzA bedeutende
Durchsetzungsbefugnisse nach dem EnWG, die es ihr ermoglichen, gegen alle an dem System beteiligten
Wirtschaftsbeteiligten Geldbufen zu verhingen und die Einhaltung des EEG 2012 durchzusetzen.

(121) Im Ubrigen hat der Gerichtshof der Europiischen Union in der Rechtssache Elcogds kiirzlich bestitigt, dass
staatliche Mittel auch dann zum Einsatz kommen, wenn die staatliche Einrichtung, die mit der Verteilung der
eingenommenen Betrige beauftragt ist, in dieser Hinsicht iiber keinen Ermessensspielraum verfiigt ().

(122) Anders als die Kommission in Erwigungsgrund 134 des Einleitungsbeschlusses feststellte, machen Deutschland
und mehrere Beteiligte geltend, dass die BNetzA nicht die Hohe der EEG-Umlage festsetzen konne. Wie bereits in
Erwigungsgrund 43 festgestellt wurde, zeigt § 6 Absatz 3 der AusglMechAV jedoch, dass die BNetzA vollziehbare
Entscheidungen treffen kann, um die Hohe der Umlage zu korrigieren. Dariiber hinaus ist der Umfang, in dem die
BNetzA ihre Befugnisse bisher wahrgenommen hat, irrelevant, solange sie iiber diese Befugnisse verfiigt hat.
Unter Umstinden hat es die BNetzA blof bislang nicht fiir nétig erachtet, eine vollziehbare Entscheidung zu
treffen.

7.1.3.4. Feststellung des Vorliegens staatlicher Kontrolle im Allgemeinen

(123) Deutschland und mehrere Beteiligte haben die Kommission dafiir kritisiert, dass diese angeblich zu Unrecht die
einzelnen Schritte und Beziehungen des EEG-Systems als Ganzes betrachtet habe, um zu argumentieren, dass das
System vom Staat kontrolliert werde. Hitte die Kommission die Schritte einzeln gepriift und sich jeweils auf nur
eine Beziehung konzentriert (EEG-Strom-Erzeuger — VNB/UNB; UNB — BNetzA; UNB — Elektrizititsversor-
gungsunternehmen; Elektrizitdtsversorgungsunternehmen — Verbraucher), so hitte sie, wie Deutschland und die
betreffenden Beteiligten geltend machen, zu dem Schluss kommen miissen, dass keine staatliche Kontrolle
vorliege. Die Rolle des BAFA sei auf die Feststellung der Forderfahigkeit beschriankt, und das BAFA verfiige in
dieser Hinsicht iiber keinen Ermessensspielraum.

(124) Deutschland und die Beteiligten begehen jedoch den Fehler einer zu fragmentierten Sichtweise des durch das EEG
2012 errichteten Finanzierungssystems. In der Rechtssache Bouygues vertrat der Gerichtshof folgende Auffassung:
,Da die staatlichen Mafinahmen unterschiedliche Formen annehmen und nach ihren Wirkungen zu untersuchen sind, kann
nicht ausgeschlossen werden, ... dass mehrere aufeinanderfolgende Mafnahmen des Staates fiir die Zwecke der Anwendung
von Art. 107 Abs. 1 AEUV als eine einzige Mafnahme zu betrachten sind.“ (**) Der Gerichtshof fuhr in seiner
Argumentation fort und erklirte, dass dies ,insbesondere dann der Fall sein [konne], wenn aufeinanderfolgende
Mafinahmen insbesondere in Anbetracht ihrer zeitlichen Abfolge, ihres Zwecks und der Lage des Unternehmens
zum Zeitpunkt dieser Mafnahmen derart eng miteinander verkniipft sind, dass sie sich unmdglich voneinander
trennen lassen” (). Genau dies ist beim EEG-System der Fall. Das EEG 2012 sowie die Befugnisse und Titigkeiten
der BNetzA, des BAFA, des UBA und der Bundesanstalt fiir Landwirtschaft und Erndhrung sind so eng
miteinander verkniipft und so sehr voneinander abhingig, dass sie nur als untrennbar miteinander verbunden
angesehen werden konnen.

(125) Deutschland macht ferner geltend, dass die Kommission zu Unrecht aus der Art und Weise, wie Uberschiisse und
Defizite auf dem EEG-Konto gehandhabt werden, auf staatliche Kontrolle geschlossen habe. Erstens stellt
Deutschland fest, dass kein Zusammenhang zwischen dem EEG-Konto und dem Staatshaushalt bestehe: Der Staat
gleiche Defizite auf dem EEG-Konto weder aus, noch wiirden — wie es in der Rechtssache Essent der Fall war —
Uberschiisse an den Staatshaushalt abgefiithrt. Die Defizite und Uberschiisse bestimmten die Hohe der EEG-
Umlage im Folgejahr. Sie wiirden somit zwischen den betroffenen privaten Unternehmen gleichmifig verteilt.
Der Staat habe keinen Einfluss darauf.

(126) Die Kommission vertritt jedoch die Auffassung, dass eine staatliche Kontrolle tiber die Mittel nicht bedeutet, dass
die betreffenden Mittel aus dem bzw. in den Staatshaushalt tibertragen werden miissen (*%). Fiir eine staatliche
Kontrolle iiber die Mittel geniigt es, dass der Staat genau regelt, was im Falle eines Defizits oder eines
Uberschusses auf dem EEG-Konto zu geschehen hat. Der entscheidende Aspekt ist, dass der Staat ein System
geschaffen hat, bei dem die Netzbetreiber durch die EEG-Umlage einen vollstindigen Ausgleich fir die ihnen
entstehenden Kosten erhalten und die Elektrizitdtsversorgungsunternehmen dazu berechtigt sind, die Umlage an
die Verbraucher weiterzugeben.

(127) Ferner weist Deutschland darauf hin, dass allein die Regulierung und Aufsicht iiber private Geldfliisse diese nicht
zu Beihilfen machen konnten. Deutschland vergleicht das mit dem EEG 2012 eingefithrte System mit anderen
Bereichen der wirtschaftlichen Regulierung wie etwa dem Verbraucherschutz im Bankensektor, der Verpflichtung

(®*) Urteil Elcogds, C-275/13, EU:C:2014:2314, Rn. 29.

(**) Urteil Bouygues u. a./Kommission, C-399/10 P, EU:C:2013:175, Rn. 103.

(**) Urteil Bouygues u. a./Kommission, C-399/10 P, EU:C:2013:175, Rn. 104.

(*) Urteil Association Vent de Colere!, C-262/12, EU:C:2013:851, Rn. 19; Urteil Elcogds, C-275/13, EU:C:2014:2314, Rn. 24.
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von Autofahrern zum Abschluss einer Kfz-Versicherung oder der Preisregulierung in der Telekommunika-
tionsbranche und im Gesundheitswesen. Deutschland macht geltend, dass die Regulierung einer privatwirt-
schaftlichen Titigkeit als solche nicht automatisch bedeute, dass eine staatliche Kontrolle vorliege. Die BNetzA
habe lediglich die Aufgabe, den Verbraucherschutz zu gewihrleisten. Es besteht jedoch ein wesentlicher
Unterschied zwischen den Bereichen, in denen der Staat lediglich einen Rahmen zum Schutz der Verbraucher
vorgibt, und dem vorliegenden Fall. In Letzterem hat der Staat eine separate Rechtsvorschrift, das EEG 2012,
erlassen, dessen vorrangiges Ziel nicht der Verbraucherschutz ist. Im vorliegenden Fall stellt der Staat einen
kontinuierlichen Geldfluss innerhalb der Branche sicher, um die politischen Zielsetzungen der Rechtsvorschrift zu
erreichen. Nach stdndiger Rechtsprechung () miissen Fonds, die nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats
durch Zwangsbeitrige gespeist und gemifl diesen Rechtsvorschriften verwaltet und verteilt werden, als staatliche
Mittel im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV betrachtet werden, selbst wenn ihre Verwaltung nichtstaatlichen
Organen anvertraut ist. Daher kann das EEG 2012 nicht mit staatlichen Mafnahmen verglichen werden, auf die
der Staat keinen Einfluss hat oder deren Finanzierung er nicht gewahrleistet.

(128) Nach Auffassung Deutschlands ist die Situation mit der in der Rechtssache Doux Elevage vergleichbar. In der
Rechtssache Doux Elevage stellte der Gerichtshof der Europaischen Union fest, dass die durch die Zahlung der
Beitrdge generierten Mittel nicht den Haushalt des Staates durchliefen, der Staat auf keine Einnahmen verzichte,
die Mittel die gesamte Zeit tiber ihren privatrechtlichen Charakter behielten und im Fall einer Nichtabfithrung ein
zivilrechtliches Gerichtsverfahren angestrengt werden miisse (°*). Ebenso standen diese Beitrdge nicht ,stindig
unter staatlicher Kontrolle* und ,zur Verfigung der staatlichen Behorden” (*), denn die staatlichen Einrichtungen
waren nicht befugt, die Beitrige ,einer anderen Kontrolle als derjenigen der Recht- und Gesetzmifigkeit zu
unterwerfen” (). Trotz des Vorbringens Deutschlands ist der vorliegende Fall nicht mit der Rechtssache Doux

Elevage vergleichbar. Der Unterschied liegt darin, dass in der Rechtssache Doux Elevage, ,[d]ie betreffende
Branchenorganisation ... iiber die Verwendung dieser Mittel [entscheidet], die ausschlieflich den von ihr selbst
bestimmten Zielen gewidmet sind“ ("!). Im vorliegenden Fall wurde der Zweck der EEG-Umlage vom Staat
festgelegt, und die Durchfithrung wird vollstindig vom Staat kontrolliert. Wihrend sich die franzosischen
Behorden in der Rechtssache Doux Elevage darauf beschrinkten, einen bereits bestehenden freiwilligen Beitrag fiir
alle Angehorigen der betreffenden Branchen fiir verbindlich zu erkldren, hat der Staat im vorliegenden Fall den
gesamten Mechanismus zur Berechnung und zum Ausgleich der Kosten zwischen den privaten Wirtschaftsbe-
teiligten neu eingefiihrt.

(129) Bei der Beantwortung der Frage nach der Kontrolle des Staates vertritt Deutschland die Auffassung, dass der von
der Kommission verwendete Begriff ,Staat* zu undifferenziert sei. Wie die Rechtssache Doux Elevage zeige, solle
sich der Begriff ,Staat“ in erster Linie auf die Exekutive, d. h. die Regierung und die Verwaltungsbehorden, nicht
aber auf allgemeingiiltige Rechtsvorschriften erstrecken, die vom Parlament verabschiedet wurden. Die blofle
Tatsache, dass der Staat die AusglMechV erlassen habe, lasse nicht auf staatliche Kontrolle schliefen.

(130) Der Begriff ,Staat” ist jedoch in einem weiteren Sinne zu verstehen. Der Gerichtshof der Européischen Union hat
wiederholt befunden, dass der Begriff des Staates naturgemdfl auch den Gesetzgeber einschliefSt (). Wie in
Erwidgungsgrund 124 erwihnt, wird staatliche Kontrolle im Rahmen einer Reihe von Regulierungs- und Kontroll-
mafinahmen ausgeiibt, die nicht einzeln gepriift werden sollten. Im vorliegenden Fall gehen die einschligigen
Rechtsvorschriften so sehr ins Detail, dass das System staatliche Kontrolle gewihrleistet, ohne dass eine
weitergehende Beteiligung staatlicher Stellen erforderlich wire. Dariiber hinaus verfigt die BNetzA iiber
umfassende Befugnisse zur Einflussnahme auf den Prozess.

(131) Deutschland argumentiert hingegen, dass sich das EEG 2012 erheblich von dem Sachverhalt in der Rechtssache
Essent unterscheide. Im letzteren Fall sei die Hohe der Abgabe unabhingig von den mit der Abgabe zu deckenden
Kosten per Gesetz festgesetzt worden. Dariiber hinaus seien alle aus der Abgabe erzielten Ertrige, die 400 Mio.
NLG fiiberstiegen, an den Staat abgefithrt worden. Die Hohe der EEG-Umlage hingegen werde von den UNB auf
der Grundlage des EEG-Stromverkaufs am Spotmarkt festgelegt, und der Staat habe keine Moglichkeit, dies zu
beeinflussen. Des Weiteren verblieben die Uberschiisse des EEG-Kontos im System, da sie die Hohe der Umlage
im Folgejahr beeinflussten.

(132) Wie in Erwidgungsgrund 126 aufgezeigt wurde, bedeutet eine staatliche Kontrolle tiber die Mittel nicht, dass diese
aus dem bzw. in den Staatshaushalt iibertragen werden miissen (). Im vorliegenden Fall wird die Hohe der EEG-
Umlage im Einklang mit den rechtlichen Bestimmungen und unter Beriicksichtigung des von den UNB erzielten
Marktpreises berechnet. Wie bereits in Erwagungsgrund 13 des Einleitungsbeschlusses erlautert wurde, ist die Art
und Weise, wie die UNB die EEG-Umlage anhand des auf dem Spotmarkt erzielten Preises berechnen, genau
geregelt und im EEG 2012 festgeschrieben.

(*7) Urteil Associgtion Vent de Colére!, C-262/12, EU:C:2013:851, Rn. 25; Urteil Italien/Kommission, 173/73, EU:C:1974:71, Rn. 16.
(%) Urteil Doux Elevage, C-677/11, EU:C:2013:348, Rn. 32.

() Urteil Doux Elevage, C-677/11, EU:C:2013:348, Rn. 36.

() Urteil Doux Elevage, C-677/11, EU:C:2013:348, Rn. 38.

(") Siehe FuBnote 69.

(") Urteil Kommission/Niederlande, C-279/08 P, EU:C:2011:551, Rn. 102 bis 113.

(”®) Urteil Association Vent de Colére!, C-262/12,, EU:C:2013:851, Rn. 19; Urteil Elcogds, C-275[13, EU:C:2014:2314, Rn. 24.
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Auflerdem macht Deutschland geltend, dass in der Rechtssache Essent eine bestimmte Einrichtung mit der
Verwaltung der Abgabe betraut gewesen sei, wihrend das EEG 2012 einer unbestimmten Anzahl von privaten
Wirtschaftsbeteiligten, und zwar Netzbetreibern, UNB und Elektrizititsversorgungsunternehmen, allgemein
definierte Verpflichtungen auferlege. Hierbei handele es sich nicht um eine Betrauung, denn eine derart grofle
Zahl privater Wirtschaftsteilnehmer konne nicht als vom Staat mit der Verwaltung einer Abgabe betraut
betrachtet werden. Wie bereits in Erwidgungsgrund 118 ausgefithrt wurde, sind die UNB — und keine anderen
Wirtschaftsbeteiligten — die mit der Verwaltung der EEG-Umlage betrauten Einrichtungen. Dariiber hinaus
scheint es keine rechtliche Grundlage zu geben, die es einem Mitgliedstaat verbieten wiirde, mehr als eine
Einrichtung mit der Verwaltung staatlicher Mittel zu betrauen.

Deutschland und mehrere Beteiligte verweisen ferner auf die angeblichen Unterschiede zwischen dem EEG 2012
und dem kiirzlich ergangenen Urteil in der Rechtssache Vent de Colére (**): In Frankreich sei die in Rede stehende
Abgabe von einem staatlichen Fonds von den Verbrauchern erhoben worden, wihrend die EEG-Umlage in
Deutschland durch die privaten UNB von privaten Elektrizititsversorgungsunternehmen erhoben werde, die diese
dann an die Verbraucher weitergeben konnten. In Frankreich sei die Hohe der Abgabe per Ministerdekret
festgelegt worden; in Deutschland hingegen werde die Umlage von den UNB auf Grundlage der ihnen tatsichlich
entstehenden Kosten ermittelt. In Frankreich sei im Falle eines Defizits der Staat eingesprungen, wihrend Defizite
in Deutschland zunichst von den UNB getragen und dann im Folgejahr durch eine Erhéhung der Umlage
ausgeglichen wiirden.

Mit dem Argument, dass staatliche Mittel nur dann vorliegen, wenn die Exekutive des Staates iiber die Mittel
verfugt, legt Deutschland die geltende Rechtsprechung falsch aus. Wie in Erwiagungsgrund 130 dargelegt,
beschrinkt sich der Begriff des Staates nicht auf die Exekutive, da er auch den Gesetzgeber mit einschliefSt; auch
ist es nicht erforderlich, dass der Staat tiber die Mittel verfiigen kann, als wiren sie Teil seines eigenen Haushalts.
Wie in Erwidgungsgrund 114 dargelegt, ist es irrelevant, ob es sich bei der Einrichtung, die die staatlichen Mittel
verwaltet, um eine private oder eine dffentliche Einrichtung handelt. Die UNB berechnen die EEG-Umlage auf der
Grundlage ihrer Kosten nach der im EEG 2012 festgelegten Methode; die Tatsache, dass der Staat einen
Marktmechanismus in das System integriert hat, hat keinen Einfluss auf das Vorliegen staatlicher Mittel. Der Staat
bestimmt auch, was im Falle eines Defizits zu tun ist. Der Staat gleicht zwar nicht selbst das Defizit aus, aber er
regelt und kontrolliert die Art und Weise, wie das Defizit — letztlich auch iiber die EEG-Umlage — ausgeglichen
wird.

Deutschland macht geltend, dass in der Rechtssache Vent de Colere eine jederzeitige diskretiondre Einwirkungsmog-
lichkeit des Staates auf die Verwendung der Mittel vorgelegen habe, wahrend der Staat beim EEG 2012 lediglich
in Form legislativer Regelungsbefugnisse involviert sei und somit iiber keine solche diskretiondre Einwirkungs-
moglichkeit verfiige. Nach Angaben Deutschlands habe die Kommission nicht ausreichend zwischen exekutiver
Kontrolltitigkeit und genuiner Gesetzgebungstitigkeit unterschieden. Staatliche Kontrolle bedeute, dass der Staat
tiber eine diskretiondre Einwirkungsmoglichkeit auf die Verwendung der Mittel verfiige. Unter Randnummer 21
des Urteils in der Rechtssache Vent de Colére bestitigte der Gerichtshof diese Feststellung.

Nach Auffassung Deutschlands zeigt sich das Fehlen staatlicher Kontrolle auch daran, dass der Staat die Hohe der
EEG-Umlage nicht selbst festlegen konne. Da die Hohe der Umlage von den Einnahmen abhinge, die die UNB aus
dem Verkauf des EEG-Stroms auf dem Spotmarkt erzielen, werde sie vollstindig vom Markt bestimmt. Die
Kommission raumt ein, dass der Staat zwar nicht immer die genaue Hohe der EEG-Umlage bestimmt, er legt
jedoch die Art und Weise fest, in der sie unter Beriicksichtigung des Verkaufspreises des Stroms berechnet wird.
Der Staat kann auch Marktmechanismen in das Finanzierungssystem aufnehmen, ohne auf eine Kontrolle iiber
die Finanzierung zu verzichten. In diesem Zusammenhang sieht die Kommission keinen Unterschied zwischen
einer Offentlichen, von staatlichen Stellen festgesetzten Abgabe und einem vom Staat durch seine Rechtsvor-
schriften auferlegten gesetzlichen Schuldverhéltnis. In beiden Fillen organisiert der Staat tiber seine Rechtsvor-
schriften einen Mitteltransfer und legt fest, fiir welche Zwecke diese Mittel verwendet werden diirfen.

Deshalb bleibt die Kommission bei ihrer Feststellung, dass die Forderung von Erzeugern von Strom aus
erneuerbaren Energien und aus Grubengas durch Einspeisetarife aus staatlichen Mitteln finanziert wird.

7.1.4. Nachteilige Auswirkungen auf Wettbewerb und Handel

Die Vorteile sowohl fiir Erzeuger von EEG-Strom als auch fiir stromintensive Unternehmen scheinen geeignet,
den Wettbewerb zu verfilschen und den Handel zu beeintrichtigen, da die begiinstigten Unternehmen in
Wirtschaftszweigen tdtig sind, in denen die Mirkte liberalisiert worden sind und in denen Handel zwischen
Mitgliedstaaten stattfindet.

7.1.5. Schlussfolgerung zum Vorliegen einer staatlichen Beihilfe

Die Kommission kommt daher zu dem Schluss, dass das EEG 2012 eine staatliche Beihilfe im Sinne des
Artikels 107 AEUV beinhaltet, die sowohl den Erzeugern von EEG-Strom als auch — im Rahmen der BesAR —
stromintensiven Unternehmen zugutekommt.

(%) Siehe FuRnote 21.
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7.2. Bestehende bzw. neue Beihilfe und RechtmifSigkeit der Beihilfe

(141) In ihrem Einleitungsbeschluss stellte die Kommission fest, dass das am 1. April 2000 in Kraft getretene deutsche
Erneuerbare-Energien-Gesetz (im Folgenden ,EEG 2000%), der Vorldufer des EEG 2012, nach Auffassung der
Kommission keine staatliche Beihilfe beinhaltet (Entscheidung der Kommission in der Beihilfesache NN
27/2000) (). Die Kommission vertrat jedoch die Ansicht, dass mit dem EEG 2012 wesentliche Anderungen
vorgenommen wurden und dass nach dem EEG 2012 gewihrte Fordermafnahmen neue Beihilfen darstellen, die
nicht von dem vorherigen Beschluss der Kommission erfasst werden (Erwdgungsgrund 150 des Einleitungsbe-
schlusses).

(142) Dies wird von Deutschland und mehreren Beteiligten bestritten.

(143) Deutschland und die Beteiligten machen geltend, dass die Beihilferegelung durch die sukzessiven Anderungen, die
seit der urspriinglichen Fassung des EEG 2000 bis zum EEG 2012 vorgenommen wurden, nicht wesentlich
gedndert worden sei, sodass das EEG 2012 eine bestehende Beihilfe beinhalte.

(144) Deutschland raumt jedoch ein, dass sich das EEG 2012 und das EEG 2000 in zwei Punkten unterscheiden:

a) Der Ausgleichsmechanismus sei umgestaltet worden: Die urspriingliche physische Durchleitung des EEG-
Stroms an die Elektrizititsversorgungsunternechmen sei durch eine Verpflichtung fiir die UNB ersetzt worden,
den EEG-Strom selbst auf dem Spotmarkt zu verkaufen. Im Gegenzug fiir die Zahlung der EEG-Umlage fiir
eine bestimmte Strommenge erhielten die Elektrizititsversorgungsunternehmen die Moglichkeit, diesen Strom
als EEG-Strom auszuweisen. Nach Auffassung Deutschlands bedeutet dies, dass die Elektrizititsversorgungsun-
ternehmen die ,erneuerbare Eigenschaft“ des Stroms erwerben und somit gegeniiber ihren Kunden ausweisen
konnten, in welcher Hohe sie die Umlage entrichtet haben (siche § 53 Absatz 1 und § 54 Absatz 1 EEG
2012).

b) Die BesAR habe es unter dem EEG 2000 noch nicht gegeben.

(145) Abgesehen von diesen beiden Unterschieden, entspreche der in den Erwidgungsgriinden 7, 8 und 9 beschriebene
Mechanismus den Bestimmungen des EEG 2000. In diesem Zusammenhang macht Deutschland insbesondere
geltend, dass das wesentliche Merkmal, d. h. dass die Elektrizititsversorgungsunternehmen den UNB aus eigenen
Mitteln einen Ausgleich fiir die den UNB beim Kauf von EEG-Strom entstechenden Kosten zahlen, bereits
Bestandteil des EEG 2000 gewesen sei.

(146) Die Kommission bleibt bei ihrer Feststellung, dass die im EEG 2012 enthaltene staatliche Beihilfe eine neue
Beihilfe darstellt, da das EEG 2012 gegeniiber dem EEG 2000 wesentlich geindert wurde.

(147) Bei den von Deutschland eingerdumten Anderungen, d. h. der Anderung des Ausgleichsmechanismus und der
Einfihrung der BesAR, handelt es sich in der Tat um wesentliche Anderungen.

7.2.1. Umgestaltung des Ausgleichsmechanismus

(148) Zunichst einmal weist die Kommission darauf hin, dass sie 2002 zwar davon ausging, dass das EEG 2000 keine
Ubertragung staatlicher Mitteln beinhaltete, sie jedoch kurz nach dem Urteil in der Rechtssache PreussenElektra zu
diesem Schluss kam. Weitere seitdem ergangene Gerichtsurteile haben das Urteil in der Rechtssache PreussenElektra
jedoch prizisiert und eingeschrinkt: Ausgehend von den Urteilen in den Rechtssachen Essent, Vent de Colére und
Elcogds ldsst sich davon ausgehen, dass die UNB im Rahmen des urspriinglichen Ausgleichsmechanismus vom
Staat mit der Verwaltung einer Beihilferegelung betraut wurden, die durch eine von den Elektrizititsversorgungs-
unternehmen erhobene Umlage finanziert wurde.

(149) Der entscheidende Punkt besteht darin, dass der Ausgleichsmechanismus seitdem wesentlich gedndert wurde. So
umfasst er nicht mehr eine Reihe von Verpflichtungen zur physischen Abnahme von Strom (Netzbetreiber von
den EEG-Stromerzeugern, UNB von den Netzbetreibern, Elektrizititsversorgungsunternehmen von den UNB).
Nunmehr wird die physische Ubertragung auf der Ebene der UNB unterbrochen, die selbst fiir die Vermarktung
des EEG-Stroms zustindig sind. Die Vermarktung ist vom Ausgleichsmechanismus entkoppelt worden: Bei dem
Ausgleichmechanismus geht es nur noch um die Verteilung der Kosten zwischen den einzelnen Beteiligten. Den
UNB wurde vom Staat die Verantwortung fiir die Zentralisierung und Berechnung dieser Kosten und zur
Erhebung der Umlage bei den Elektrizititsversorgungsunternechmen iibertragen.

(150) Das EEG 2000 sagte nichts dariiber aus, ob die Stromverbraucher an den Kosten fur die Erzeugung des EEG-
Stroms beteiligt werden sollten. Diese Entscheidung wurde der zustindigen Regulierungsbehorde iiberlassen, die
damals noch dazu befugt war, die Strompreise fiir die Endverbraucher zu regulieren. Das EEG 2012 erlaubt den
Elektrizititsversorgungsunternehmen ausdriicklich, die Kosten an ihre Kunden weiterzugeben, und de facto tun
dies alle von ihnen.

(%) ABL C 164 vom 10.7.2002, S. 5.
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(151) Die BNetzA, die unter dem EEG 2000 keine Rolle spielte, erhielt nun die Befugnis, die Finanzstrome zu
tiberwachen und die Einhaltung des EEG 2012, insbesondere zum Zwecke des Verbraucherschutzes,
durchzusetzen. Das BAFA, das unter dem EEG 2000 ebenfalls keine Rolle spielte, kann bestimmten Unternehmen
auf der Grundlage der im EEG 2012 festgelegten Kriterien eine ErmifSigung der EEG-Umlage gewihren.

7.2.2. Die Besondere Ausgleichsregelung (BesAR)
(152) Die logische Folge der Einbeziehung der Stromverbraucher in die Lastenverteilung ist die Verringerung der
Umlage fiir stromintensive Unternehmen. Nach dem EEG 2012 ist das BAFA, das im Rahmen des EEG 2000
keine besondere Rolle spielte, dafiir zustindig, per Verwaltungsentscheidung zu bescheinigen, dass stromintensive
Unternechmen die Voraussetzungen der BesAR erfiillen. Einige Beteiligte haben geltend gemacht, dass die blofle
Tatsache, dass einigen Stromverbrauchern eine Begrenzung der Umlage gewahrt wurde, keinen Einfluss auf die
private Natur der von ihnen gezahlten Mittel haben konne. Allerdings ist die Kommission der Auffassung, dass
die BesAR einen zusitzlichen Beweis dafiir darstellt, dass sich das EEG 2012 nicht mehr auf Abnahmever-
pflichtungen unter Verwendung privater Mittel, sondern auf ein umfassendes Kostenverteilungssystem stiitzt, das
zu einem gewissen Grad auf Erwidgungen der Verteilungsgerechtigkeit basiert und vom Staat organisiert und von
staatlichen Stellen kontrolliert wird.

Die zahlreichen Unterschiede zwischen dem EEG 2000 und dem EEG 2012 sind in der nachstehenden Tabelle
zusammengefasst. Sie zeigen, dass durch das EEG 2012 ein vollig neues System eingerichtet wurde.

(153)

Merkmal

EEG 2000

EEG 2012

Weitergabe der Umlage

Sukzessive Verpflichtungen der
Wirtschaftsbeteiligten zur Ab-
nahme des EEG-Stroms

Die Weitergabe der Kosten wurde
von der Ubertragung des EEG-
Stroms entkoppelt

Ausgleichsmechanismus auf der drit-
ten Ebene

Der Kostenausgleich ist an die Ab-
nahme von EEG-Strom gekoppelt

Ausgleich der Kosten, die aus dem
Verkauf des EEG-Stroms am Sport-
markt resultieren

Die Endverbraucher miissen die Kos-
ten tragen, einigen wird jedoch eine
Begrenzung gewahrt

Nicht vorgesehen

BesAR: Stromintensive Unterneh-
men konnen eine Verringerung ihrer
Umlage beantragen

Rolle der BNetzA Keine Uberwachungs- und Durchsetzungs-
befugnisse bei der Ermittlung der
Umlage

Rolle des BAFA Keine Genehmigt Verringerungen der Um-

lage

Hohe der Umlage

0,2 ct/kWh (2000)

6,24 ct/kWh (2014)

Einspeisung von EEG-Strom

Weniger als 1 Mrd. EUR (2000)

Uber 20 Mrd. EUR (2013)

(154) Da das EEG 2012 nur firr in den Jahren 2013 und 2014 gewidhrte Verringerungen der EEG-Umlage gilt,

beinhalten nur die in diesen beiden Jahren gewihrten Verringerungen staatliche Beihilfen (7).

7.3. Vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt
(155) Im Einleitungsbeschluss gelangte die Kommission zu dem Ergebnis, dass die staatlichen Beihilfen fiir die Erzeuger
von EEG-Strom als mit dem Binnenmarkt vereinbar angesehen werden konnen. Sie brachte jedoch ihre Zweifel
zum Ausdruck, ob die Gewihrung dieser Beihilfen unabhingig von ihrem Finanzierungsmechanismus, d. h. der
EEG-Umlage, gepriift werden kann. Ferner gelangte die Kommission zu dem vorldufigen Schluss, dass die EEG-
Umlage gegen die Artikel 30 und 110 AEUV verstoft.

("®) Das EEG 2012 trat am 1. Januar 2012 in Kraft, sodass die ersten Verringerungen, die von stromintensiven Unternehmen nach diesem
Gesetz beantragt werden konnten, im Jahr 2013 gewihrt wurden. Die fiir das Jahr 2012 gewahrten Verringerungen stiitzten sich auf ein
anderes Gesetz, das dem EEG 2012 vorausging, und sind daher nicht Gegenstand dieses Verfahrens.



25.9.2015 Amtsblatt der Europdischen Union L 250/145

(156) Die Kommission dufSerte im Einleitungsbeschluss auch Zweifel daran, ob die BesAR nach Artikel 107 Absatz 3
AEUV fiir mit dem Binnenmarkt vereinbar erklirt werden kann.

7.3.1. Rechtsgrundlage fiir die Priifung der Vereinbarkeit der BesAR mit dem Binnenmarkt

(157) Die Vereinbarkeitspriifung erstreckt sich ausschlieflich auf neue Beihilfen, die auf der Grundlage des EEG 2012
gewdhrt wurden. Die Rechtsgrundlage firr ermifigte Zahlungen der EEG-Umlage im Jahr 2012 war der
Verwaltungsakt des BAFA von Ende 2011. Daher fallen sie unter Artikel 1 Buchstabe b Ziffer ii der Verordnung
(EG) Nr. 659/1999 des Rates (7).

(158) Der vorliegende Beschluss erstreckt sich nicht auf Verringerungen der EEG-Umlage fiir Schienenbahnen. Die
Kommission behdlt sich das Recht vor, § 42 EEG 2012 in einem getrennten Verfahren zu priifen.

(159) Die Kommission hat die Vereinbarkeit der BesAR mit dem Binnenmarkt auf Grundlage der Abschnitte 3.7.2 und
3.7.3 der Leitlinien von 2014 gepriift.

(160) Sie wendet die Leitlinien von 2014 seit dem 1. Juli 2014 an. Diese Leitlinien umfassen die materiellrechtlichen
Vorschriften fir die Priffung von Verringerungen des Finanzierungsbeitrags fur Strom aus erneuerbaren
Energiequellen, einschlieBlich Verringerungen, die vor dem 1. Juli 2014 gewihrt wurden (Randnummer 248). Die
in Rede stehende Beihilfe muss daher nach Maf3gabe der Leitlinien von 2014 gepriift werden.

(161) Nach der geltenden Rechtsprechung im Bereich der staatlichen Beihilfen ist die Kommission durch die von ihr
erlassenen Leitlinien und Mitteilungen gebunden, soweit diese nicht von den Vorschriften des AEUV abweichen
und von den Mitgliedstaaten akzeptiert werden ("®). Deutschland hat die Leitlinien von 2014 am 31. Juli 2014
angenommen. Keiner der Beteiligten hat geltend gemacht, dass die Leitlinien von den Vorschriften des AEUV
abweichen wiirden.

(162) Einige Beteiligte haben jedoch die Rechtmifigkeit der Randnummer 248 bestritten. Sie sind der Auffassung, dass
die Anwendung der Leitlinien von 2014 auf Beihilfen, die vor dem 1. Juli 2014 gewiahrt wurden, gegen
verschiedene allgemeine Grundsitze des Unionsrechts verstofSe, insbesondere gegen den Grundsatz der Rechtssi-
cherheit und das Riickwirkungsverbot nachteiliger Mafinahmen () sowie den Grundsatz, wonach staatliche
Beihilfen auf der Grundlage der zum Zeitpunkt der Einfithrung der Beihilferegelung geltenden Vorschriften
gepriift werden sollten.

(163) Die Annahme der Beteiligten, dass der zweite Absatz der Randnummer 248 eine riickwirkende Anwendung
darstellt, trifft jedoch nicht zu. Nach der geltenden Rechtsprechung unterscheidet das Unionsrecht zwischen der
unmittelbaren Anwendung einer neuen Vorschrift auf kiinftige Auswirkungen eines andauernden Sachverhalts (*°)
und der riickwirkenden Anwendung einer neuen Vorschrift auf einen vor ihrem Inkrafttreten endgiiltig
gewordenen Sachverhalt (auch frithere Lage genannt) (*'). Dariiber hinaus ist es stindige Rechtsprechung der
Unionsgerichte, dass Wirtschaftsbeteiligte erst dann berechtigtes Vertrauen erwerben konnen, wenn die Organe
zur Beendigung des Verwaltungsfahrens einen Rechtsakt verabschiedet haben, der endgiiltig geworden ist (*%).

(164) Wie der Gerichtshof festgestellt hat, stellt eine rechtswidrige staatliche Beihilfe einen andauernden Sachverhalt dar.
Nach den Vorschriften iiber die Anwendung von Rechtsvorschriften iber die Zeit hinweg handelt es sich bei der
sofortigen Anwendung neuer Vereinbarkeitsvorschriften auf rechtswidrige Beihilfen nicht um eine riickwirkende
Anwendung dieser neuen Vorschriften (*).

(") Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates vom 22. Mdrz 1999 iiber besondere Vorschriften fiir die Anwendung von Artikel 93 des EG-
Vertrags (ABL. L 83 vom 27.3.1999, S. 1).

("®) Urteil Deutschland u. a./Kronofrance, C-75/05 und C-80/05, EU:C:2008:482, Rn. 61, mit weiteren Fundstellen).

(") Diese Beteiligten beriefen sich dabei auf folgende Gerichtsurteile: Urteil Diversinte, C-260/91, EU:C:1993:136, Rn. 9; Urteil Regina/Kirk,

C-63/83, EU:C:1984:255, Rn. 21 ft.; Urteil Westzucker, C-1/73, EU:C:1973:78, Rn. 5; Urteil Gerken, C-295/02, EU:C:2004:400, Rn.

47 ft; Urteil Jager, C-420/06, EU:C:2008:152, Rn. 59 ft.; Urteil Dansk Rorindustri u. a./Kommission, C-189/02 P, EU:C:2005:408, Rn.

217.

Urteil Kommission/Freistaat Sachsen, C-334/07 P, EU:C:2008:709, Rn. 43; Urteil Ferriére Nord/Kommission, T-176/01, EU:T:2004:336, Rn.

139.

Urteil Bundesknappschaft/Brock, 6869, EU:C:1970:24, Rn. 6; Urteil Westzucker GmbH/Einfuhr- und Vorratsstelle fiir Zucker, 1/73, EU:

(:1973:78, Rn. 5; Urteil SOPAD/FORMA u. a, 143[73, EU:C:1973:145, Rn. 8; Urteil Bauche, 96/77, EU:C:1978:26, Rn. 48; Urteil

KoninklijkeScholten-Honig NV u. a./Floofdproduktschaap voor Akkerbouwprodukten, 125(77, EU:C:1978:187, Rn. 37; Urteil P/Kommission,

40/79, EU:C:1981:32, Rn. 12; Urteil Licata/ESC, 270/84, EU:C:1986:304, Rn. 31; Urteil Butterfly Music/CEDEM, C-60/98, EU:

(:1999:333, Rn. 24; Urteil Kommission/Freistaat Sachsen, C-334/07 P, EU:C:2008:709, Rn. 53; Urteil Griechenland/Kommission, T-

404/05, EU:T:2008:510, Rn. 77.

Urteil Spanien/Kommission, C-169/95, EU:C:1997:10, Rn. 51 bis 54; Urteil PO European Ferries (Vizcaya) SA/Kommission, verbundene

RechtssachenT-116/01 und T-118/01, EU:T:2003:217, Rn. 205.

(*) Urteil Diputacién Foral de Vizcaya u. a./Kommission, verbundene Rechtssachen C-465/09 P bis C-470/09 P, EU:C:2011:372, Rn. 125 und
128.
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(165) Aus diesen Griinden muss die Kommission die BesAR nach Maflgabe der Leitlinien von 2014 priifen. Sie verfiigt
bei ihrer Priifung {iber keinerlei Ermessensspielraum, um von diesen Leitlinien abzuweichen. Da der Einleitungs-
beschluss vor dem 1. Juli 2014 im Amtsblatt veroffentlicht wurde, hat die Kommission Deutschland und die
Beteiligten zur Stellungnahme beziiglich der Anwendung der Leitlinien von 2014 auf den vorliegenden Fall
gebeten.

7.3.1.1. Stellungnahmen Deutschlands und anderer Beteiligter

(166) Mehrere Beteiligte argumentieren, dass die Leitlinien von 2014 keine Anwendung auf die Begrenzung der EEG-
Umlage finden sollten; stattdessen solle die Kommission die Vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt auf der
Grundlage des Artikels 107 Absatz 3 Buchstabe b oder ¢ AEUV priifen.

(167) Erstens machen diese Beteiligten geltend, dass die Begrenzung der EEG-Umlage auf der Grundlage des
Artikels 107 Absatz 3 Buchstabe b AEUV fiir mit dem Binnenmarkt vereinbar erklirt werden konnte, da sie der
Forderung eines wichtigen Vorhabens von gemeinsamem europdischen Interesse (der Forderung erneuerbarer
Energien im Einklang mit der Richtlinie 2009/28/EG) diente bzw., sollte dies nicht anerkannt werden, da sie auf
die Behebung einer betrichtlichen Storung im Wirtschaftsleben Deutschlands (der Gefahr einer durch die EE-
Kosten bedingten Deindustrialisierung) abzielte.

(168) Die Beteiligten fithren ferner aus, dass die Verringerungen auch auf der Grundlage des Artikels 107 Absatz 3
Buchstabe ¢ AEUV fir mit dem Binnenmarkt vereinbar erklirt werden konnten, da sie auf die Forderung des
Ausbaus von erneuerbaren Energien abzielten, dabei Emissionsverlagerungen verhinderten und eine industrielle
Basis in der Union erhielten. Sie argumentieren, dass die BesAR das geeignete Instrument sei, um die
verschiedenen Aspekte dieser Ziele miteinander zu vereinbaren. Das Instrument sei verhdltnismafig, da die durch
die BesAR begiinstigten Unternehmen nach wie vor einen Beitrag zur Finanzierung leisteten. Auflerdem seien
Steuern auf Strom und die EEG-Umlage im Wesentlichen vergleichbar (bei beiden handele es sich um Abgaben
auf den Stromverbrauch), und der von der Union festgesetzte Mindeststeuersatz fiir Strom (Tabelle C in Anhang I
der Richtlinie 2003/96/EG des Rates (*)) von 0,05 ct/kWh entspreche dem Mindestsatz der EEG-Umlage. Das
EEG 2012 bewirke keine Verfilschung von Wettbewerb oder Handel, da es die Verfalschung nicht vollstindig
ausgleiche, die in erster Linie dadurch verursacht werde, dass die von deutschen Unternehmen zu entrichtende
EEG-Umlage hoher sei als vergleichbare Steuern oder Abgaben, die Unternehmen in anderen Mitgliedstaaten zu
tragen hitten.

(169) In Bezug auf die Anwendung des Artikels 107 Absatz 3 Buchstabe b oder ¢ bringt Deutschland in seiner Antwort
auf den Einleitungsbeschluss der Kommission vergleichbare Argumente vor.

(170) Zweitens machen die Beteiligten geltend, dass die Kommission die Vereinbarkeit der Verringerung der Umlage mit
dem Binnenmarkt nicht auf der Grundlage einer anderen Rechtsgrundlage priifen konne als derjenigen, die fir die
Prifung der Forderung von EEG-Strom verwendet worden sei. Vielmehr hitte die Kommission die
Verringerungen, die Teil der Finanzierung sind, zusammen mit der Forderung erneuerbarer Energien im
Einleitungsbeschluss priifen (und genehmigen) miissen. Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs miisse die
Kommission die Finanzierungsweise der Beihilfe beriicksichtigen, wenn sie Bestandteil der MafSnahme ist (**).

(171) Drittens argumentieren die Beteiligten, dass die Leitlinien von 2014, selbst wenn sie anwendbar sein sollten, nach
deren Randnummern 248 und 250 riickwirkend nur auf rechtswidrige Beihilfen, nicht jedoch auf bestehende
Beihilfen angewendet werden konnten. Selbst wenn die begrenzten EEG-Umlagen staatliche Beihilfen darstellen
sollten (was bestritten wird), so miissten sie aufgrund ihrer impliziten Genehmigung durch die Kommission in der
Sache NN 27/2000 (*) als bestehende Beihilfen betrachtet werden.

(172) Viertens machen die Beteiligten geltend, dass die Leitlinien von 2014, insbesondere die Vorschriften beziiglich des
Anpassungsplans in Abschnitt 3.7.3, so ausgelegt werden sollten, dass das berechtigte Vertrauen der Begiinstigten
gewahrt wird: Mit anderen Worten, die schrittweise erfolgende Anpassung sollte in den Jahren 2013 und 2014 so
gering sein, dass eine Riickforderung ausgeschlossen ist. Dieses berechtigte Vertrauen sei durch den Beschluss der
Kommission in der Sache NN 27/2000 begriindet worden.

(*%) Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 2003 zur Restrukturierung der gemeinschaftlichen Rahmenvorschriften zur
Besteuerung von Energieerzeugnissen und elektrischem Strom (ABL. L 283 vom 31.10.2003, S. 51).

(*) Urteil Van Calster, C-261/01, EU:C:2003:571, Rn. 49; Urteil Société Régie Networks, C-333/07, EU:C:2008:764, Rn. 89.

(*%) Siehe oben FufSnote 75.
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7.3.1.2. Beihilferechtliche Wiirdigung

(173) Diese Argumente dndern nichts an den in den Erwigungsgriinden 157 bis 165 dieses Beschlusses enthaltenen
Ausfithrungen zur Anwendbarkeit der Leitlinien von 2014.

(174) Was zunichst die Anwendung des Artikels 107 Absatz 3 Buchstabe ¢ AEUV betrifft, heifdt es in Randnummer 10
der Leitlinien von 2014, dass die Kommission in den genannten Leitlinien ,die Voraussetzungen dar[legt], die
Energie- und Umweltbeihilfen erfilllen miissen, damit sie nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe ¢ AEUV als mit
dem Binnenmarkt vereinbar erachtet werden konnen“. Der Gerichtshof stellt hierzu fest, dass ,sich die
Kommission bei der Ausiibung ihres Ermessens durch Maflnahmen wie die Leitlinien selbst binden kann, sofern
sie Richtlinien enthalten, denen sich die von ihr zu verfolgende Politik entnehmen ldsst und die nicht von
Normen des Vertrags abweichen” (*). Da in den Leitlinien von 2014 die Voraussetzungen fur die Vereinbarkeit im
Rahmen der in Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe ¢ AEUV vorgesehenen Ausnahme in allgemeiner und
transparenter Weise ex ante festgelegt sind, ist die Kommission zur Anwendung dieser Leitlinien verpflichtet.

(175) Die Moglichkeit einer analogen Anwendung der Vorschriften iiber die Besteuerung von Strom besteht nicht, da
die Leitlinien von 2014 umfassende Vorschriften fur die Wiirdigung der Verringerung der EE-Umlage enthalten.

(176) Was die Ausnahmen in Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe b AEUV betrifft, so enthalten die Leitlinien von 2014
keine Kriterien dahin gehend, wie die Kommission ihr Ermessen bei der Anwendung des Artikels 107 Absatz 3
Buchstabe b ausiiben wird. Die Kommission hat jedoch eine Mitteilung zu den ,Kriterien fiir die Wiirdigung der
Vereinbarkeit von staatlichen Beihilfen zur Forderung wichtiger Vorhaben von gemeinsamem europiischem
Interesse mit dem Binnenmarkt” (*) angenommen, die ab dem 1. Juli 2014 gilt. In Randnummer 52 dieser
Mitteilung heiflt es: ,im Falle nicht angemeldeter Beihilfen [wird die Kommission] diese Mitteilung anwenden,
wenn die Beihilfe nach ihrem Inkrafttreten gewdhrt wurde, und in allen anderen Fillen die Vorschriften zugrunde
legen, die zu der Zeit in Kraft waren, als die Beihilfe gewdhrt wurde®. Das bedeutet, dass die in der Mitteilung
enthaltenen Kriterien nicht auf die in diesem Beschluss gepriiften Verringerungen der Umlage angewendet werden
konnen. Vielmehr muss die Kommission die in den Leitlinien von 2008 (*) dargelegten Vorschriften anwenden.

(177) Im Einleitungsbeschluss hatte die Kommission Zweifel daran geduflert, dass die BesAR im Einklang mit den
Randnummern 147 bis 150 der Leitlinien von 2008 fiir nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe b AEUV mit dem
Binnenmarkt vereinbar erklirt werden konnte. Diese Zweifel waren insbesondere dadurch begriindet, dass die
Verringerungen sich nicht auf ein Vorhaben zu beziehen schienen und noch weniger auf ein ,bestimmtes
Vorhaben, das hinsichtlich seiner Durchfithrung [...] genau festgelegt ist“. Dariiber hinaus blieb in jedem Fall
fraglich, wie ein derartiges Vorhaben als von ,gemeinsamem europdischen Interesse” angesehen werden konnte,
das heiflt als Vorhaben, dessen Vorteile sich auf die gesamte Union erstrecken. Schlieflich bestanden Zweifel
daran, dass die in Rede stehende Beihilfe, nimlich die Verringerung der EEG-Umlage, einen ,Anreiz fur die
Durchfithrung des Vorhabens” schafft (Erwigungsgriinde 211 und 212 des Einleitungsbeschlusses).

(178) Diese Zweifel wurden nicht ausgerdumt. Deutschland macht geltend, dass sowohl die Verwirklichung der EE-Ziele
als auch die Erhaltung der Wettbewerbsfihigkeit der Industrie als ein oder sogar mehrere Vorhaben von
gemeinsamem europdischem Interesse anzusehen sind. Deutschland verweist in diesem Zusammenhang auf die
Strategie ,Europa 2020“ der Kommission, in der die ,Forderung einer ressourcenschonenden, 6kologischeren und
wettbewerbsfahigeren Wirtschaft® als Prioritit aufgefiuhrt ist (*°). Auch wenn es sich zweifellos um wichtige
politische Ziele handelt, konnen der Ausbau erneuerbarer Energien und die Forderung der Wettbewerbsfahigkeit
nicht als bestimmte Vorhaben im eigentlichen Sinne verstanden werden. Noch weniger wire es maoglich, derartige
Vorhaben hinsichtlich ihrer Durchfithrung einschlieflich der Beteiligten sowie ihrer Ziele und Wirkungen genau
festzulegen, wie es in Randnummer 147 Buchstabe a der Leitlinien von 2008 verlangt wird. Wenn der Begriff
,Vorhaben von gemeinsamem europiischen Interesse” so auszulegen wire, dass er rein politische Ziele als solche
umfasse, so wiirden die Grenzen des Artikels 107 Absatz 3 Buchstabe b iiber ihren Wortlaut hinaus erweitert
werden, und die Vorschrift, dass auf ein bestimmtes, genau festgelegtes Vorhaben abgezielt werden muss, wiirde
ihrer Substanz beraubt. Dies wiirde dem ,Erfordernis, Ausnahmen von dem allgemeinen Grundsatz der
Unvereinbarkeit staatlicher Beihilfen mit dem Gemeinsamen Markt eng auszulegen® (°!), entgegenstehen.

(179) Wichtiger noch, der Gerichtshof stellte in seinem Urteil in der Sache Hotel Cipriani fest: ,Beihilfen [konnen] nur
dann fiir eine Ausnahme nach [Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe b AEUV] in Betracht kommen, wenn sie nicht

(*) Urteil Italien/Kommission, C-310/99, EU:C:2002:143, Rn. 52.

(**) ABL C 188 vom 20.6.2014,S. 4.

(*) Leitlinien der Gemeinschaft fiir staatliche Umweltschutzbeihilfen von 2008 (ABI. C 82 vom 1.4.2008, S. 1).
(*) KOM(2010) 2020 endgiiltig, S. 10.

(") Urteil Deutschland/Kommission, C-301/96, EU:C:2003:509, Rn. 106.
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hauptsichlich die Wirtschaftsteilnehmer eines Mitgliedstaats begiinstigen, sondern fiir die gesamte Gemeinschaft
von Vorteil sind“ (*?). Dieses Kriterium ist nicht erfiillt, wenn die nationale Regelung lediglich darauf abzielt, die
Wettbewerbsfihigkeit der betroffenen Unternehmen zu verbessern. Die BesAR zielt in der Tat lediglich darauf ab,
die Kostenbelastung fiir stromintensive Unternehmen in Deutschland zu mindern und damit ihre Wettbewerbs-
fahigkeit zu verbessern.

(180) Schlieflich kann angesichts des in Erwidgungsgrund 178 genannten Erfordernisses, Ausnahmen von dem
allgemeinen Grundsatz der Unvereinbarkeit staatlicher Beihilfen mit dem Binnenmarkt eng auszulegen, die blofle
Tatsache, dass Stromkosten fiir eine groffe Zahl gewerblicher Verbraucher steigen, nicht als betrichtliche Storung
im Wirtschaftsleben des betreffenden Mitgliedstaats betrachtet werden.

(181) Daher hitte die Kommission die BesAR nicht auf der Grundlage des Artikels 107 Absatz 3 Buchstabe b AEUV
genehmigen konnen.

(182) Zweitens ist hinsichtlich des in Erwigungsgrund 170 zusammengefassten Arguments festzustellen, dass die
stromintensiven Unternehmen durch die Begrenzung der EEG-Umlage gewihrte Beihilfe klar von der Forderung
erneuerbarer Energien zu unterscheiden und zu trennen ist. Die durch die Forderung Begiinstigten sind eine
andere Gruppe als die Empfinger der Beihilfe. Dariiber hinaus dienen die Verringerungen nicht unmittelbar dem
Zweck der Finanzierung der Forderung erneuerbarer Energien, sondern laufen im Gegenteil diesem Zweck
zuwider, da ihre unmittelbare Wirkung in einer Verringerung der zur Finanzierung der Forderung erneuerbarer
Energien verfiigbaren Mittel besteht. Dies zeigt sich daran, dass die EEG-Umlage fir alle anderen nicht
privilegierten Nutzer angehoben werden musste, um die Finanzierung zu sichern.

(183) Drittens ist hinsichtlich des in Erwdgungsgrund 171 zusammengefassten Arguments festzustellen, dass die BesAR
als rechtswidrige Beihilfe zu betrachten ist, die in den Anwendungsbereich der Randnummer 248 der Leitlinien
von 2014 fillt: Wie bereits unter den Randnummern 141 ff. dargelegt, wurde die durch den Beschluss der
Kommission in der Sache NN 27/2000 angenommene Beihilferegelung durch das EEG 2012 erheblich gedndert.

(184) Das vierte Argument betreffend das berechtigte Vertrauen der Begiinstigten wird in Erwigungsgrund 257 weiter
gepriift, da es sich ausschlielich auf die Riickforderung bezieht.

7.3.1.3. Hilfsweise Wiirdigung nach den Leitlinien von 2008

(185) Das Gericht der Europiischen Union hat mehrfach entgegen der Rechtsprechung des Gerichtshofes geurteilt, dass
rechtswidrige Beihilfen auf der Grundlage der Regeln zu priifen sind, die zum Zeitpunkt ihrer Gewdhrung galten.
Daher hat die Kommission die Beihilfefahigkeit nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe ¢ AEUV hilfsweise auf der
Grundlage der Leitlinien von 2008 gepriift.

(186) Demzufolge hitte die Kommission die auf der Grundlage der BesAR gewihrte Betriebsbeihilfe aus den in den
Erwdgungsgrinden 187 ff. genannten Griinden in ihrer Gesamtheit fir mit dem Binnenmarkt unvereinbar
erkldren miissen.

(187) Dem Einleitungsbeschluss zufolge gab es zum Zeitpunkt seiner Annahme keine spezifischen Beihilfevorschriften,
die anerkannt hitten, dass Befreiungen oder Verringerungen von Abgaben, die der Finanzierung erneuerbarer
Energien dienen, als erforderlich angesehen werden konnten, um ein Ziel von gemeinsamem Interesse zu
verwirklichen, und daher auf der Grundlage des Artikels 107 Absatz 3 Buchstabe ¢ AEUV zulissig sein konnten.

(188) Dariiber hinaus hatte die Kommission eine von Osterreich im Jahr 2011 angemeldete vergleichbare Betriebs-
beihilfe verboten (*). Dieses Verbot steht im Einklang mit der Rechtsprechung des Gerichtshofes, wonach
Betriebsbeihilfen als solche die Handelsbedingungen in einer Weise verindern, die dem gemeinsamen Interesse
zuwiderlduft, und daher nicht fiir mit dem Binnenmarkt vereinbar erklirt werden konnen (*)). In dem
diesbeziiglichen Beschluss legte die Kommission ferner dar, weshalb keine Analogie zu den Vorschriften iiber die
Besteuerung von Strom hergestellt werden konnte.

(189) Aus diesen Griinden hitte die Kommission die in Rede stehende Beihilfe auch auf der Grundlage der zum
Zeitpunkt der Beihilfegewahrung geltenden Regeln nicht nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe ¢ AEUV
genehmigen konnen.

(*») Urteil Hotel Cipriani u. a., T-254/00, T-270/00 und T-277/00, EU:T:2008:537, Rn. 337. )

() SA.26036 (C24/2009) — Staatliche Beihilfe fiir energieintensive Unternchmen, Okostromgesetz, Osterreich (ABL. L 235 vom
10.9.2011, S. 42).

(**) Urteil Deutschland/Kommission (,Jadekost*), C-288/96, EU:C:2000:537, Rn. 77, mit weiteren Fundstellen.
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7.3.2. Kosten, die sich aus der Forderung erneuerbarer Energien ergeben

(190) Nach Randnummer 184 der Leitlinien von 2014 konnen Verringerungen nur fiir Kosten gewahrt werden, die sich
aus der Forderung erneuerbarer Energien ergeben.

(191) Wie die Kommission jedoch in ihrem Beschluss in der Sache SA. 38632 (2014/N) zum EEG 2014 (im Folgenden
,Beschluss zum EEG 2014 festgestellt hat, dient die EEG-Umlage auch dazu, die Forderung der Erzeugung von
Strom aus Grubengas zu finanzieren. Grubengas ist keine erneuerbare Energiequelle im Sinne der Randnummer
19 Absatz 5 der Leitlinien von 2014. Verringerungen von Umlagen, die auf die Finanzierung der Forderung
anderer Energiequellen abzielen, fallen nicht unter Abschnitt 3.7.2 der Leitlinien von 2014 (**).

(192) In diesem Zusammenhang teilte Deutschland im Rahmen des Anmeldeverfahrens in der Beihilfesache SA.38632
(2014/N) mit, dass keine Verringerung der Finanzierung der Forderung von Strom aus Grubengas gewahrt werde,
da stromintensive Unternehmen nach dem EEG 2014 fir die erste GWh Verbrauch an der betreffenden
Abnahmestelle die volle Umlage zahlen miissten. Die Einnahmen aus der vollen Umlage fiir die erste GWh seien
in der Tat hoher als der Forderbetrag fiir Strom aus Grubengas (*°).

(193) Im Jahr 2012 machte der Betrag der Forderung fiir Grubengas (41,4 Mio. EUR) 0,25 % des Gesamtbetrags der im
Rahmen des EEG 2012 fur das Jahr 2012 gewihrten Forderung aus. Prognosen zufolge diirften die
Grubengasmengen in Zukunft konstant bleiben oder sogar leicht zuriickgehen (*7).

(194) Vor diesem Hintergrund stellte die Kommission fest, dass die Zahlungen fiir die EEG-Umlage auf die erste GWh
Verbrauch durch die Unternehmen, die im Rahmen des EEG 2014 durch die BesAR begiinstigt werden, die Hohe
der Forderung von Grubengas bereits bei Weitem tibersteigen wiirden (**). Die Kommission kam ferner zu dem
Schluss, dass der aus der Multiplikation des Prozentsatzes der fiir Grubengas gezahlten EEG-Umlage (0,25 %) mit
der EEG-Umlage (6,24 ct/kWh im Jahr 2014) resultierende Betrag von 0,016 ct/kWh niedriger als die
Mindestumlage ist, die die Begiinstigten der BesAR iiber die erste GWh Verbrauch hinaus zahlen mussten (0,05
ct/kWh) (%).

(195) Im EEG 2012 sind zwei Begrenzungsmoglichkeiten vorgesehen. Im Rahmen der ersten Moglichkeit (§ 41
Absatz 3 Nr. 1), bei der es sich um eine degressive Begrenzung handelt, miissen die Begiinstigten die volle
Umlage fiir die erste GWh Verbrauch zahlen, und die fiir den @iber 100 GWh hinausgehenden Verbrauch zu
zahlende Mindestumlage betrdgt 0,05 ct/kWh. Im Rahmen der zweiten Moglichkeit (§ 41 Absatz 3 Nr. 2), die
Unternehmen mit der hochsten Stromintensitdt betrifft, wird die Umlage fiir den gesamten Verbrauch des
begiinstigten Unternehmens auf 0,05 ct/kWh begrenzt. In beiden Fillen zahlen die Begiinstigten nach wie vor
mehr als den Anteil der Umlage, der der Férderung von Grubengas zugewiesen werden konnte (0,016 ct/kWh im
Jahr 2014 und, auf der Grundlage einer EEG-Umlage in Hohe von 5,277 ct/kWh, 0,013 ct/kWh im Jahr 2013).

(196) Daher wurde durch die Entrichtung der Mindestumlage in Hohe von 0,05 ct/kWh in den Jahren 2013 und 2014
sowie durch die fiir einen Teil der Begiinstigten geltende Verpflichtung zur Entrichtung der Umlage fiir die erste
GWh gewihrleistet, dass stromintensiven Unternechmen keine Verringerung auf die Finanzierung der Forderung
von Strom aus Grubengas gewidhrt wurde ('%).

7.3.3. Beihilfefihigkeit

(197) Nach Randnummer 185 der Leitlinien von 2014 sollten die Beihilfen auf Wirtschaftszweige beschrinkt sein,
deren Wettbewerbsposition aufgrund ihrer Strom- und Handelsintensitit in Anbetracht der Kosten fiir die
Finanzierung der Forderung erneuerbarer Energien gefihrdet wire. Die Beihilfe kann somit nur gewidhrt werden,
wenn das Unternehmen in einem der in Anhang 3 der Leitlinien von 2014 genannten Wirtschaftszweige titig ist.

(198) Zudem kann ein Mitgliedstaat nach Randnummer 186 der Leitlinien von 2014 ein Unternehmen auch dann in
einer nationalen Regelung, in deren Rahmen Verringerungen fiir Kosten in Verbindung mit der Finanzierung der
Forderung erneuerbarer Energien gewahrt werden, beriicksichtigen, wenn es nicht in einem der in Anhang 3 der
Leitlinien von 2014 genannten Wirtschaftszweige angesiedelt ist; in diesem Falle muss das Unternehmen
allerdings eine Stromintensitit von mindestens 20 % aufweisen und einem Wirtschaftszweig mit einer Handelsin-
tensitdt von mindestens 4 % auf Unionsebene angehoren.
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Beschluss zum EEG 2014, Erwigungsgrund 293.
Beschluss zum EEG 2014, Erwigungsgriinde 294 und 295.
Beschluss zum EEG 2014, Erwigungsgrund 295.
Bei 2 707 beihilfefihigen Abnahmestellen im Jahr 2014 und einer EEG-Umlage von 6,24 ct/kWh belaufen sich die durch die Umlage
erzielten Einnahmen aus Zahlungen fir die erste GWh Verbrauch auf 168 916 800 EUR. Vgl. Beschluss zum EEG 2014,
Erwagungsgrund 296.
(**) Beschluss zum EEG 2014, Erwagungsgrund 296.
(") Vgl. Beschluss zum EEG 2014, Erwagungsgrund 297.
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(199) Dariiber hinaus konnen Mitgliedstaaten nach Randnummer 187 der Leitlinien von 2014 zusitzliche Beihilfe-
kriterien festlegen, vorausgesetzt, die Begiinstigten werden innerhalb eines beihilfefihigen Wirtschaftszweigs
anhand objektiver, diskriminierungsfreier und transparenter Kriterien ausgewdhlt und die Beihilfen werden
grundsitzlich fur alle Wettbewerber in demselben Wirtschaftszweig in derselben Weise gewahrt, wenn sie sich in
einer dhnlichen Lage befinden.

(200) Insofern Unternehmen, die nicht nach den Kriterien in den Erwigungsgriinden 197 und 198 dieses Beschlusses
beihilfefahig sind, vor dem Geltungsbeginn dieser Leitlinien eine Beihilfe in Form einer Verringerung oder
Befreiung von den finanziellen Beitrdgen zur Forderung von erneuerbarem Strom gewihrt wurde, so kann sie fiir
mit dem Binnenmarkt vereinbar erklirt werden, sofern sie mit dem Anpassungsplan im Einklang steht
(Randnummer 197 der Leitlinien von 2014).

(201) Deutschland teilte mit, dass nur ein Teil der Begiinstigten der BesAR in den Jahren 2013 und 2014 fiir staatliche
Beihilfen in Form von Verringerungen der finanziellen Beitrige zur Forderung von erneuerbarem Strom im
Einklang mit Abschnitt 3.7.2 der Leitlinien von 2014 in Betracht kam. Deutschland hat daher fiir die nicht in
Betracht kommenden Begiinstigten einen Anpassungsplan vorgelegt (siche Anhang II), der in Abschnitt 7.3.5
dieses Beschlusses gepriift wird. Die deutschen Behorden erklirten ferner, dass alle Begiinstigten, die auf der
Grundlage von Randnummer 186 der Leitlinien von 2014 in der nationalen Regelung beriicksichtigt werden
konnten, den in Anhang 5 der Leitlinien von 2014 aufgefithrten Wirtschaftszweigen angehoren.

(202) Fir die Berechnung der Bruttowertschopfung (BWS), die fiir die Anwendung der Randnummern 185 bis 192 der
Leitlinien von 2014 benotigt wird und in Anhang 4 der Leitlinien von 2014 festgelegt ist, wird nach § 41 des
EEG 2012 die BWS zu Marktpreisen im letzten Geschiftsjahr vor der Anwendung fur die Verringerung der
Umlage verwendet. In Anhang 4 Ziffern 1 und 2 der Leitlinien von 2014 wird die Verwendung der BWS zu
Faktorkosten sowie des arithmetischen Mittelwerts der letzten drei Jahre, fiir die Daten verfigbar sind,
vorgeschrieben. Deutschland erklarte, dass diese Daten nicht verfiigbar gewesen seien, da in den Antrdgen auf
Verringerungen fur die Jahre 2013 und 2014 nur die BWS zu Marktpreisen im letzten Geschiftsjahr, fir das
Daten zur Verfiigung standen (d. h. 2011 und 2012), angegeben war. Ebenso erklirte Deutschland, dass fir die
Zwecke der Berechnung der Stromkosten die durchschnittlichen Letztverbraucherstrompreise nicht fiir alle
Unternehmen verfiigbar gewesen seien, zumindest nicht bei hoheren Lastbindern; stattdessen basiere die
Berechnung der Stromkosten auf den in den Jahren 2011 und 2012 tatsichlich angefallenen Stromkosten, da
diese Zahlen von den Unternchmen in ihren Antrigen auf Verringerungen in den Jahren 2013 und 2014
tibermittelt worden seien. Nach Anhang 4 Ziffer 4 der Leitlinien von 2014 beruht die Definition der Stromkosten
eines Unternehmens insbesondere auf dem angenommenen Strompreis des jeweiligen Unternehmens. Auf der
Grundlage der Erklarungen Deutschlands zog die Kommission in ihrem Beschluss in der Beihilfesache SA.38632
(2014/N) den Schluss, dass die Ubergangsbestimmungen im EEG 2014, die die Verwendung von BWS-Daten zu
Faktorkosten auf der Grundlage nur des letzten Geschiftsjahres oder der letzten beiden Geschiftsjahre sowie die
Verwendung der tatsichlichen Stromkosten des letzten Geschiftsjahres erlauben, mit den Leitlinien von 2014,
insbesondere mit Randnummer 195 im Einklang stehen (Erwagungsgriinde 311 bis 314 des genannten
Beschlusses). Dies war darauf zuriickzufithren, dass diese Daten — die BWS zu Faktorkosten auf der Grundlage
des letzten Jahres und die tatsichlichen Stromkosten des letzten Jahres — nur fiir eine Ubergangszeit angewendet
werden sollten, bis die nach Anhang 4 der Leitlinien von 2014 erforderlichen Daten vorligen. Diese
Argumentation gilt in noch stirkerem Mafe fiir die Beurteilung der in den Jahren 2013 und 2014 gewihrten
Verringerungen der EEG-Umlage, und auf der Grundlage dieser Argumentation kann auch akzeptiert werden, dass
die Beurteilung der Vereinbarkeit von staatlichen Beihilfen, die im Rahmen der BesAR in den Jahren 2013 und
2014 in Form von Verringerungen des finanziellen Beitrags zur Forderung von erneuerbarem Strom nach
Abschnitt 3.7.2 der Leitlinien von 2014 gewidhrt wurden, auf der Grundlage der BWS zu Marktpreisen erfolgt.

(203) Die Kommission kommt zu dem Schluss, dass das EEG 2012 die Beihilfekriterien in den Randnummern 185 und
186 der Leitlinien von 2014 nur teilweise erfiillt. An die Begiinstigten, die die genannten Kriterien nicht erfiillen,
sollte daher eine Riickforderung ergehen, auf die in Abschnitt 7.3.5 iiber Deutschlands Anpassungsplan naher
eingegangen wird.

7.3.4. Verhdltnismafigkeit

(204) Nach Randnummer 188 der Leitlinien von 2014 werden Beihilfen als verhiltnismiflig betrachtet, wenn fir
mindestens 15 % der den Begiinstigten entstehenden zusitzlichen Kosten keine Verringerung gewahrt wurde.

(205) Die Mitgliedstaaten konnen den auf Unternechmensebene anfallenden Beitrag zu den Kosten, die sich aus der
Finanzierung der Forderung erneuerbarer Energien ergeben, jedoch auf 4 % der Bruttowertschopfung des
betreffenden Unternehmens senken. Bei Unternechmen mit einer Stromintensitit von mindestens 20 % koénnen die
Mitgliedstaaten den zu entrichtenden Gesamtbetrag auf 0,5 % der Bruttowertschopfung des betreffenden
Unternechmens begrenzen. Schlieflich miissen fiir den Fall, dass Mitgliedstaaten beschliefen, den Beitrag der
Unternechmen auf 4 % bzw. 0,5 % der Bruttowertschopfung zu begrenzen, diese Obergrenzen auf alle
beihilfefihigen Unternehmen angewandt werden (Ziffern 189 und 190 der Leitlinien von 2014).
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(206) Deutschland gab an, dass die von den Begiinstigten in den Jahren 2013 und 2014 entrichtete begrenzte EEG-
Umlage auf der Grundlage der Kriterien der Leitlinien von 2014 in bestimmten Fillen nicht verhdltnismafig
gewesen sei ('"). Deshalb hat Deutschland einen Anpassungsplan vorgelegt (siche Anhang II), der in
Abschnitt 7.3.5 gepriift wird.

(207) Die Kommission kommt zu dem Schluss, dass die Begrenzung der EEG-Umlage die in den Randnummern 188
und 189 der Leitlinien von 2014 enthaltenen Kriterien fiir die Verhaltnismifigkeit nur zum Teil erfillen. An
Begiinstigte, die die genannten Kriterien nicht erfillen, sollte daher eine Riickforderung ergehen, deren
Einzelheiten in Abschnitt 7.3.5 dieses Beschlusses, in dem Deutschlands Anpassungsplan behandelt wird, gepriift
werden.

7.3.5. Der Anpassungsplan

(208) Nach den Randnummern 193 ff. der Leitlinien von 2014 miissen die Mitgliedstaaten die in Abschnitt 3.7.2 der
Leitlinien von 2014 enthaltenen Kriterien der Beihilfefahigkeit und VerhiltnisméRigkeit (Abschnitte 7.3.3 und
7.3.4 dieses Beschlusses) spitestens ab dem 1. Januar 2019 anwenden. Beihilfen, die fiir einen Zeitraum davor
gewdhrt wurden, gelten als mit dem Binnenmarkt vereinbar, wenn sie dieselben Kriterien erfiillen. Ferner vertritt
die Kommission die Auffassung, dass alle fir die Jahre vor 2019 gewdahrten Beihilfen zur Entlastung von Kosten
in Verbindung mit der finanziellen Forderung von Strom aus erneuerbaren Energiequellen als mit dem
Binnenmarkt vereinbar betrachtet werden kénnen, sofern sie mit einem Anpassungsplan im Einklang stehen.

(209) Ein solcher Anpassungsplan muss eine progressive Anpassung der Forderung an die Beihilfesitze vorsehen, die
sich aus der Anwendung der in Abschnitt 3.7.2 der Leitlinien von 2014 enthaltenen Kriterien der Beihilfefahigkeit
und VerhiltnisméRigkeit ergeben (Abschnitte 7.3.3 und 7.3.4 dieses Beschlusses).

(210) Sofern eine Beihilfe fiir einen Zeitraum gewdhrt wurde, der vor dem Geltungsbeginn der genannten Leitlinien
liegt, muss in dem Anpassungsplan auch fir diesen Zeitraum eine progressive Anwendung der Kriterien
vorgesehen sein.

(211) Wenn Unternehmen, die nicht nach den in Abschnitt 7.3.3 dieses Beschlusses beschriebenen Kriterien
beihilfefihig sind, wie in Erwdgungsgrund 200 dargelegt, vor dem Beginn der Anwendung der Leitlinien von
2014 eine Beihilfe gewdhrt wurde, kann diese Beihilfe fiir mit dem Binnenmarkt vereinbar erklirt werden, sofern
im Anpassungsplan ein Eigenbeitrag von mindestens 20 % der reguliren Abgabe (d. h. ohne Verringerung)
vorgesehen ist; dieser Eigenbetrag ist bis spatestens 1. Januar 2019 progressiv einzufithren (Randnummer 197 der
Leitlinien von 2014).

(212) Deutschland hat einen Anpassungsplan vorgelegt (Anhang II), der in den Erwédgungsgriinden 27 ff. beschrieben
wird und eine progressive Erhohung der EEG-Umlage fiir alle Begiinstigten, an die eine Riickforderung ergeht,
vorsieht. Ausgangspunkt ist die EEG-Umlage, die im Jahr 2013 tatsichlich entrichtet wurde; sie berechnet sich
durch Multiplikation der verringerten EEG-Umlage des Begiinstigten im Jahr 2013 mit dem tatsichlichen
Stromverbrauch des Begiinstigten im selben Jahr (im Folgenden ,Basisumlage). Dem Anpassungsplan zufolge
werden die Umlagen fuir die Jahre 2013 und 2014 in der Weise angepasst, dass sie nicht iber 125 % bzw. 150 %
der Basisumlage liegen. Ab 2015 wird die Anpassung nach oben potenziell hoher sein, da die Obergrenze dann
auf 200 % der Basisumlage erhoht wird. In den folgenden Jahren bis 2018 wird die Umlage fiir das Jahr x in
derselben Weise auf 200 % der Umlage des Jahres x — 2 begrenzt sein.

(213) Was die im Rahmen dieses Beschlusses gepriiften Jahre, das heifft die Jahre 2013 und 2014 betrifft, sieht der
Anpassungsplan eine progressive Erhohung der EEG-Umlage fiir alle Begiinstigten vor, die die Kriterien der
Beihilfefihigkeit und Verhéltnismafigkeit der Leitlinien von 2014 nicht erfiillen. Die Erhéhung wird nach dem
Jahr 2014 fortgesetzt, sodass davon ausgegangen werden kann, dass die in den Leitlinien von 2014 verlangten
Sitze zum 1. Januar 2019 erreicht sein werden, und zwar sowohl fiir Unternechmen, die grundsitzlich
beihilfefihig sind, aber keine ausreichend hohe Umlage gezahlt haben, als auch fur Unternehmen, die nicht
beihilfefihig sind und daher den in Randnummer 197 der Leitlinien von 2014 vorgesehenen Eigenbeitrag von
mindestens 20 % der reguliren Abgabe (d. h. ohne Verringerung) einhalten miissen. Dariiber hinaus stellt die
Kommission fest, dass der Anpassungsplan allen relevanten wirtschaftlichen Faktoren, die mit der Politik zur
Forderung erneuerbarer Energien verbunden sind, Rechnung trigt und dass Deutschland ihn innerhalb der in
Randnummer 200 der Leitlinien von 2014 festgesetzten Frist bei der Kommission angemeldet hat.

(214) Was die Jahre 2013 und 2014 angeht, steht der Anpassungsplan daher mit den Kriterien in Abschnitt 3.7.3 der
Leitlinien von 2014 im Einklang. Nach Randnummer 194 der Leitlinien von 2014 konnen die Verringerungen in
der durch den Anpassungsplan gednderten Form daher als mit dem Binnenmarkt vereinbar betrachtet werden.

(") Zur Anwendung der Daten zu BWS und Stromintensitit vergleiche Erwagungsgrund 202 dieses Beschlusses.
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7.3.6. Schlussfolgerung zur Vereinbarkeit der Beihilfen mit dem Binnenmarkt

(215) Die verringerten EEG-Umlagen fiir stromintensive Unternehmen in den Jahren 2013 und 2014 sind nur dann mit
dem Binnenmarkt vereinbar, wenn die folgenden Voraussetzungen erfiillt sind:

a) Die Verringerung der Umlage wird nur fiir Kosten gewihrt, die sich aus der Forderung erneuerbarer Energien
ergeben;

b) die Begiinstigten erfiillen die Forderkriterien der Randnummern 185, 186 und 187 der Leitlinien von 2014
(Abschnitt 7.3.3 dieses Beschlusses), und

¢) die Verringerung der EEG-Umlage ist verhaltnismdfig im Sinne der in den Randnummern 188 und 189 der
Leitlinien von 2014 dargelegten Kriterien (Abschnitt 7.3.4 dieses Beschlusses).

(216) In Bezug auf Begiinstigte, bei denen eine oder mehrere der in Erwdgungsgrund 215 aufgefithrten
Voraussetzungen nicht erfiillt sind, ist die Kommission ausnahmsweise der Auffassung, dass staatliche Beihilfen,
die in den Jahren 2013 und 2014 auf der Grundlage der BesAR gewihrt wurden, fir mit dem Binnenmarkt
vereinbar erklirt werden konnen, sofern sichergestellt ist, dass die Beihilfeempfinger mindestens 125 % der in
Erwigungsgrund 212 festgesetzten Basisumlage fiir das Jahr 2013 und 150 % der Basisumlage fiir das Jahr 2014
entrichten. Im Hinblick auf die Gewihrleistung dieses Ergebnisses sollte die Riickforderung in folgender Weise
erfolgen:

a) Fir die in Bezug auf das Jahr 2013 gewihrte Verringerung sollte die Riickforderung der Differenz zwischen
der Umlage, die zu zahlen gewesen wire, wenn alle in Erwigungsgrund 215 genannten Voraussetzungen
erfillt gewesen wiren, und der im Jahr 2013 tatsichlich entrichteten EEG-Umlage entsprechen; die gesamte
EEG-Umlage des Unternehmens, an das eine Riickforderung ergeht, einschlieflich des zuriickgeforderten
Betrags, darf jedoch nicht mehr als 125 % der EEG-Umlage betragen, die im Jahr 2013 tatsichlich entrichtet
wurde;

b) fur die in Bezug auf das Jahr 2014 gewihrte Verringerung sollte die Riickforderung der Differenz zwischen
der Umlage, die zu zahlen gewesen wire, wenn alle in Erwigungsgrund 215 genannten Kriterien erfiillt
gewesen wiren, und der im Jahr 2014 tatsichlich entrichteten EEG-Umlage entsprechen; die gesamte EEG-
Umlage des Unternehmens, an das eine Riickforderung ergeht, einschlieflich des zuriickgeforderten Betrags,
darf jedoch nicht mehr als 150 % der EEG-Umlage betragen, die im Jahr 2013 tatsichlich entrichtet wurde.

7.4. Vereinbarkeit mit anderen Bestimmungen des AEUV

(217) Da die EEG-Umlage auf die Finanzierung der Forderung von EEG-Strom abzielt, hat die Kommission nach
Randnummer 29 der Leitlinien von 2014 gepriift, ob die EEG-Umlage mit den Artikeln 30 und 110 AEUV
vereinbar ist.

(218) Nach stindiger Rechtsprechung kann eine Abgabe, die auf inlindische und eingefithrte Erzeugnisse nach
denselben Kriterien erhoben wird, dennoch nach dem AEUV verboten sein, wenn mit dem Aufkommen aus
dieser Belastung Titigkeiten gefordert werden sollen, die speziell den belasteten inldndischen Erzeugnissen
zugutekommen.

(219) Gleichen die Vorteile, die diesen Erzeugnissen zugutekommen, die Abgabe, mit der sie belastet sind, vollstindig
aus, treten deren Wirkungen nur gegeniiber den eingefithrten Erzeugnissen ein, und die Belastung stellt eine
Abgabe gleicher Wirkung dar, die gegen Artikel 30 AEUV verstft. Gleichen diese Vorteile dagegen nur einen Teil
der Belastung der inldndischen Erzeugnisse aus, so stellt die betreffende Abgabe eine diskriminierende Abgabe im
Sinne des Artikels 110 AEUV dar, und der fur den Ausgleich der Belastung der inlindischen Erzeugnisse
verwendete Anteil verstoflt gegen Artikel 110 AEUV (1%2).

(220) Die Kommission hat seit Langem in ihrer Beschlusspraxis ('*) und im Einklang mit der Rechtsprechung des
Gerichtshofs (14) festgestellt, dass die Finanzierung nationaler Forderregelungen fiir erneuerbare Energiequellen im
Wege einer parafiskalischen Abgabe auf den Stromverbrauch zu einer Diskriminierung eingefithrten Stroms aus
erneuerbaren Energiequellen fithren konnte. Wenn ndmlich die inlindische Stromerzeugung durch Beihilfen
gefordert wird, die durch eine Abgabe auf den gesamten Stromverbrauch (einschlielich des Verbrauchs von

(1?) Urteil AEM, C-128/03 und C-129/03, EU:C:2005:224, Rn. 44 bis 47; Urteil Essent Netwerk Noord, C-206/06, EU:C:2008:413, Rn. 42.

("%) Beihilfeentscheidung N 34/90; Beihilfeentscheidung N 416/99; Beihilfeentscheidung N 490/00; Beihilfeentscheidung N 550/00;
Beihilfeentscheidungen N 317/A/2006 und NN 162/A/2003; Beihilfeentscheidungen N 707/2002 und N 708/2002; Beihilfeent-
scheidung N 789/02; Beihilfeentscheidung N 6/A/2001; Entscheidung 2007/580/EG der Kommission; Entscheidung 2009/476/EG der
Kommission; Beihilfesache N 437/09.

(1% Urteil AEM, C-128/03 und C-129/03, EU:C:2005:224, Rn. 44 bis 47; Urteil Essent Netwerk Noord, C-206/06, EU:C:2008:413, Rn. 58
und 59.



25.9.2015 Amtsblatt der Europdischen Union L 250/153

eingefithrtem Strom) finanziert werden, besteht die Gefahr, dass die Finanzierungsmethode, bei der eine Belastung
des eingefithrten Stroms, dem diese Finanzierung nicht zugutekommt, erfolgt, sich auf eingefiihrten Strom aus
erneuerbaren Energiequellen diskriminierend auswirkt und damit gegen Artikel 30 und/oder Artikel 110 AEUV
verstofit (1%°).

(221) Ferner hat die Kommission in ihrem Einleitungsbeschluss festgestellt, dass das EEG 2012 prima facie eine diskri-
minierende Wirkung haben konnte, da in § 39 des EEG 2012 der Betrag festgesetzt ist, um den die EEG-Umlage
im Falle der sogenannten direkten Vermarktung zu verringern ist. Der verringerte Satz gilt nur dann, wenn das
Elektrizitdtsversorgungsunternehmen 50 % seines Stromportfolios von nationalen EEG-Stromerzeugern bezogen
hat; dies scheint eine diskriminierende Abgabe im Sinne des Artikels 110 AEUV darzustellen.

(222) In Bezug auf Fille, in denen die Umlage auf Einfuhren erhoben wird, die nicht nach dem EEG 2012 gefordert
wiirden, wenn sie in Deutschland erzeugt worden wiren (z. B. Strom aus Anlagen, die seit iiber 20 Jahren in
Betrieb sind), stellte die Kommission ferner fest, dass die Umlage mit den Artikeln 30 und 110 AEUV im
Einklang steht, weil in diesen speziellen Fillen keine unterschiedliche Behandlung von nationaler Erzeugung und
Einfuhren erfolgt.

(223) Deutschland bestreitet aus folgenden Griinden, dass das EEG 2012 zu einer Diskriminierung im Sinne der
Artikel 30 und 110 AEUV fithren kénnte: Zunichst macht Deutschland geltend, die eingefithrten Erzeugnisse, auf
die die EEG-Umlage erhoben wird, und die inldndischen Erzeugnisse, die durch sie finanziert werden, seien nicht
gleichartig, denn die EEG-Umlage diene der Finanzierung von EE-Anlagen, werde aber auf den Verbrauch von EE-
Strom erhoben.

(224) Selbst in der Annahme, dass mit der Umlage EE-Strom finanziert wird, bestiinde nach wie vor ein Unterschied
zwischen dem Strom, auf den die Umlage erhoben wird, und dem Strom, der durch die Umlage gefordert wird.
Dies sei darauf zuriickzufithren, dass Deutschlands EE-Ziel nach Artikel 3 Absatz 3 in Verbindung mit Anhang I
Teil A der Richtlinie 2009/28/EG nur durch EE-Strom erfillt werden konne, der entweder im Inland erzeugt oder
auf der Grundlage einer Mafinahme zur Kooperation mit dem Mitgliedstaat, in dem der Strom erzeugt worden ist,
eingefithrt wurde (Artikel 5 Absatz 3 der genannten Richtlinie). Deshalb konne eingefithrter EE-Strom nicht auf
die Zielerfullung angerechnet werden, wenn keine Kooperationsmafinahme besteche. Aus der Sicht der
Verbraucher konne derartiger Strom daher nicht als mit inldndischem EE-Strom vergleichbar betrachtet werden.

(225) In Bezug auf das Grinstromprivileg (§ 39 EEG 2012) macht Deutschland geltend, dass es nicht als
diskriminierend angesehen werden konne, weil es die Richtlinie 2009/28/EG umsetze. Nach der Richtlinie
2009/28[EG, mit der ein nationales Ziel fiir den Anteil von Energie aus erneuerbaren Quellen festgesetzt werde,
konnten die Mitgliedstaaten Forderregelungen und Mafnahmen zur Kooperation (Artikel 3 Absatz 3) einfihren.
Nach Artikel 5 Absatz 3 der Richtlinie werde im Inland erzeugter EE-Strom im Hinblick auf die Erreichung des
Ziels beriicksichtigt. In anderen Mitgliedstaaten erzeugter EE-Strom werde grundsitzlich auf das Ziel angerechnet,
wenn er durch eine Mafnahme zur Kooperation zwischen den betreffenden Mitgliedstaaten abgedeckt sei. Der
Abschluss derartiger Vereinbarungen sei nicht vorgeschrieben, sondern liege im Ermessen der Mitgliedstaaten.
Nach Auffassung Deutschlands ergibt sich aus diesen Bestimmungen der Richtlinie, dass Deutschland zur aus-
schlieflichen Forderung der inlindischen Erzeugung von EE-Strom berechtigt ist. Aus diesen Bestimmungen
ergebe sich aulerdem, dass Deutschland nicht verpflichtet sei, EE-Stromerzeugern aus anderen Mitgliedstaaten
Zugang zu seinen Forderregelungen zu gewidhren oder sie in die Lage zu versetzen, das Griinstromprivileg zu
nutzen.

(226) Deutschland macht auRerdem geltend, dass bei einer Offnung des Griinstromprivilegs fiir Erzeuger in anderen
Mitgliedstaaten die Gefahr einer Uberforderung bestiinde, da die genannten Erzeuger das fiir sie giinstigste
nationale Fordersystem wihlen konnten. Eine Offnung wiirde auch den Finanzierungsmechanismus des EEG
2012 gefihrden, da mehr und mehr auslindische Erzeuger daran interessiert waren, das Griinstromprivileg zu
nutzen, und die tatsichlich mit der EEG-Umlage belastete Strommenge stetig abnehmen wiirde, wodurch die
Grundlage fur die Finanzierung untergraben wiirde. In der Praxis wiirde dies den Zielen der Richtlinie
2009/28[EG zuwiderlaufen, die die Einfithrung nationaler Forderregelungen zum Zwecke der Steigerung der
Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen erlaube.

(227) Bestitigt werde diese Auslegung durch das jiingste Urteil in der Rechtssache Alands Vindkraft (). In dieser Sache,
bei der es um eine nationale Regelung gehe, die die Gewihrung handelbarer Zertifikate fiir Erzeuger von griinem
Strom nur in Bezug auf grinen Strom vorsah, der im Hoheitsgebiet des betreffenden Mitgliedstaats erzeugt
wurde, habe der Gerichtshof geurteilt, dass eine solche Regelung eine Mafinahme darstelle, die gleiche Wirkungen
habe wie mengenmifige Einfuhrbeschrinkungen, die grundsitzlich nicht mit Artikel 34 AEUV vereinbar seien.
Das System konne jedoch durch zwingende Erfordernisse des Umweltschutzes gerechtfertigt werden ('7).

(") Urteil Frankreich/Kommission, 4769, EU:C:1970:60, Rn. 20; Beschluss zum EEG 2014, Erwagungsgriinde 329 ff.
(") Urteil Alands Vindkraft, C-573/12, EU:C:2014:2037.
(17) Urteil Alands Vindkraft, C-573/12, EU:C:2014:2037,Rn. 75, 119.
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(228) Schlieflich stellt die EEG-Umlage nach Auffassung Deutschlands keine Abgabe im Sinne des Artikels 30 oder des
Artikels 110 AEUV dar. Vielmehr handele es sich um einen reinen Kostenerstattungsanspruch der UNB gegeniiber
den Elektrizititsversorgungsunternehmen, da davon ausgegangen werde, dass die UNB Leistungen fiir die
Elektrizititsversorgungsunternehmen erbringen. Deutschland nimmt Bezug auf die Rechtsprechung des
Gerichtshofs, der zufolge ,eine solche den Waren wegen des Uberschreitens der Grenze auferlegte Belastung jedoch dann
nicht als nach dem Vertrag verbotene Abgabe zollgleicher Wirkung angesehen werden [kann], wenn sie Teil einer allgemeinen
inlandischen Gebiihrenregelung ist, die systematisch samtliche inldndischen und eingefiihrten Waren nach gleichen Kriterien
erfasst, wenn sie ein der Hohe nach angemessenes Entgelt fiir einen dem Wirtschaftsteilnehmer tatsichlich und individuell
geleisteten Dienst darstellt oder aber — unter bestimmten Voraussetzungen —, wenn sie wegen Kontrollen erhoben wird, die
zur Erfiillung von Verpflichtungen aus dem Gemeinschaftsrecht durchgefiihrt werden” (1%).

(229) Nach Ansicht Deutschlands sind das zweite und das dritte im Urteil des Gerichtshofs aufgefiihrte alternative
Kriterium erfullt. Zunichst macht Deutschland geltend, dass die EEG-Umlage ein angemessenes Entgelt fiir einen
geleisteten Dienst darstellt, und zwar fiir die Uberlassung der ,erneuerbaren Eigenschaft® des von den UNB
ibertragenen EE-Stroms, die von den Elektrizititsversorgungsunternehmen erworben wird, wie unter
Erwigungsgrund 144 erldutert (). Nach Ansicht Deutschlands erhalten die Elektrizititsversorgungsunternehmen
fir die Zahlung der EEG-Umlage an die UNB als Gegenleistung, dass ein Teil des Stroms aus erneuerbaren
Energiequellen stammt. Anders als im Fall Essent (1'%, in dem fur die Zahlungen keine Gegenleistung erbracht
worden sei, werde fiir die EEG-Umlage eine Gegenleistung erbracht. Zweitens werde die EEG-Umlage erhoben,
um sich aus dem EU-Recht, insbesondere aus der Richtlinie 2009/28/EG, ergebende Verpflichtungen zu erfiillen.

(230) Die Kommission kann sich der Argumentation Deutschlands nicht anschliefSen.

(231) Erstens trifft es zwar zu, dass die EEG-Umlage die Errichtung von Anlagen fiir die Nutzung erneuerbarer Energien
finanziert, aber sie fordert auch die Erzeugung des Stroms aus diesen Anlagen. Dies wird dadurch belegt, dass die
EEG-Umlage pro Kilowattstunde Stromverbrauch erhoben wird. Zweitens kann die Gleichartigkeit zwischen im
Inland erzeugtem EEG-Strom und eingefithrtem EEG-Strom nicht durch die bloe Tatsache ausgerdumt werden,
dass eingefithrter EEG-Strom bei der Erreichung der Zielvorgabe der Richtlinie 2009/28/EG nicht beriicksichtigt
wird. Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes ist Gleichartigkeit ,nicht anhand eines Kriteriums der strengen
Identitit zu bestimmen, sondern anhand eines solchen der gleichen oder vergleichbaren Verwendung“ (!'). Die
Frage der Gleichartigkeit ist von der Ungleichbehandlung zu trennen: Eine Ungleichbehandlung liegt nur in Bezug
auf eingefithrten Strom vor, der unter das EEG 2012 fallen wiirde, wenn er in Deutschland erzeugt worden wire.
In diesem Zusammenhang ist die Frage, ob eingefithrter EE-Strom bei der Verwirklichung des in der Richtlinie
2009/28/EG festgesetzten Ziels beriicksichtigt wird, unerheblich.

(232) Dariiber hinaus stimmt die Kommission mit der von Deutschland zum Ausdruck gebrachten Auffassung, dass die
EEG-Umlage keine Abgabe im Sinne des Artikels 30 oder des Artikels 110 AEUV darstelle, nicht tiberein.
Zunichst ist es, wie der Gerichtshof im Fall Essent geurteilt hat, fur die Anwendung der Artikel 30 und 110
AEUV unerheblich, dass die Abgabe nicht direkt vom Staat, sondern vom UNB erhoben wird (''?). Zweitens gibt
es offenbar keinen Dienst bzw. Vermogenswert, fir den die von den Elektrizititsversorgungsunternehmen
entrichtete EEG-Umlage eine angemessene Zahlung darstellen wiirde. Die ,erneuerbare Eigenschaft” als solche ist
fur die Elektrizitdtsversorgungsunternehmen irrelevant, da sie getrennt vom EEG-Strom {iibertragen wird. Ebenso
wenig stehen die von den Elektrizititsversorgungsunternehmen geleisteten Zahlungen in einem angemessenen
Verhiltnis zum erbrachten Dienst, da sie von der Anzahl der nicht privilegierten Kunden dieser Unternechmen
abhidngen, wihrend der angeblich durch die ,Erneuerbaren“-Eigenschaft erbrachte Dienst unteilbar und fir alle
gleich ist. Drittens wird die EEG-Umlage weder wegen Kontrollen erhoben, noch wird sie direkt aufgrund von sich
aus dem Unionsrecht ergebenden Verpflichtungen erhoben. Deutschland ist nach der Richtlinie 2009/28/EG
verpflichtet, MafSnahmen zu treffen, um effektiv zu gewahrleisten, dass sein Anteil von Energie aus erneuerbaren
Quellen bestindig steigt (Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie); die Umsetzung liegt sowohl hinsichtlich der
spezifischen Maflnahmen (Artikel 3 Absatz 3 der Richtlinie) als auch hinsichtlich der Art ihrer Finanzierung im
Ermessen Deutschlands.

(233) Wie die Kommission in ihrem Einleitungsbeschluss ausfiithrte, verbieten die Artikel 30 und 110 lediglich die
Finanzierung einer Regelung, in deren Rahmen die nationale Erzeugung durch Erhebung einer diskriminierenden
Abgabe auf eingefithrte Erzeugnisse gefordert wird. Sie verpflichten die Mitgliedstaaten nicht, die Forderregelung

(1%) Urteil Lamaire, C-130/93, EU:C:1994:281, Rn. 14.

(") Deutschland raumt jedoch ein, dass die EEG-Umlage kein Entgelt fir die Lieferung von EE-Strom als solchem, der auf dem Spotmarkt
verkauft wird, darstellt.

("% Urteil Essent Netwerk Noord, C-206/06, EU:C:2008:413.

(") Urteil Kommission/Ddnemark, 17178, EU:C:1980:54, Rn. 5.

("?) Urteil Essent Netwerk Noord, C-206/06, EU:C:2008:413, Rn. 46.
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auf die eingefihrte Produktion auszuweiten. Dieser Beschluss stellt — ebenso wenig wie vorangegangene
Beschliisse tiber nationale Forderregelungen fiir erneuerbare Energien ('"’) — infrage, dass die Forderung im
Rahmen des EEG 2012 auf die nationale Erzeugung begrenzt ist. Bei der Gestaltung ihrer Forderregelungen
diirfen die Mitgliedstaaten jedoch keine diskriminierenden Abgaben im Sinne der Artikel 30 und 110 AEUV
einfiihren.

(234) Das Urteil in der Sache Alands Vindkraft 4ndert nichts an der Wiirdigung in Bezug auf die Artikel 30 und 110
AEUV. Erstens ging es in der genannten Rechtssache einzig und allein um die Frage, ob eine nationale
Forderregelung fir Erzeuger erneuerbarer Energien auch in anderen Mitgliedstaaten ansissigen Erzeugern
offenstehen musste (der Gerichtshof verneinte dies). In dem Urteil wurde nicht die Frage behandelt, ob eine
derartige nationale Forderregelung dariiber hinaus tiber eine diskriminierende Abgabe finanziert werden darf, die
auch in anderen Mitgliedstaaten ansissigen Wirtschaftsteilnehmern auferlegt wird. Zweitens legte der Gerichtshof
der Europdischen Union auf Antrag des schwedischen Gerichtshofs Artikel 34 {ber mengenmafige
Beschriankungen des freien Warenverkehrs aus; das Ersuchen um Vorabentscheidung bezog sich nicht auf die
Artikel 30 und 110 AEUV iiber diskriminierende Abgaben und Steuern, zu denen der Gerichtshof der
Europiischen Union folglich nicht Stellung nahm. Drittens stellte der Gerichtshof der Europaischen Union fest,
dass Schwedens Weigerung, dem Kliger Zugang zu seinem Zertifikatsystem zu gewahren, zwar eine Mafinahme
mit gleicher Wirkung wie mengenmafige Einfuhrbeschrinkungen darstellt, dass diese Manahme aus Griinden
der Umweltpolitik aber gerechtfertigt ist und in einem angemessenen Verhiltnis zu diesem umweltpolitischen Ziel
steht ("'*). Diskriminierende Mafinahmen, die gegen die Artikel 30 und 110 verstoffen, sind jedoch nicht
gerechtfertigt, auch nicht aus Griinden des Umweltschutzes: Der Kommission ist kein Fall bekannt, in dem der
Schutz der Umwelt (oder ein anderer zwingender Grund des Allgemeininteresses) durch die Auferlegung einer
Zahlung gefordert werden konnte, wodurch Wirtschaftsteilnehmer in anderen Mitgliedstaaten mehr zahlen
wiirden als ihre inldndischen Wettbewerber.

(235) Deutschland bleibt zwar bei seiner Auffassung, dass die EEG-Umlage nicht gegen die Artikel 30 und 110 AEUV
verstoft, hat aber zugesagt, in Verbindungsleitungen und dhnliche europdische Energieprojekte zu investieren
(sieche Beschreibung in Erwidgungsgrund 19). Diese Investitionen wiirden dem geschitzten Umfang der
mutmaflichen Diskriminierung entsprechen.

(236) Die tibliche Abhilfemafinahme bei Verstofen gegen die Artikel 30 und 110 AEUV besteht in der Riickzahlung der
auferlegten Abgaben. Die Reinvestition des Anteils der Einnahmen aus einer auf Einfuhren erhobenen
parafiskalischen Abgabe in Vorhaben und Infrastruktur, die speziell Einfuhren zugutekommen, ist von der
Kommission jedoch als geeignete Abhilfemafnahme fiir die in der Vergangenheit liegende mutmafliche
Diskriminierung im Sinne der Artikel 30 und 110 AEUV anerkannt worden ('"°).

(237) Zur Ermittlung des Anteils der in der Vergangenheit erzielten Einnahmen aus der EEG-Umlage, der fiir derartige
Investitionen aufzuwenden ist, miissen in einem ersten Schritt die Einfuhren an in Betracht kommendem EEG-
Strom nach Deutschland geschitzt werden. Nach Angaben Deutschlands lag der Teil der Herkunftsnachweise fiir
EE-Strom, der im Rahmen des EEG 2012 gefordert werden konnte, im Geltungszeitraum des EEG 2012 von
Januar 2012 bis Juli 2014 bei rund 1 349 GWh: 519 GWh im Jahr 2012, 283 GWh im Jahr 2013 und 547
GWh im Jahr 2014. Der weitaus grolere Teil der Herkunftsnachweise, der nicht in diesem Betrag enthalten ist,
entfillt auf grofle, alte Wasserkraftwerke, die nicht unter das EEG 2012 fallen wiirden. Da Herkunftsnachweise
jedoch separat gehandelt werden konnen, reichen sie fiir sich allein nicht aus, um festzustellen, in welchem
Umfang tatsichlich EEG-Strom eingefithrt wird. Deutschland teilte mit, die tatsichlichen Einfuhren seien geringer
gewesen, konnte jedoch nicht angeben, in welchem Umfang der den Berechnungen zufolge eingefiihrte griine
Strom durch physische Einfuhrvertrige abgedeckt war.

(238) In einem zweiten Schritt ist zu bewerten, in welchem Umfang eingefiihrter griiner Strom diskriminiert wurde. Die
Diskriminierung besteht darin, dass die EEG-Umlage nur der inlindischen Erzeugung von EEG-Strom
zugutekommt (bei Vorliegen der Voraussetzungen fir die Forderfihigkeit), obwohl sowohl die inlindische
Erzeugung von EEG-Strom als auch die EEG-Strom-Einfuhren zur EEG-Umlage beitragen.

(239) Die Diskriminierung als solche ldsst sich an der Hohe der EEG-Umlage messen, die auf eingefiihrten EEG-Strom
erhoben wird. Es sei jedoch darauf hingewiesen, dass eine etwaige Erstattung nicht die gesamte Umlage als solche
betrife, sondern auf die hypothetische Art der erhaltenen Forderung (Einspeisevergiitungen, Marktprimien oder
Griinstromprivileg) beschrinkt wire. Da die inlindischen Erzeuger von EEG-Strom die Umlage ebenfalls
entrichten, aber die EEG-Forderung erhalten, wiirde sich eine Ungleichbehandlung nur dann ergeben, wenn die
Umlage auf Einfuhren berechnet wird, die keine Fordermittel erhalten. Die Diskriminierung entspricht im
Wesentlichen der Hohe der Forderung, die dem eingefithrten EEG-Strom vorenthalten wird.

(") Siehe z. B. staatliche Beihilfe SA. 33384 (2011/N) — Osterreich, Okostromgesetz 2012, C (2012) 565 final.
(1%) Siehe Fullnote 107.
(") Staatliche Beihilfe SA.15876 (N490/2000) — Italien, ,Stranded costs“ in der Stromwirtschaft (ABL. C 250 vom 8.10.2005, S. 10).
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(240) Da die Einspeisevergiitungen und die Marktprimien von einer EEG-Technologie zur anderen variieren, muss nach
Auffassung der Kommission festgestellt werden, welche Arten von EEG-Strom in welchen Mengen tatsichlich
eingefithrt wurden, damit diese Formen der Forderung auf Einfuhren angewendet werden konnen. Da jedoch
nach Angaben Deutschlands keine Daten zu den tatsichlichen EEG-Einfuhren vorliegen, ist es nicht moglich, die
Diskriminierung durch Anwendung des spezifischen Einspeisetarifs oder der spezifischen Marktprimie auf die
entsprechende Einfuhrmenge zu ermitteln.

(241) Dagegen lidsst sich der aus dem Griinstromprivileg erwachsende Vorteil leichter feststellen: Deutschland hat
mitgeteilt, dass der sich aus dem Griinstromprivileg ergebende Vorteil in der Praxis unter 4 ct/kWh gelegen habe.
Dies sei darauf zuriickzufithren, dass die Elektrizititsversorgungsunternehmen, die die Gewahrung des Privilegs
beantragen, die Verringerung um 2 ct/kWh auf ihr gesamtes Portfolio nur erhalten, wenn mindestens 50 % des
Stroms aus erneuerbaren Energien erzeugt werden. Um zu vermeiden bzw. das Risiko moglichst gering zu halten,
dass sie das 50 %-Ziel knapp verfehlen (und dann auf ihr gesamtes Portfolio die volle EEG-Umlage entrichten
miissen), kauften die Stromanbieter EEG-Strom mit einer Sicherheitsmarge, das heifst iiber die erforderlichen 50 %
hinaus, zuweilen bis zu 60 %. In diesem Fall sei bei der Berechnung des Kostenvorteils, der unter Umstinden an
Erzeuger von EE-Strom weitergegeben werden kann, die fur das gesamte Portfolio erhaltene Verringerung der
EEG-Umlage, d. h. 2 ct/kWh, durch einen hoheren EE-Strom-Anteil zu dividieren. Bei einem Anteil von 60 %
wiirde der tatsichliche Kostenvorteil, der weitergegeben werden koénnte, beispielsweise nicht 4 Cent/kWh,
sondern lediglich 3,3 ct/kWh betragen. Im Durchschnitt lag der sich aus dem Griinstromprivileg ergebende
maximale Vorteil im Jahr 2012 bei 3,8 ct/kWh, im Jahr 2013 bei 3,2 ct/kWh und im Jahr 2014 bei 3,9 ct/kWh.

(242) Das Griinstromprivileg lag im Jahr 2012 etwas hoher als die EEG-Umlage, in den Jahren 2013 und 2014 aber
niedriger als die Umlagen. Ferner war das Griinstromprivileg niedriger als der in bestimmten Einspeisever-
giitungen, z. B. fiir Sonnenenergie, enthaltene Vorteil (nach Abzug des Marktpreises), aber hoher als der in
anderen Einspeisevergiitungen, z. B. fir Windenergie, enthaltene Vorteil. Aber selbst wenn das Privileg in
gewissem Mafse zu einer zu niedrigen Einschitzung des tatsichlichen Ausmafles der Diskriminierung fithren mag,
ist zu beriicksichtigen, dass die Betrdge der Herkunftsnachweise zu einer zu hohen Einschitzung des Umfangs der
Einfuhren fithren. Daher vertritt die Kommission die Ansicht, dass die von Deutschland angewandte (in
Erwigungsgrund 238 ff. beschriebene) Methode angemessen ist. Der sich aus dem Griinstromprivileg ergebende
Vorteil kann in Verbindung mit den Angaben zu den eingefithrten Herkunftsnachweisen als angemessener
Richtwert fir den Umfang betrachtet werden, in dem eingefithrter EEG-Strom im Rahmen des EEG 2012
diskriminiert wurde.

(243) Auf der Grundlage der unter Randnummer 237 genannten Werte fiir die forderfahigen Einfuhren von EEG-Strom
und der unter Randnummer 241 aufgefiihrten Werte fir das Griinstromprivileg belduft sich der zu
reinvestierende Betrag auf 50 Mio. EUR (''°). Daher betrachtet die Kommission die Zusage Deutschlands, 50 Mio.
EUR in Verbindungsleitungen und europiische Energieprojekte zu investieren (vgl. Erwagungsgrund 19) als
Abhilfemanahme fur die in der Vergangenheit liegende mutmafliche Diskriminierung im Sinne der Artikel 30
und 110 AEUV.

8. VERBINDLICHE SPRACHFASSUNG
(244) Wie in Abschnitt 1 dieses Beschlusses dargelegt, hat Deutschland auf sein Recht verzichtet, dass der Beschluss in
deutscher Sprache angenommen wird. Daher wird Englisch die verbindliche Sprache sein.

9. SCHLUSSFOLGERUNG UND RUCKFORDERUNG

(245) Da der durch die EEG-Umlage bedingte, in der Vergangenheit liegende Verstoff gegen die Artikel 30 und 110
AEUV behoben wurde, stellt die Kommission fest, dass die Forderung von Erzeugern von EEG-Strom, die in den
Erwigungsgriinden 187 und 200 des Einleitungsbeschlusses fiir mit dem Binnenmarkt vereinbar erkldrt wurde,
auch in Bezug auf ihren Finanzierungsmechanismus mit dem Binnenmarkt vereinbar ist.

(246) Die Kommission stellt fest, dass Deutschland die Beihilfe fur die Forderung der Erzeugung von EEG-Strom und
fur stromintensive Unternehmen unter Verstof8 gegen Artikel 108 Absatz 3 AEUV rechtswidrig durchgefiihrt hat.

(247) Die Beihilfe sollte in dem Umfang, in dem sie mit dem Binnenmarkt unvereinbar ist, zuriickgefordert werden.

(248) Die Riickforderung sollte sich nur auf die Verringerung der EEG-Umlage fur die Jahre 2013 und 2014 (im
Folgenden ,die betreffenden Jahre®) erstrecken.

(119 19,7 (2012) + 9,1 (2013) + 21,3 (2014) = 50,1 Mio. EUR.
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(249) Die Rickforderungsbetrige sollten sich fiir jedes der betreffenden Jahre auf die Differenz zwischen dem nach den
Erwidgungsgriinden 251, 252 und 253 festgestellten zuldssigen Betrag fiir das jeweilige Jahr und dem Betrag der
EEG-Umlage, der vom Begiinstigten in dem betreffenden Jahr tatsichlich entrichtet wurde, beschrinken.

(250) Der Betrag der EEG-Umlage, der vom Begiinstigten in dem betreffenden Jahr tatsichlich entrichtet wurde, ergibt
sich grundsitzlich durch Anwendung der verringerten Umlage fiir das jeweilige Jahr auf den Stromverbrauch des
Begiinstigten in demselben Jahr. Da die Verbrauchsdaten fiir die betreffenden Jahre noch nicht fiir alle von der
Riickforderung betroffenen Unternehmen zur Verfiigung stehen, wird Deutschland jedoch zwecks Beschleunigung
der Riickforderung in einem ersten Schritt anhand des in den Antrdgen angegebenen Stromverbrauchs einen
vorldufigen Ruckforderungsbetrag berechnen, der sofort zuriickzufordern ist. In einem zweiten Schritt wird
Deutschland auf der Grundlage der tatsichlichen Verbrauchsdaten fur die betreffenden Jahre die endgiiltigen
Riickforderungsbetrige feststellen und die erforderlichen Mafinahmen ergreifen, um die Riickforderung bzw.
Riickzahlung auf der Grundlage dieser endgiiltigen Betrige zu gewdahrleisten (dieser zweite Schritt des Riickforde-
rungsprozesses wird als ,Korrekturmechanismus® bezeichnet).

(251) Der erste Schritt bei der Ermittlung des zuldssigen Beihilfebetrags besteht in der Anwendung des Abschnitts 3.7.2
der Leitlinien von 2014. Das Unternechmen, dem die Verringerung zugutekam, muss den in Anhang 3 der
Leitlinien von 2014 aufgefithrten Wirtschaftszweigen (Randnummer 185 der Leitlinien von 2014) angehoren
oder aber, wenn es nicht in einem der in Anhang 3 der Leitlinien von 2014 genannten Wirtschaftszweige
angesiedelt ist, eine Stromintensitit von mindestens 20 % aufweisen und einem Wirtschaftszweig mit einer
Handelsintensitdt von mindestens 4 % auf Unionsebene angehoren (Randnummer 186 der Leitlinien von 2014).
Fir die Anwendung der Randnummer 186 der Leitlinien von 2014 koénnen, wie in Erwigungsgrund 202
erldutert, die in den Antrigen fiir die betreffenden Jahre vorgelegten Daten verwendet werden.

(252) Wenn das Unternehmen auf der Grundlage von Erwigungsgrund 251 férderfihig ist, muss es mindestens 15 %
der zusitzlichen Kosten ohne Verringerung tragen (Randnummer 188 der Leitlinien von 2014). Der zu zahlende
Betrag kann jedoch auf Unternechmensebene auf 4 % der Bruttowertschopfung des betreffenden Unternehmens
beschriankt werden. Bei Unternehmen mit einer Stromintensitit von mindestens 20 % kann der zu zahlende
Betrag auf 0,5 % der Bruttowertschopfung des betreffenden Unternehmens begrenzt werden (Randnummer 189
der Leitlinien von 2014). Fir die Anwendung der Randnummer 189 der Leitlinien von 2014 konnen, wie in
Erwigungsgrund 202 erldutert, die in den Antrigen fiir die betreffenden Jahre vorgelegten Daten verwendet
werden. Ist das Unternehmen nicht auf der Grundlage von Erwigungsgrund 251 forderfihig, so entspricht der zu
entrichtende Betrag nach Abschnitt 3.7.2 der Leitlinien von 2014 vorbehaltlich der Ubergangsbestimmung in
Randnummer 197 der Leitlinien von 2014 grundsitzlich der nicht verringerten EEG-Umlage.

(253) Wenn der auf der Grundlage von Erwigungsgrund 252 ermittelte zu entrichtende Betrag fiir eines der
betreffenden Jahre hoher ist als der Betrag, den der Begiinstigte in dem jeweiligen Jahr tatsichlich entrichtet hat,
so gelten die in Erwdgungsgrund 212 dargelegten Bestimmungen des Anpassungsplans: Fiir das Jahr 2013 sollte
der zuldssige Betrag hochstens 125 % der im Jahr 2013 (d. h. im selben Jahr) tatsichlich entrichteten Umlage
betragen. Fiir das Jahr 2014 sollte der zuldssige Betrag hochstens 150 % der im Jahr 2013 (d. h. im Vorjahr)
tatsdchlich entrichteten Umlage betragen. Wie in Erwiagungsgrund 250 dargelegt, kann die in den Jahren 2013
und 2014 tatsdchlich entrichtete Umlage fiir die Zwecke der Ermittlung des vorldufigen Riickforderungsbetrags
auf den Daten zum Stromverbrauch beruhen, die im Antrag des Unternehmens auf Verringerung in den Jahren
2013 und 2014 aufgefuhrt sind. Fir die Anwendung des Korrekturmechanismus werden die Daten zum
tatsdchlichen Stromverbrauch fir 2013 und 2014 verwendet, sobald sie zur Verfiigung stehen.

(254) Ist der auf der Grundlage der Erwdgungsgriinde 251, 252 und 253 ermittelte zu zahlende Betrag nicht hoher als
der Betrag, der vom Begiinstigten in einem der betreffenden Jahre tatsdchlich entrichtet wurde, so erfolgt keine
Riickforderung.

(255) Liegt der Gesamtbetrag der Beihilfen, die ein Begiinstigter erhalten hat, unter 200 000 EUR und erfullt die
Beihilfe alle tibrigen Kriterien der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission ('”) oder der Verordnung
(EG) Nr. 1998/2006 der Kommission (**¥), sollte eine solche Beihilfe nicht als staatliche Beihilfe im Sinne des
Artikels 107 Absatz 1 AEUV betrachtet werden und daher nicht Gegenstand einer Riickforderung sein.

(256) Liegt der Gesamtbetrag der Beihilfen, die ein Begiinstigter erhalten hat, itber 200 000 Euro und ist davon ein
Betrag von weniger als 200 000 EUR zuriickzufordern, sind die Verordnungen (EG) Nr. 1998/2006 und (EU)
Nr. 1407/2013 nicht anwendbar, weil die Beihilfen dieselben forderfihigen Kosten betreffen und eine
Kumulierung daher ausgeschlossen ist (Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 und Artikel 2
Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1998/2006). Derartige Betrdge sollten daher Gegenstand einer Riickforderung
sein miissen.

(") Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 iiber die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags
tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABL. L 352 vom 24.12.2013, S. 1).

("% Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 der Kommission vom 15. Dezember 2006 iiber die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf
,De-minimis“-Beihilfen (ABL L 379 vom 28.12.2006, S. 5).
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(257) Die Kommission hat ferner gepriift, ob Hindernisse fiir die Riickforderung im Sinne des Artikels 14 der
Verordnung (EG) Nr. 659/1999 bestehen. Wie in Erwidgungsgrund 172 dargelegt, machten bestimmte Beteiligte
geltend, dass die Anpassung in den Jahren 2013 und 2014 so gering wie mdoglich sein sollte, um das berechtigte
Vertrauen der Begiinstigten zu schiitzen, und dass keine Riickforderung erfolgen sollte. Aus den in den
Erwigungsgriinden 146 ff. dargelegten Griinden kann die Entscheidung der Kommission in der Sache NN 27/00
jedoch kein berechtigtes Vertrauen seitens der Begiinstigten begriinden, da das EEG 2012 sich vom EEG 2000
unterscheidet und mehr als zehn Jahre spiter verabschiedet wurde und insbesondere die BesAR im EEG 2000
nicht vorgesehen war —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Die staatliche Beihilfe zur Forderung der Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien und aus Grubengas
einschlieflich ihres Finanzierungsmechanismus, die auf der Grundlage des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 2012 (EEG
2012) gewahrt und von Deutschland unter Verstof$ gegen Artikel 108 Absatz 3 AEUV rechtswidrig durchgefithrt wurde,
ist mit dem Binnenmarkt vereinbar, sofern Deutschland die in Anhang I dargelegte Verpflichtung einhilt.

Artikel 2

Die Kommission akzeptiert den von Deutschland vorgelegten und in Anhang II dargelegten Anpassungsplan fiir die Jahre
2013 und 2014.

Artikel 3

1. Die staatliche Beihilfe, die in stromintensiven Unternehmen gewdhrten Verringerungen der Umlage zur
Finanzierung der Forderung von Strom aus erneuerbaren Energien (EEG-Umlage) in den Jahren 2013 und 2014
(Besondere Ausgleichsregelung, BesAR) besteht und von Deutschland rechtswidrig unter Verstofs gegen Artikel 108
Absatz 3 AEUV durchgefiihrt wurde, ist mit dem Binnenmarkt vereinbar, wenn sie unter eine der in diesem Absatz
genannten vier Kategorien fillt.

Wurde die Beihilfe einem Unternehmen gewéhrt, das einem der in Anhang 3 der Leitlinien fiir staatliche Umweltschutz-
und Energiebeihilfen 2014-2020 (Leitlinien von 2014) aufgefithrten Wirtschaftszweige angehort, so ist sie mit dem
Binnenmarkt vereinbar, wenn das Unternehmen mindestens 15 % der zusitzlichen Kosten entrichtet hat, die den
Elektrizititsversorgungsunternehmen infolge von Verpflichtungen zur Abnahme erneuerbarer Energien entstehen und die
anschlielend an ihre Kunden weitergegeben werden. Wenn das Unternechmen weniger als 15 % dieser zusitzlichen
Kosten gezahlt hat, ist die staatliche Beihilfe dennoch mit dem Binnenmarkt vereinbar, wenn das Unternehmen einen
Betrag entrichtet hat, der mindestens 4 % seiner Bruttowertschopfung oder, bei Unternehmen mit einer Stromintensitat
von mindestens 20 %, mindestens 0,5 % seiner Bruttowertschopfung entspricht.

Wurde die staatliche Beihilfe einem Unternehmen gewihrt, das nicht einem der in Anhang 3 der Leitlinien von 2014
aufgefithrten Wirtschaftszweige angehort, aber im Jahr 2012 eine Stromintensitit von mindestens 20 % aufwies und
2012 einem Wirtschaftszweig mit einer Stromintensitit von mindestens 4 % auf Unionsebene angehérte, so ist sie mit
dem Binnenmarkt vereinbar, wenn das Unternehmen mindestens 15 % der zusdtzlichen Kosten entrichtet hat, die
Elektrizititsversorgungsunternehmen infolge von Verpflichtungen zur Abnahme erneuerbarer Energien entstehen und die
anschliefend an Stromkunden weitergegeben wurden. Wenn das Unternehmen weniger als 15 % dieser zusdtzlichen
Kosten entrichtet hat, ist die staatliche Beihilfe dennoch mit dem Binnenmarkt vereinbar, wenn das Unternehmen einen
Betrag entrichtet hat, der mindestens 4 % seiner Bruttowertschopfung oder, bei Unternehmen mit einer Stromintensitit
von mindestens 20 %, mindestens 0,5 % seiner Bruttowertschopfung entspricht.

Wenn die staatliche Beihilfe einem Unternehmen gewiahrt wurde, das auf der Grundlage von Unterabsatz zwei oder drei
fiir mit dem Binnenmarkt vereinbare staatliche Beihilfen in Betracht kommt, die Hohe der von dem betreffenden
Unternechmen gezahlte EEG-Umlage aber nicht die in diesen Unterabsdtzen verlangte Hohe erreicht, sind die folgenden
Teile der Beihilfe mit dem Binnenmarkt vereinbar:

a) fir 2013 der Teil der Beihilfe, der iiber 125 % der Umlage, die das Unternehmen im Jahr 2013 tatsichlich entrichtet
hat, hinausgeht;

b) fiir 2014 der Teil der Beihilfe, der iber 150 % der Umlage, die das Unternehmen im Jahr 2013 tatsdchlich entrichtet
hat, hinausgeht.
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Wurde die staatliche Beihilfe einem Unternehmen gewihrt, das nicht auf der Grundlage von Unterabsatz zwei oder drei
fiir mit dem Binnenmarkt vereinbare staatliche Beihilfen in Betracht kommt, und hat das Unternechmen weniger als 20 %
der zusdtzlichen Kosten der Umlage ohne Verringerung gezahlt, so sind die folgenden Teile der Beihilfe mit dem
Binnenmarkt vereinbar:

a) fur 2013 der Teil der Beihilfe, der iiber 125 % der Umlage, die das Unternehmen im Jahr 2013 tatsichlich entrichtet
hat, hinausgeht;

b) fur 2014 der Teil der Beihilfe, der iiber 150 % der Umlage, die das Unternehmen im Jahr 2013 tatsichlich entrichtet
hat, hinausgeht.

2. Beihilfen, die nicht unter Absatz 1 fallen, sind mit dem Binnenmarkt unvereinbar.

Artikel 4

Auf der Grundlage der in den Artikeln 1 und 3 genannten Beihilferegelungen gewihrte Einzelbeihilfen stellen keine
Beihilfen dar, wenn sie zum Zeitpunkt der Gewahrung die Voraussetzungen der nach Artikel 2 der Verordnung (EG)
Nr. 994/98 des Rates (') erlassenen Verordnung erfiillten, die zum Zeitpunkt der Beihilfegewihrung anwendbar war.

Artikel 5

Auf der Grundlage der in den Artikeln 1 und 3 aufgefiihrten Beihilferegelungen gewiahrte Einzelbeihilfen, die zum
Zeitpunkt ihrer Gewihrung die Voraussetzungen der nach Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 994/98 erlassenen
Verordnung oder einer anderen genehmigten Beihilferegelung erfiillten, sind bis zu den fur derartige Arten von Beihilfen
geltenden Beihilfehochstintensititen mit dem Binnenmarkt vereinbar.

Artikel 6

1. Deutschland fordert die in Artikel 3 Absatz 2 genannten mit dem Binnenmarkt unvereinbaren Beihilfen nach der
in Anhang III beschriebenen Methode von den Beihilfeempfiangern zuriick.

2. Die Riickforderungsbetrige umfassen Zinsen, die von dem Zeitpunkt, ab dem die Beihilfe den Beihilfeempfingern
zur Verfiigung stand, bis zu deren tatsichlicher Riickzahlung berechnet werden.

3. Die Zinsen werden gemifs Kapitel V der Verordnung (EG) Nr. 794/2004 (***) der Kommission nach der
Zinseszinsformel berechnet.

4. Deutschland stellt mit dem Tag des Erlasses dieses Beschlusses alle ausstehenden Zahlungen fiir die nach der in
Artikel 3 Absatz 2 genannten Regelung gewihrte Beihilfe ein.

Artikel 7

1. Die in Artikel 3 Absatz 2 genannten mit dem Binnenmarkt unvereinbaren Beihilfen werden sofort und tatsichlich
zuriickgefordert.

2. Deutschland stellt sicher, dass dieser Beschluss binnen vier Monaten ab dem Datum seiner Bekanntgabe mittels
Rickforderung der mit dem Binnenmarkt unvereinbaren Beihilfen durchgefithrt wird.

3. Fordert Deutschland nur die in Anhang IIl Absatz 4 aufgefithrten vorldufigen Riickforderungsbetrige zuriick, so
stellt das Land sicher, dass der in Anhang III Absatz 4 beschriebene Korrekturmechanismus innerhalb eines Jahres nach
Bekanntgabe dieses Beschlusses angewendet wird.

Artikel 8

1. Deutschland iibermittelt der Kommission binnen zwei Monaten nach Bekanntgabe dieses Beschlusses die folgenden
Informationen:

a) die Liste der Empfinger, die Beihilfen im Sinne des Artikels 3 Absitze 1 und 2 erhalten haben, und den Gesamtbetrag
der Beihilfe, den jeder von ihnen im Rahmen der Regelung erhalten hat;

(") Verordnung (EG) Nr. 994/98 des Rates vom 7. Mai 1998 iiber die Anwendung der Artikel 92 und 93 des Vertrags zur Griindung der
Europdischen Gemeinschaft auf bestimmte Gruppen horizontaler Beihilfen (ABL. L 142 vom 14.5.1998, S. 1).

(") Verordnung (EG) Nr. 794/2004 der Kommission vom 21. April 2004 zur Durchfithrung der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates
iiber besondere Vorschriften fiir die Anwendung von Artikel 93 des EG-Vertrags (ABL. L 140 vom 30.4.2004, S. 1).
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b) den gesamten vorldufigen Riickforderungsbetrag (Hauptforderung und Zinsen), der von jedem Begiinstigten
zuriickzufordern ist;

¢) eine ausfihrliche Beschreibung der Mafinahmen, die ergriffen wurden bzw. geplant sind, um diesem Beschluss,
einschlieflich der in Anhang I festgelegten Verpflichtung, nachzukommen;

d) Unterlagen, aus denen hervorgeht, dass die Empfinger zur Riickzahlung der Beihilfe aufgefordert worden sind und
die in Anhang I dargelegte Verpflichtung eingehalten wird.

2. Deutschland unterrichtet die Kommission iiber den Fortgang seiner Mafinahmen zur Durchfithrung dieses
Beschlusses, bis die Riickzahlung der in Artikel 3 Absatz 2 genannten Beihilfen abgeschlossen und die in Anhang I
aufgefiihrte Verpflichtung voll umgesetzt ist. Auf Anfrage der Kommission legt Deutschland unverziiglich Informationen
tiber die Mafinahmen vor, die ergriffen wurden bzw. geplant sind, um diesem Beschluss nachzukommen. Ferner
tibermittelt Deutschland ausfithrliche Angaben iiber die Beihilfebetridge und die Zinsen, die von den Empfingern bereits
zuriickgezahlt wurden.

Artikel 9

Deutschland hat sich verpflichtet, 50 Mio. EUR in Verbindungsleitungen und europiische Energieprojekte zu investieren.
Deutschland unterrichtet die Kommission tiber die Umsetzung dieser Verpflichtung.

Artikel 10

Dieser Beschluss ist an die Bundesrepublik Deutschland gerichtet.

Briissel, den 25. November 2014

Fiir die Kommission
Margrethe VESTAGER

Miitglied der Kommission
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ANHANG I

VON DEUTSCHLAND AM 7. JULI 2014 ANGEBOTENE VERPFLICHTUNG

»Art. 110/30 issue for existing installations and Griinstromprivileg (EEG 2012)

For the EEG 2012, a global solution could be conceived for both the Griinstromprivileg and the Article 30/110 issue.
The solution would consist of the reinvestment into interconnectors or similar European energy projects of the
estimated amount of the alleged discrimination. The reinvestment could be made in parallel to the progress of the
relevant project. On the basis of the figures communicated by Germany, the reinvestment should amount to EUR 50
million for the period January 2012 — July 2014. Again, Germany offers this commitment by safeguarding its legal
position (no discrimination).”

Ubersetzung:
[Frage beziiglich der Artikel 110 und 30 fur bestehende Anlagen und Griinstromprivileg (EEG 2012)

Fir das EEG 2012 konnte eine globale Losung fur das Griinstromprivileg sowie die Frage beziiglich der Artikel 30 und
110 in Betracht gezogen werden, ndmlich die Reinvestition des geschitzten Betrags der angeblichen Diskriminierung in
Verbindungsleitungen oder vergleichbare europdische Energieprojekte. Die Reinvestition konnte parallel zum Fortschritt des jeweiligen
Projekts erfolgen. Nach den von Deutschland iibermittelten Zahlen sollte sich die Reinvestition fiir den Zeitraum von Januar 2012
bis Juli 2014 auf 50 Mio. EUR belaufen. Deutschland macht auch diese Zusage unter Wahrung seiner Rechtsposition (keine
Diskriminierung).]



L 250/162 Amtsblatt der Européischen Union 25.9.2015

ANHANG II

VON DEUTSCHLAND AM 4. JULI 2014 VORGELEGTE VERPFLICHTUNGSZUSAGE

,Die Riickforderung bezogen auf ein Unternehmen ergibt sich aus der Differenz der entsprechenden EEG-Kosten nach
Umwelt- und Energiebeihilfeleitlinien (EEAG) und der nach EEG 2012 bemessenen EEG-Kosten. Dabei begrenzt der
Anpassungsplan die nach EEAG zu leistende Zahlung auf max. 125 % (fir 2013) bzw. max. 150 % (fur 2014) der nach
EEG 2012 fiir 2013 geleisteten EEG-Zahlung (vgl. folgende schematische Darstellung). Negative Riickforderungsbetrige
werden nicht beriicksichtigt.

Schematische Darstellung der Berechnung
Riickforderung,,,; = Z(Anpassplan),,,; — Z(EEG2012),,,,
Mit: Z(Anpassplan),,,; = Minimum von Z(EEAG) und 125 % x Z(EEG2012),,,,

Riickforderung,,,,: Riickforderung fiir das Jahr 2013

Z(Anpassplan),,,;: Zahlung gemifl Anpassungsplan fir 2013

Z(EEAG),,,;: Zahlung gemifs EEAG fiir 2013

Z(EEG2012),,,,: Fir 2013 nach EEG2012 tatsichlich geleistete EEG-Zahlung

Aufgrund der Dringlichkeit einerseits und zur Begrenzung des ohnehin als sehr hoch einzuschitzenden administrativen
Aufwandes andererseits ist es notig, fir die Berechnung der unternechmensbezogenen Riickforderungsbetrige
ausschlieSlich auf dem BAFA schon vorliegende Zahlen zuriickzugreifen (*). Daher werden die spezifischen Unterneh-
mensdaten (Bruttowertschopfung zu Marktpreisen, Strombezugsmenge, Stromkosten) der Antrdge fir 2013 bzw. 2014
verwendet (Bescheiddaten’), die sich auf das entsprechende Nachweisjahr beziehen (mafigebendes Geschiftsjahr des
Unternehmens in 2011 (Voraussetzungsjahr) fiir Begrenzung in 2013 (Begrenzungsjahr); mafigebendes Geschiftsjahr des
Unternechmens in 2012 fiir Begrenzung in 2014). Demzufolge wird fur die Berechnung u. a. jeweils die spezifische
Bruttowertschopfung zu Marktpreisen verwendet, da die Daten fiir die Bruttowertschopfung zu Faktorkosten nicht
vorliegen. Weiterhin erfordert diese Vorgehensweise, dass der gesamte Berechnungsvergleich auf der angemeldeten
Strombezugsmenge im Voraussetzungsjahr beruht, die von der in dem betreffenden Begrenzungsjahr tatsichlich
verbrauchten Strommenge abweicht.

Jahresbezug der verwendeten Werte:

Bescheid fiir 2013 Bescheid fiir 2014
Bruttowertschopfung (zu Marktpreisen) 2011 2012
Strommenge 2011 2012
Stromkosten 2011 2012¢

(*) Die unternehmensbezogenen Daten des Jahres 2013 liegen dem BAFA nicht vor. Unternehmensbezogene Daten des Jahres 2014
existieren naturgemaf noch nicht.
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ANHANG 11

RUCKFORDERUNGSMETHODE

1. Die Ruckforderung erstreckt sich nur auf die fur die Jahre 2013 und 2014 (im Folgenden ,die betreffenden Jahre®)
gewidhrten Verringerungen der EEG-Umlage.

2. Der Riickforderungsbetrag entspricht fiir jedes der betreffenden Jahre der Differenz zwischen dem nach den
Absitzen 5 bis 8 ermittelten zuldssigen Betrag fiir das betreffende Jahr, und dem nach den Absitzen 3 und 4 ermittelten
Betrag der EEG-Umlage, der von dem Beihilfeempfinger in dem betreffenden Jahr tatsichlich entrichtet wurde.

Der Betrag der EEG-Umlage, der von dem Beihilfeempfanger in dem betreffenden Jahr tatsichlich entrichtet wurde

3. Der Betrag der EEG-Umlage, der von dem Beihilfeempfinger in dem betreffenden Jahr tatsichlich entrichtet wurde,
ergibt sich durch Anwendung der verringerten Umlage fiir das betreffende Jahr auf den Stromverbrauch des
Beihilfeempfingers in demselben Jahr.

4. Abweichend von Absatz 3 kann Deutschland in einem ersten Schritt zur Berechnung eines vorldufigen Riickforde-
rungsbetrags den im Antrag des Beihilfeempfangers fiir das betreffende Jahr angegebenen Strombezug verwenden. In
diesem Fall wird der vorldufige Riickforderungsbetrag unverziiglich eingezogen, und Deutschland ermittelt in einem
zweiten Schritt den endgiiltigen Riickforderungsbetrag auf der Grundlage der tatsichlichen Bezugsdaten und unternimmt
die notwendigen Schritte, um die Riickforderung bzw. Riickzahlung auf der Grundlage dieses endgiiltigen Betrags zu
gewihrleisten (,Korrekturmechanismus®).

Der zuldssige Betrag

5. Wenn der Beihilfeempfinger einem in Anhang 3 der Leitlinien von 2014 aufgefithrten Wirtschaftszweig angehort
(Randnummer 185 der Leitlinien von 2014) oder wenn er, sollte dies nicht der Fall sein, eine Stromintensitit von
mindestens 20 % aufweist und einem Wirtschaftszweig mit einer Handelsintensitit von mindestens 4 % auf Unionsebene
angehort (Randnummer 186 der Leitlinien von 2014), so kommt er fur Beihilfen in Form von Verringerungen des
finanziellen Beitrags von erneuerbarem Strom in Betracht. Fiir die Anwendung der Randnummer 186 der Leitlinien von
2014 konnen die im Antrag fiir das betreffende Jahr angegebenen Daten verwendet werden.

6. Ist der Beihilfeempfinger auf der Grundlage von Absatz 5 beihilfefihig, entspricht der zuldssige Betrag 15 % der nicht
verringerten EEG-Umlage (Randnummer 188 der Leitlinien von 2014). Der zuldssige Betrag kann jedoch auf Unterneh-
mensebene auf 4 % der Bruttowertschopfung des betreffenden Unternehmens begrenzt werden. Bei Unternehmen mit
einer Stromintensitit von mindestens 20 % kann der zuldssige Betrag auf 0,5 % der Bruttowertschopfung des
betreffenden Unternehmens begrenzt werden (Randnummer 189 der Leitlinien von 2014). Fur die Anwendung der
Randnummer 189 der Leitlinien von 2014 kénnen die im Antrag fiir das betreffende Jahr angegebenen Daten verwendet
werden.

7. Ist der Beihilfeempfinger nicht auf der Grundlage von Absatz 5 beihilfefihig, entspricht der zuldssige Betrag 20 % der
nicht verringerten EEG-Umlage (Randnummer 197 der Leitlinien von 2014).

8. Ist der auf der Grundlage der Absdtze 6 und 7 ermittelte zuldssige Betrag fiir eines der betreffenden Jahre hoher als
der Betrag der EEG-Umlage, der vom Begiinstigten in dem betreffenden Jahr tatsichlich entrichtet wurde, so wird der
zuldssige Betrag in folgender Weise begrenzt:

a) Fir das Jahr 2013 entspricht der zuldssige Betrag hochstens 125 % des Betrags der EEG-Umlage, den der Empfinger
im Jahr 2013 (d. h. im selben Jahr) tatsichlich entrichtet hat.

b) Fir das Jahr 2014 entspricht der zuldssige Betrag hochstens 150 % des Betrags der EEG-Umlage, den der Empfanger
im Jahr 2013 (d. h. im Vorjahr) tatsichlich entrichtet hat.



	BESCHLUSS (EU) 2015/1585 DER KOMMISSION vom 25. November 2014 über die Beihilferegelung SA.33995 (2013/C) (ex 2013/NN) [Deutschlands zur Förderung erneuerbaren Stroms und stromintensiver Unternehmen] (Bekanntgegeben unter Aktenzeichen C(2014) 8786) (Nur der englische Text ist verbindlich) (Text von Bedeutung für den EWR) 

